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Ziel der Veranstaltung \-lar, 
- Beteiligte aus den verschie densten Fachbereichen zusammenzu-
führen 
- die Probleme zu diskutieren, die mit den Formularen als Medium 
im Kommunikationskreis "Bürger- Behörde- Bürger ... " aufgege-
ben sind 
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- in Form einer ersten Bestandsaufnahme einen kleinen Schritt in 
Richtung auf ein höheres Problembewußtsein und eine engere Zu-
sammenarbeit z u tun 
Die erste Tagungseinheit war mehr allgemeinen Gesichtspunkten der 
Formulare gewidmet (Siegfried Grosse, Heinz Fotheringham) . Die 
Vorträge der zweiten Tagungseinheit beschäftigten sich mehr mit 
dem Aufbau und der Gestaltung der Vordrucke sowie mit Fragen der 
Computerherstellung von Formularen (Max Helbig, Marulf Iken). Im 
Mittelpunkt der dritten Tagungseinheit standen auf der einen Sei-
te sozial- und kommunikationswissenschaftliche Gesichtspunkte 
(Richard Albrecht), auf der anderen Seite praktische Erfahrungen 
mit den verschiedenen Wohngeldvordrucken (Heinz Fotheringham, 
Günter Schmidt, Georg Diederich) . Auf der vierten und letzten 
Tagungseinheit wurde auf der einen Seite über das IdS-Projekt 
"Beratungsgespräche - Ana lys e asymmetrischer Dialoge" sowie über 
die Möglichkeit berichtet, den Rahmen dieses Projektes um den 
Bereich der Formulare auszuweiten (Abteilung "Sprache und Gesell-
schaft" des IdS). Auf der anderen Seite wurden die wichtigsten 
Gesichtspunkte der Vorträge und der sich daran anschließenden 
Diskussionen in einem Fünf-Punkte-Programm gemeinsam zusammenge-
stellt. 
Der vorliegende Band ist die Dokumentation dieser Arbeitstagung. 
Den Hauptvorträgen folgt eine kurze Zusammenfassung der Kurzvor-
träge und -berichte, die nicht abgedruckt worden sind, eine Zu-
sammenfassung der Diskussionen und das Fünf-Punkte-Programm. 
Den Schluß des Bandes bildet eine ausführliche Bibliographie al l-
gemein zum Bereich der Verwaltung und ihrer Sprache und zu damit 
zusammenhängenden Bereichen (Brigitte Hilgendorf) . 
Herzlich dankeh möchten wir Karin Laton für das geduldige Schrei-
ben des Manuskripts und für die graphische Gestaltung der Abbil-
dungen und Tabellen. 




ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN ZUR SPRACHLICHEN FASSUNG VON VORDRUCKEN 
UND FORMULAREN 
Zu ihrer Dezembersitzung 1978 hatte die ständige 'Kommission 
für Fragen der Sprachentwicklung' des Mannheimer Instituts für 
deutsche Sprache einige Experten zu einem ersten Gespräch ein-
geladen, das der sprachlichen Form von Vordrucken galt und die 
Absicht hatte, nach Wegen zu suchen, um die Mängel zu beheben, 
die es auf diesem Gebiet offensichtlich gibt und die nicht nur 
von den betroffenen Bürgern, sondern auch von FachleutenderVer-
waltung und Rechtsinstanzen, von Psychologen, Sozialwissenschaft-
lern, Sprachwissenschaftlern und in jüngster Zeit auch besonders 
von den Publizisten hervorgehoben und beklagt werden. Obwohl die-
ses Colloquium zunächs.t nur eine Groborientierung in dem sehr 
umfangreichen, aber bisher kaum kritisch betrachteten, geschwei-
ge wissenschaftlich durchforschten Gebiet zum Ziel hatte, so hat 
es wegen der Aktualität seiner Thematik in der Presse eine un-
gewöhnlich breite und lebhafte Resonanz ausgelöst, für die fol-
gende Erklärungen denkbar sind: 
1) Im Verwaltungsapparat des Staates und der Gemeinden haben 
Zahl, Umfang und Vielfalt der Vordrucke während der vergangenen 
Jahrzehnte ständig zugenommen. Die Acceleration in der gesell-
schaftlichen Entwicklung und mit ihr als Konsequenz verbunden 
der wachsende Umfang und die fortschreitende Differenzierung in 
der Gesetzgebung; das Bemühen, jedem Bürger und seiner besonde-
ren Situation gerecht zu werden und diesem Ziel mit der Erhebung 
abgesicherter Personaldaten nahezukommen; Rationalisierungsmaß-
nahmen mithilfe der Datenverarbeitung und schließlich die Er-
stellung von Statistiken, um den Stand der Erfahrungen für die 
Fortschreibung zu erwartender künftiger Entwicklungen operatio-
nabel zu machen - all diese Fakten machen den Vordruck zu einem 
unentbehrlichen Ins trumentarium der Verwaltung. Und die noch an-
haltende Expansion auf diesem Gebiet führt dazu, daß jeder mün-
dige Bürger bald seltener, bald häufiger mit dem Vordruck und 
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der Aufforderung, ihn auszufül l en , konfrontiert wird. 
2) Die sprachliche Fassung der Vordrucke wird entsprechend den 
komplexen Verhältnissen unserer Gesellschaft und den deshalb im-
mer differenzierter gefächerten Formulierungen der Gesetze im 
Text umfangreicher, doch weder im Vokabular noch in den syntakti-
schen Fügungen leichter verständlich. Der Dialog zwischen Amtund 
Bürger wird zwar häufiger geführt, aber er gewinnt nicht antrans-
parenter Verständlichkeit, so daß die vermehrten Anlässe des Kon-
taktes nicht zur von Regierung und Ämtern gewünschten überbrük-
kung der Distanz, also zur gesteigerten Bürgernähe führen, son-
dern im Gegenteil die Staats- und Verwaltungsverdrossenheit för-
dern. 
3) Die Drucktechnik und -organisation des Computersatzes richten 
den Fragetext und den für die Antworten reservierten Raum des 
Vordrucks nach der Lesefähigkeit der auswertenden Maschinen ein, 
die sich von der Schreib- und Lesegewohnheit des Bürgers unter-
scheidet. Damit ergibt sich eine weitere Lese- oder Vordruck-Be-
arbeitungs-Barriere. Um sie zu senken, wird aber weder von sei-
ten der Behörden noch auch von seiten des (oft gegenüber Neue-
rungen resistenten) Bürgers etwas getan . Die angebliche Äußerung 
des Herrn Bundeskanzlers, er wäre nicht mehr in der Lage , seine 
Strom- und Wasserrechnung zu lesen und zu verstehen, ist deshalb 
verständlicherweise von einem breiten, populären Beifall getra-
gen worden; denn sie bestätigt den Eindruck und grollenden Un-
willen des einzelnen Bürgers von höchster Stellung aus. 
4) Schließlich ist nicht zu übersehen, daß man die Bemühungen 
der Kommission für Fragen der Sprachentwicklung des Instituts 
für deutsche Sprache um ein brachliegendes Feld der angewandten 
Sprachwissenschaft honoriert. Alle bisherigen sehr verdienstvol-
len Versuche, welche die über das Medium Vordruck laufende Kom-
munikation zwischen Amt und Bürger verbessern wollen, sind im 
Bereich der Verwaltungspraxis und in einzelnen Ze itschriftenar-
tikeln etwa der "Mutte rsprache" oder des "Sprachdienstes" unte rnom-
men worden, aber noch nicht in der Zusammenarbeit zwischen einer 
sprachwissenschaftlichen Institution und einer Behörde, wenn man 
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einmal von der wichtigen Arbeit absieht, die Frau Dr. Joisten 
seit Jahren in Bann im Auftrag der Gesellschaft für deutsche Sprache 
als sprachwissenschaftliche und sprachpflegerische Beraterirr des 
Gesetzgebers heroisch, damit meine ich: keineswegs so erfolgreich, 
wie sie es sich wünscht, leistet. 
Gerade wegen seiner weitgestreuten, millionenfachen Verbreitung 
bietet der Vordruck offene Angriffsflächen für negative Kritik 
von jeder Seite, weil jeder als Betroffener mitreden zu können 
glaubt und bald die schwere Verständlichkeit, bald die vermeint-
liche Indiskretion in bezug auf die eigene Person beanstandet. 
Diese Haltung wird noch durch die Unlust, einen Vordruck auszu-
füllen, gesteigert. Es dürfte kaum noch eine andere Textsortege-
ben, die vom Autor mit einem solchen Maß an Widerwillen produ-
ziert wird. Die fehlende Motivation zum Schreiben und zugleich 
der Zwang, es doch tun zu müssen, charakterisieren die im Vor-
druck enthaltenen Mitteilungen des Bürgers als Texte sui generis. 
Die Kritik ist zwar schnell ausgesprochen, aber sie zu berück-
sichtigen, ist wesentlich schwieriger; denn hierbei sind die 
sprachliche und die linguistische Seite zu bedenken: 
Vordruck, Formular, Formblatt oder Fragebogen sind, so unter-
schiedlich sie in ihrer Zielsetzung sein mögen, eine eigene Text-
sorte von hohem artifiziellen Grad. Es handelt sich um eine asym-
metrische Dialogsituation, in der eine Behörde ein streng forma-
lisiertes Interview mit einem Bürger auf ein genau fixiertes Ziel 
hin führt. Frage- und Antwortpartner kennen einander nicht; ihre 
Positionen befinden sich auf unterschiedlichen Ebenen, vor allem 
des Informations- und Zuständigkeitshorizontes. Der Fragende -
etwa der Staat, ein Amt, ein Verband oder ein Demoskap - ist im 
Unterschied zum Partner eines jeden mündlich geführten spontanen 
Gesprächs keine Einzelperson, sondern ein anonym bleibendes Fach-
kollegium, das in wechse lseitigen Beratungen den Fragetext kon-
zipie rt hat. Der potentie lle Gesprächspartner fungiert zunächst 
als Nullstelle. Seine Antworten bleiben mit punktierten Linien 
frei, da man glaubt, sie zu kennen. Denn die Fragen werden auf 
ihre Möglichkeit, die Information, die man braucht, zu evozieren , 
13 
sorgfältig ausgedacht, korrigiert und montiert, ja sogar in Pro-
beläufen auf ihre Tauglichkeit hin getestet, da das Schreibver-
halten des Adressatenkreises von den Entartungen der Theorie ab-
weichen kann. 
So ist der ausgedruckte Text des Vordrucks ein Artifakt, das sich 
um Präzision bemüht, damit der Informations- und Interpretations-
spielraum, der dem Befragten mit der von ihm gewünschten Antwort 
eröffnet wird, möglichst eingeschränkt bleibt. Das strengste Maß 
der Begrenzung ist die Entscheidungsfrage, die als Antworten nur 
"ja" oder "nein" zuläßt. Je enger der Spielraum für die Antwort 
ist, umso klarer wird die Grundlage für die Auswertung. Hier 
zeigt sich ein weiterer wesentlicher Unterschied zur natürlichen 
Situation des spontan geführten Gesprächs: Die Antworten werden 
ausgewertet, und diese Beurteilung hat für den antwortenden Ge-
sprächspartner Konsequenzen, für den Fragenden jedoch nicht. 
Die Asymmetrie des Dialogs wird auch noch in einem anderen Punkt 
deutlich. Dem von mehreren Fachleuten erdachten und in einer 
festgelegten Folge bereits fertigen Fragenkatalog steht der Adres-
sat zunächst allein gegenüber, und zwar meistens, ohne den Kon-
text zu kennen, aus dem die Fragen formuliert worden sind. Diese 
kontextuellen Grundlagen können Gesetze und Erlasse sein oder 
aber auch das Informationsbedürfnis einer Forschergruppe oder ei-
ner Instanz, die sich im Rahmen einer bestimmten Arbeit an den 
abfragbaren Erfahrungsdaten und -werten der Realität zu orientie-
ren wünscht. Beide Ausgangspunkte für den Entwurf eines Fragebo-
gens sind für den Sprachwissenschaftler interessant. Ich denke 
dabei nicht nur an die Formulierung der Frage, also an die genau 
durchdachte sprachliche Fassung der Absicht, eine dem Auftrag 
dienliche Antwort zu erhalten, ohne die Möglichkeit zu besitzen, 
die sich in jeder mündlichen Kommunikation zwangsläufig ergibt, 
daß man im offensichtlichen, weil an der Haltung des Rezipien-
ten ablesbaren Falle des schlechten oder falschen Verständnisses 
eine weitere Frage als Ergänzung, Korrektur oder Modifikationdes 
eben Gefragten nachschiebt. Für den Sprachwissenschaftler ist 
ebenso die falsche, unzureichende oder hilflose Antwort auf eine 
Frage interessant und aufschlußreich. Die Sprachwissenschaft ist 
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aus dem verständlichen Grund, sich auf eine möglichst konkrete 
und in ihrer Entstehung nachvollziehbare Textbasis zu stützen, 
bisher im wesentlichen von der Sprachproduktion ausgegangen. Das 
tut auch noch vorrangig die im letzten Jahrzehnt lebhaft entwik-
kelte Disziplin der Pragmalinguistik, die die Verbindung von Spre-
chen und Handeln untersucht und damit auch alle extralingualen 
Bedingungen, welche die verbale Kommunikation ermöglichen. zu ih-
ren künftigen Aufgaben wird es gehören, in gleicher Weise wie bis-
her die Sprechhandlung des Senders und die rezipierende Hör- und 
Verstehenshandlung des Empfängers in die Untersuchungen einzube-
ziehen. Noch dürfte die Erforschung des Sprach- und Hörverständ-
nisses nicht leicht sein. In Diskussionen, deren Teilnehmer für 
die Folgen des sprachlichen Mißverständnisses sensibilisiertsind, 
hört man oft als Vorspann einer Wortmeldung den Klappsatz "wenn 
ich Sie richtig verstanden habe", mit dem der Antwortende eine 
eventuell mangelhafte Präzisierung der Aussage, auf die er sich 
bezieht, abmildert, indem er die Schuld der nicht funktionieren-
den Kommunikation in den Bereich seiner Verstehensunzulänglich-
keit verlagert. Beim schriftlich festgelegten Dialog zwischen 
Amt und Bürger, den der Vordruck bietet, könnten die auf einzel-
ne Fragen falsch gegebenen Antworten, die vermutlich auf unter-
schiedliche Ursachen zurückzuführen sind, dem Sprachwissenschaft-
ler und dem Psycholinguisten Aufschlüsse über Störungen im Ver-
stehensvorgang geben. Die genormte Fassung des Gesprächsverlaufs 
mit dem gleichen Fragenkatalog bietet eine vorzügliche Vergleich-
barkeit der individuellen Antworten, wie man sie sich für eine 
sprachliche Untersuchung nicht besser wünschen kann. Außerdem 
enthält der Fragebogen eine Reihe wichtiger Sozialdaten des An-
tragstellers, die zu erheben in der Regel schwierig ist und die 
man als Hintergrundinformation braucht, um die nicht funktionie-
rende Korrespondenz zwischen Frage und Antwort erklären zu kön-
nen. 
Ich wende mich zuerst dem Vordruck zu, dessen Fragenkatalog auf 
einem Text basiert. Nehmen wir an, das Parlament verabschiedet 
ein Gesetz, das die Gewährung von Wohngeldzuschüssen regelt. Die-
ses Gesetz hat in der Bevölkerung einen bestimmten Einzugsbereich 
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von differenzierter Prägung. Um nun die Betroffenen in die Lage 
zu versetzen, daß die Regelung auf ihren jeweils speziellen Fall 
angewendet werden kann, bedarf es der Entwicklung eines Antrags-
formulars, das den Antragsteller mit seinen Personal- und Sozial-
daten erfaßt und die Form seiner schriftlichen Eingabe in ihrem 
Inhalt, ihrer Vollständigkeit und ihrer Reihenfolge festlegt. Da-
bei wird der Antragsteller angehalten, so viel wie nötig und so 
wenig wie möglich zu sagen. Der Umfang der erbetenen Antworten 
wird minimalisiert; wichtige Informationen dürfen nicht verges-
sen werden, und die Rationalisierung der Auswertung läßt überflüs-
sige Mitteilungen nicht zu. Die Uniformität des Antragsblattes 
verfolgt mehrere Ziele: 
- sie betont die Gleichheit des Bürgers vor dem Gesetz, 
- sie sammelt und garantiert die für die Bearbeitung und Ent-
scheidung erforderliche Datenmenge, 
- sie ermöglicht eine relativ rasche und gut vergleichbare Aus-
wertung. 
So entsteht der merkwürdige, in der Realität nie vorkommendeDia-
logtext. Für die Autoren der Fragen und Vordrucke ergibt sich hier-
bei eine schwierige, linguistisch interessante Aufgabe. Es muß 
der durchgesehene Text des Gesetzes, also ein Stück Fachprosa mit 
gedrängtem Informationsgehalt, das Querverweise auf andere Ge-
setze und die dort verankerten Regelungen haben kann und das viel-
leicht seinerseits kommentierende Erläuterungen nach sich gezogen 
hat, in die Frageform des Umdruck-Interviews umgesetzt werden. 
Das heißt: es erfolgt die Transformation von einer Textsorte in 
eine ganz andere, wobei zu beachten ist, daß der Wechsel der sprach-
lichen Form nicht zu Veränderungen der inhaltlichen Substanz führt . 
Die Aussagesätze und Feststellungen des Gesetzestextes müssen syn-
taktisch in Einzelfragen umgearbeitet werden, um dem Bürger einen 
Schlüssel zu präsentieren, der ihm die Anwendbarkeit der gesetz-
lichen Regelung auf seinen speziellen Einzelfall eröffnet. 
Durch diese Texttransformation ergeben sich drei Konsequenzen, 
die charakteristisch sind für jeden Vordruck, der auf einem Text 
basiert. Sie sind sehr viel leichter zu kritisieren als zu behe-
ben: 
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1) Bei der Transformation des Gesetzestextes, dessen inhaltliche 
Komprimierung und sprachlich oft komplizierte Fassung meist müh-
sam nach Durchlaufen der verschiedenen vorgeschriebenen Stadien 
entstanden ist, in die populär-verständlichen intendierten Fra-
gen des Vordrucks bleibt der Blick der für die Fragen verantwort-
lichen Autoren primär auf den Gesetzestext gerichtet; er wendet 
sich dem Rezeptionsvermögen des Bürgers kaum zu. Das Bemühen, mit 
der Wahl neuer Texteinheiten und anderer syntaktischer Mitteldie 
Bedeutung und den Informationsgehalt der Ausgangsbasis nicht zu 
verändern, wird, was durchaus verständlich ist, als dienstlicher 
Auftrag ernster beachtet als die Rücksicht auf die Verständnis-
möglichkeit des Bürgers als Dialogpartner, zu dem man bestenfalls 
'public relations' pflegen kann, die aber keine dienstrechtlichen 
Folgen haben. 
2) Bei der Transformation des Textes lassen sich das fachsprach-
liche Vokabular, besondere Termini und die Idiomatik der Rechts-
und Verwaltungssprache nicht ohne Bedeutungsverlust bzw. -verän-
derung in die Standardsprache übertragen. Deshalb werden diese 
Spezifika häufig unverändert in den Text der Vordrucke übernom-
men. Die möglichen Verständnisschwierigkeiten, die der Rezipient 
hat, werden den Autoren der Vordrucke nicht bewußt, da ihnen aus 
ihrer berufsbedingten fehlenden Distanz zum Sach- und Wortverhalt 
die Bedeutung selbstverständlich ist. Und haben sie Zweifel an der 
Verstehbarkeit fachlicher Termini, dann fügen sie - meist in klei-
ner Satztype - eine kommentierende Legende hinzu, die mit dem Vor-
druck parallel zu lesen ist. Sie hilft dann zwar dem Problem der 
schweren Verständlichkeit ab, doch mit zusätzlichen Textmengen , 
die in Verweistechnik mit dem Vordruck verschränkt sind, erhöht 
sie wiederum den Unwillen, das Formblatt auszufüllen. 
3 ) Die Notwendigkeit, den Geltungsbereich eines Gesetzes weit zu 
öffnen und damit alle Sonderfälle und Querverästelungen zu be-
rücksichtigen, um seine Anwendbarkeit offenzulegen und zugleich 
einzugrenzen , hat zur Folge, daß in den strukturellen Aufbau ei-
nes Vordrucks Selektionsmechanismen eingebaut werden müssen, die 
nach dem Prinzip einer Sortiermaschine funktionieren. Der Antrag-
steller wird von der fragenden Instanz stringent so geführt, daß 
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er alle Eventualmöglichkeiten des Gesetzes, das ihm allerdings 
nicht im Wortlaut vorliegt, kennenlernt. Bei jeder abzweigenden 
Wahlgabelung hat er zu entscheiden, was für ihn zutrifft. Durch 
diesen S-elektionsmechanismus konkretisiert sich aus dem allgemei-
nen Einzugsgebiet des Gesetzes der individuelle Einzelfall. Das 
von Beginn an weitmaschig gehaltene Fragennetz des Vordrucks ~1ird 
mit der Einschränkung der von ihm angebotenen Kombinationsmöglich-
keiten immer enger, so daß sich nach der Auswertung nicht mehr 
der anonyme Staat und eine amorphe Bevölkerungsgruppe gegenüber-
stehen, sondern der Beamte X., der im Auftrag des Staates die Ent-
scheidung zu treffen hat, und der Bürger Y., der seinen speziel-
len Fall so präzisiert hat und vorlegt, daß er entschieden wer-
den kann. 
Dabei ergibt sich für die Gestaltung des Vordrucks die Konsequenz, 
daß sehr viel mehr Text in Frage- und Spaltenform angeboten wer-
den muß, als der Antragsteller eigentlich zu kennen braucht. Er 
hat eine sehr viel größere Menge der ihm unsympathischen Textsor-
te zu lesen, als ihm nötig erscheint. Ein krasses Beispiel hier-
für dürfte der Fragebogen der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) in Dortmund sein, wo der Studierende für die 
Beantragung seiner Immatrikulation etwa 150 Seiten lesenmuß, um 
etwa 10 auszufüllen. Die formular-gebannte Universitas Litterarum 
bedingt, was nicht überraschen dürfte, eine besondere Vielfalt 
von Verzweigungsmöglichkeiten. 
Aus diesen drei Punkten: 
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Transformation der gesetzlichen Textgrundlage in den Fragen-
katalog eines Vordrucks; 
Umsetzung fachsprachlichen Vokabulars und fachspezifischer 
Idiomatik vor allem aus den Bereichen Recht und Verwaltung 
in eine allgemeinverständliche Version, ohne allerdings die 
Information über die gesetzlichen Eckdaten zu verändern; 
und schließlich die für die Frageinstanz unabdingbare Aus-
führlichkeit mit Selektionseffekt, die auf den Antragsteller 
als redundante Belästigung wirkt; 
ergeben sich meines Erachtens die wichtigsten Fragen für die Pra-
xis, die nicht einfach zu lösen sind. Es wird nicht möglich sein, 
am Ende unseres heutigen Erfahrungsaustausches Patentrezepte zu 
formulieren, die im Augenblick ihrer Anwendung alle bisherigen 
Schwierigkeiten beheben. Diese sind in der Amtsroutine und -pra-
xis viel zu lange und zu tief verwurzelt, als daß sie schnell be-
seitigt werden könnten. Vielleicht gibt es dann und 1qann auf sei-
ten der Ämter auch durchaus die Ansicht, es sei besser, dem Bür-
ger ein gewisses Maß an Unbequemlichkeit zuzumuten und dafür ei-
ne reibungslose und relativ rasche behördliche Abwicklung zu ga-
rantieren. Und eine zu klare Transparenz der Antrags- und Ent-
scheidungsvlege bringe vielleicht zusätzliche Anfragen ein, die 
der Verwaltung lästig fallen könnten, weil sie ihrerseits unter 
Umständen mehr Mühe erforderten als die routinemäßig zu erledi-
genden Korrekturen falsch ausgefüllter Vordrucke. 
Ich meine allerdings , daß in unserer seit 1949 bestehenden Demo-
kratie, in der gemäß dem Bildungsauftrag unseres Schulwesens der 
heranwachsende Staatsbürger zur 'Selbstverwirklichung in sozia-
ler Verantwortung' erzogen werden soll, die Dimension der schrift-
lichen Kornmunikation zwischen dem Einzelnen und den offiziellen 
Instanzen der Gesellschaft als wichtige und von beiden Seiten 
ernst zu nehmende Aufgabe erst noch zu entdecken ist. Diese 
schriftliche Kornmunikation ist neben der relativ seltenen Korre-
spondenz individueller formloser Anfragen und Eingaben der Vor-
druck, mit dem sich die Behörden an den Bürger wenden. Mit dem 
Angebot des Vordrucks lassen sie den Bürger wissen, welche Aus-
wirkung die Arbeit ihrer Gremien auf ihn punktuell zum Nutzendes 
Allgemeinwesens haben kann. 
Die zunehmenden Verständnisschwierigkeiten, die beim Ausfüllen 
von Vordrucken auftreten, sollten uns zu denken geben. Im Steu-
ereinziehungswesen hat man sich längst an den hauptberuflich ar-
beitenden Dolmetscherdienst des Steuerberaters gewöhnt. An vie-
len Behörden gibt es eigene Berater, die keine andere Aufgabe 
haben, als beim Ausfüllen von Vordrucken zu helfen oder falsch 
ausgefüllte Bögen zu berichtigen. Die fehlerhaften Antworten 
sind keineswegs nur eine Frage des Bildungsgrades der Adressaten-
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gruppe. Man wird zwar davon ausgehen könne.n, daß um \~ohngeld nach-
suchende Antragsteller eine nur geringe Schreib- und Lesegewandt-
heit auf dem Gebiete der Rechts- und Verwaltungssprache haben. 
Aber man sollte ebenfalls bedenken, daß die Datenerhebung fürden 
Forschungsbericht 1979, um die sich das Wissenschaftsministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen bemüht hat, nur zum Teil brauchba-
re Informationen gebracht hat, weil die metasprachlich versierten 
Hochschulangehörigen die Fragen des Vordruckes auch mit hoherFeh-
lerquote verstanden und deshalb unzutreffend beantwortet haben. 
Aus meinen bisherigen Uberlegungen und aus den Anregungen derKom-
missionssitzung 1978, die mit dem Stichwort 'Formularsprache' be-
zeichnet war, möchte ich die folgenden zehn Feststellungen und 
Fragen ableiten, die - wie ich meine in weitere Diskussio-
nen über eine Verbesserung der sprachlichen Fassung von Vordruk-
ken einfließen sollten: 
1) Erfahrene Praktiker in der Verwaltung, im Erheben empirischer 
Sozialdaten, in der Elektronischen Datenverarbeitung und in der 
Statistik reichen als Berater für eine Neukonzeption von Vor-
drucktexten nicht aus. Man sollte für die Fassung der Texte gleich-
falls den angewandten Sprachwissenschaftler, den Verhaltenspsy-
chologen, den Didaktiker und für die bessere optische Organisa-
tion des Schriftsatzes den Designer und den Drucker um Rat fragen. 
2) Drucktechnische und designbestimmte Einrichtung der Textprä-
sentation können wichtige optische Orientierungshilfen geben, die 
nicht eigens verbalisiert zu werden brauchen. Sie helfen, die 
Textmenge und das Leseaufkommen und damit die Möglichkeiten des 
Mißverständnisses zu verringern. Dadurch werden dem Leser Zeit 
und Ärger erspart. Die Einführung von Pictogrammen, wie man sie 
von den Verkehrszeichen oder als Wegweiser kennt, unterschiedli-
che Farbgebung des Schriftsatzes oder des Papiers, Wechsel in der 
Größe und Stärke der Schrifttypen und die Benutzung bestimmter 
Symbole können dazu beitragen, den Adressaten beim Ausfüllen des 
Vordruckes rasch und sicher an den Knotenpunkten der Eventual-
verzweigungen in die für ihn gemäße Richtung zu führen. 
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3) Wie können die unmittelbaren Kommunikationskontakte mit dem 
Leser, z.B. die Anrede, die Aufforderung, die Verneinung und die 
Belehrung so dargeboten werden, daß sie nicht als Befehl oder 
Verbot aufgefaßt werden und damit dem Fragebogen-Dialog den Cha-
rakter eines Verhör-Protokolls verleihen, der die Rezeptions-
und Bearbeitungsunlust steigert? 
4) Was kann man zum Verständnis der Fachterminologie und der Fach-
idiomatik beitragen? Was heißt z.B. wohngeldfähig? Diesen offen-
bar festen Begriff kann man sich in einer Analogie zu etwa aussa-
gefähig nicht ohne weiteres ableiten oder erklären; denn die Be-
fähigung zu einer Tätigkeit ist semantisch verständlicher als 
die zu einem nominalen Sachbegriff. Und Widerspruch einlegen kann 
nicht ohne weiteres mit widersprechen verdeutlicht werden. 
Diese fachsprachliche Problematik kann nicht mit Änderungsvor-
schlägen an Vordrucktexten gelöst werden. Da muß man versuchen, 
langfristig und mit nicht nachlassendem Engagement die sprach-
und begriffsschöpferischen Autoren auf den Gebieten des Rechts 
und der Verwaltung für die erwünschte Verständlichkeit zu sensi-
bilisieren und schließlich zu gewinnen. Diese Aufgabe stellt sich 
in zunehmendem Maße für alle Fachsprachen dort, wo sie sich mit 
der allgemeinsprachlichen Kommunikation decken. Hier stellt sich 
zunächst die Frage nach der am besten geeigneten Praktikabilität; 
denn jeder erklärende Zusatz, den man einem allgemein nicht be-
kannten Fachterminus folgen läßt - sei es als Klammereinfügung 
oder als kleingedruckter Kommentar- verlängert den TextdesVor-
drucks. Ich halte es für fragwürdig , wenn eine Verbesserung der 
sprachlichen Qualität durch eine Vergrößerung der Textquantität 
aufgewogen wird. 
5) Es sollte darauf geachtet werden, die Terminologie einheit-
lich zu fassen , zumindest innerhalb eines Vordrucks, aber viel-
leicht auch innerhalb der gleichen Antragsgattung. 
6) Was kann man zum besseren syntaktischen Verständnis beitra-
gen, das heißt zur Ablösung des an lange Tradition gebundenen 
Amtsdeutsch? Die Kanzlei-, Hechts-undVerwaltungssprache bemüht 
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sich noch immer - in bewußter oder unbewußter Anlehnung an die 
Diktion des Lateinischen -, komplexe gedankliche Zusammenhänge 
scheinbar gleichzeitig mithilfe sprachlich komplizierter Ver-
schachtelungen auszudrücken. Man sollte Sätze konzipieren, die 
in der Abfolge ihrer logischen und syntaktischen Gleich- und Un-
terordnungen eingängig sind und das Verständnis nicht erschweren. 
7) Es sollte unbedingt die Möglichkeit geschaffen werden, die Aus-
wertungsergebnisse und die Erfahrungen mit neukonzipierten Vor-
drucken zwischen den verantwortlichen Stellen auszutauschen und 
sich gegenseitig bekanntzumachen, um Doppelarbeiten zu vermeiden. 
Gerade negative Auswertungsergebnisse sollten bekanntgemacht wer-
den; doch sie werden oft als vermeintliches Zeugnis einer Nieder-
lage verborgen oder tabuisiert. Sie könnten aber die Struktur 
künftiger Vordrucke wesentlich verbessern helfen. 
8) Im Rahmen der Auswertung ist die für 'besondere Bemerkungen' 
vorgesehene Spalte von Interesse, da sie dem Antragsteller Raum 
für Mitteilungen gibt, die nicht an eine vorformulierte Frage ge-
bunden sind. Der Vergleich dieser Zusätze dürfte am schwierig-
sten sein. Aber hier lassen sich wohl am ehesten Hinweise auf 
eventuell vergessene Einzelheiten finden. 
9) Eine weitere wichtige Aufgabe ist der Zuschnitt der Fragen auf 
eine möglichst eindeutige Antwort hin. Der Vordruck nimmt das 
Antwortverhalten des Adressaten weitgehend vorweg; denn man 
zielt mit den Fragen auf einen bestimmten Fall, der nur aus einer 
begrenzten Anzahl heraus möglich sein kann. Also stellt man Ent-
scheidungsfragen, die mit "ja" oder "nein" beantwortet werden, 
oder es werden bereits einige Antworten vorformuliert, von denen 
dann die jeweils zutreffende zu kennzeichnen ist. Mit der unver-
wechselbaren Eindeutigkeit der Antwort erhöht sich der Einsatz 
der Maschine, die das Lesen, Zählen und Auswerten übernimmt. Wir 
alle wissen, daß der Ver z icht auf den Einsatz des Computers we-
der zur Debatte steht, noch zu wünschen wäre, ja wir wissen eben-
falls, daß sich die Einsatz- und Verwendbarkeitsmöglichkeiten des 
Computers in den nächsten Jahren noch erheblich verv ielfachenwer-
den. Aber gerade deshalb sollte man daran denken, daß damit die 
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Enthumanisierung des Gemeinwesens und die Entpersönlichung des 
einzelnen BUrgers beschleunigt werden können. Unsbeschäftigthier 
die Frage, wie die Fähigkeiten der Maschine humanisiert werden 
können. Damit meine ich: Wie kann man die Vielzahl von optisch 
faßbaren Markierungen, an denen sich die Maschine entlanghange ln 
muß, dem Lese- und Rezptionsverhalten des Adressaten anpassen? 
Also wie sind die unterschiedlichen Kästchen, die Zähl- und Nu-
merierungstechnik, die Zeilenanordnung, die Gleichzeitigkeit nö-
tig macht, wo sie der Lesende nicht erwartet? Wie läßt sich die-
ses Zeichensystem empfangsfreundlicher gestalten? Vielleicht be-
rührt diese Frage eine Übergangszeit, in der dieProgrammiertech-
nik noch nicht allgemeines Unterrichtsfach in den Schulen ist. 
Aber im nächsten Jahrzehnt wird die Diskrepanz zwischen dem Aus-
druck des Computersatzes und dem Unvermögen des Blirgers, diesen 
mUhelos lesen zu können, noch ein Problem sein, das man als irre-
parabel nicht auf sich beruhen lassen sollte. Man kann nicht, wie 
es vielfach geschehen ist, Rückzahlungsforderungen großen Stils 
einleiten und durchsetzen, und dem BUrger - wie dieser nicht zu 
Unrecht meint - höhnisch mitteilen, man könne von einem mündigen 
StaatsbUrger erwarten, daß er imstande wäre, die Mitteilungen 
über seine Lohn- und Gehaltszahlungen zu verstehen, ohne daß den 
Ämtern jemals eingefallen wäre, bei Einführung der computerge-
setzten Mitteilung im Dienste am Bürger eine Verständnisprobe zu 
machen. 
10) Und damit bin ich bei meiner zehnten und letzten Anregung: 
Vordrucke sollten, wenn es ihre Bedeutung, ihr Umfang und ihre 
voraussichtliche Streuungsbreite für angemessen erscheinen las-
sen , auf die Verständlichkeit ihres Textes in einem vorherigen 
Probelauf getestet werden, dessen Auswertung Korrekturen UndVer-
besserungen er laubt, die dann die Effektivität steigern und Är-
ger ersparen . 
Auf die zweite Gruppe der Vordrucke, deren Fragen nicht von ei-
nem vorgegebenen Text ausgehen, sondern auf die empirische Erhe-
bung e inzelner Daten abzielen, wi ll ich nicht näher eingehen, da 
sie weniger in das hier zur Diskussion stehende Gebiet fallen . 
Da sie vor allem die Absicht verfolgen, umfassende Informationen 
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zu sammeln, die man noch nicht kennt und deren Präsentation man 
deshalb auch nur schwerlich mit der Fragetechnik kanalisieren 
kann, bringen sie sehr viel schwierigere Probleme der Auswertung 
mit sich. Vor Uberraschungen ist man hier noch weniger sicher als 
im Falle des streng geregelten Behördenvordrucks. 
Ich denke z.B. an Georg Wenkers berühmte 40 Sätze, die er mit 
großer sprachwissenschaftlicher Sachkenntnis und Umsicht so for-
muliert hatte, daß sie alle in der deutschen Sprache möglichen 
Laute und Lautkombinationen enthalten. Sie wurden zur Material-
erhebungsgrundlage des Deutschen Sprachatlasses in Marburg und 
deshalb 1875 in vieltausendfacher Auflage an alle Lehrer des da-
maligen deutschen Reichsgebietes gesandt mit der Bitte, die Kin-
der diese Sätze lesen zu lassen und das Klangbild des Vorgelese-
nen wiederzugeben. Man hätte annehmen müssen, daß ein Abweichen 
von der vorgegebenen Vorlage ganz ausgeschlossen gewesen wäre, 
da ja hier Vordruck und geforderte Antwort einen Grad der Identi-
tät erlangen, der keinen Antwortspielraum im Text zuläßt. Die In-
formation, die Wenker wünschte, war die Gegenüberstellung vom 
Zeichensystem der Schreibung und dem der Lautung. Und trotzdem 
haben sich Abweichungen eingestellt, weil man eben in einer Ge-
gend nicht das vorgeschriebene Wort 'Kartoffel' über die Lippen 
brachte, sondern 'Erber' oder 'Krummbirne' sagte, womit die An-
regung zur Erarbeitung des Deutschen Wortatlasses gegeben war. 
Die Ubereinstimmung zwischen Sender und Empfänger in der Sprech-
und in der Verstehenshandlung ist von vielen Faktoren abhängig, 
nicht zuletzt von der sprachlichen Gestaltung. Deshalb bieten 
wir dem Staat und seinen Behörden unsere Bereitschaft an, bei der 
Verbesserung der Kommunikation zwischen Amt und Bürger nach be-
sten Kräften mitzuhelfen. 
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Heinz Fotheringharn 
ALLGEMEINE GESICHTSPUNKTE DES FORMULARS 
Gesetzliche Begriffe im Formular - Erwartungen des Benutzers an 
das Formular - Ansatz einer Typologie des Formulars 
Die Vielzahl und die Vielfältigkeit der Beziehungen zwischen Bür-
ger und Verwaltung im sozialen Rechtsstaat der Gegenwart erfor-
dern es, daß einerseits die sich hieraus ergebende intensive Kom-
munikation rationell gestaltet wird, andererseits dem Bürger ge-
holfen wird, seine Rechte trotz der großen Zahl und oft schweren 
Verständlichkeit der sie bestimmenden Rechtsvorschriften zu wah-
ren. Ein Mittel hierfür ist das Formular. 
Unter diesem Begriff ist nach Brockhaus 1 ein Vordruck zu verste-
hen, in dem die wiederkehrenden Teile schriftlicher Mitteilungen 
in zweckmäßiger und einheitlicher Anordnung festgelegt sind. 
Eine bestimmte Anordnung in Texten war bereits im Altertum ge-
bräuchlich, und zwar ganz allgemein bei Urkunden, bei denen sie 
als Mittel gegen eine Verfälschung diente. So war es z.B. imÄgyp-
ten der Spätzeit üblich, Urkunden mit dem Datum beginnen und mit 
dem Namen ihres Schreibers enden zu lassen. Findet man diese An-
gaben , so kann man davon ausgehen, daß oben nichts fehlt und un-
ten nichts mehr stehen kann, was zur Urkunde selber gehört. 2 
Dem Wort Formular begegnen wir in der Bezeichnung einer Prozeß-
art des römischen Zivilprozesses, dem Formularprozeß (litigare 
per formulas). Diese Bezeichnung geht zurück auf die Formeln, die 
der Prätor dem Richter bei jedem Prozeß gab. Sie enthielten eine 
Instruktion bzw. Anweisung, nach welcher der Richter im gegebe-
nen Falle zu eptscheiden hatte. 
Das römische Zivilprozeßrecht unterschied zwischen einem Verfah-
ren in iure - das war das Verfahren vor dem Magistrat/Prätor, in 
dem die Formel ausgegeben wurde - und dem Verfahren in iudicio -
vor dem iudex, der ein geschworener Schiedsrichter war und vom 
Prätor für jeden Prozeß bestimmt wurde. 
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Entsprechend enthielt die Formel (formula) als 1. Hauptbestandteil 
den Namen des Geschworenen. Es folgte die demonstratio, die den 
Klagegegenstand umriß, die intentio, die das Verlangen des Klä-
gers zum Ausdruck brachte, und die condemnatio, d.h. der Befehl 
des Prätors an den Richter, unter gewissen Bedingungen zu con-
demnieren, unter anderen Bedingungen zu absolvieren. Die formula 
stellte sich also als eine von der Obrigkeit ausgehende und von 
ihr formulierte, von den Parteie.n aber angenommene Schriftformel 
dar, deren Funktion darin bestand, die Streitsache auf einenkur-
zen normgebenden Ausdruck zu bringen. 3 
Die deutsche Rechtsgeschichte weiß von einer großen Zahl soge-
nannter Formelsammlungen zu berichten, die in den Germanenrei-
chen des Westens entstanden waren. Dabei verstand man als For-
mel die ursprünglich von Priestern, später von Juristen festge-
legte Wortfolge für e ine Rechtshandlung. Es handelt sich in er-
ster Linie um beispie lhafte Urkundentexte, die als Muster für 
entsprechende Rechtsfälle aufgezeichnet und verwendet wurden. 
Die Formel enthielt die wesentlichen Erfordernisse der entspre-
chenden Rechtshandlung; doch wurden die Namen von Personen und 
Orten, die Zahlen sowie die Maß- und Zeitangaben durch Fürwörter 
oder fingierte Namen ersetzt. 
Da somit in der Formel die rechtserheblichen Tatsachen ohne Be-
zug auf einen konkreten Vorgang entha lten waren, mithin eine Ab-
straktion erfo lgte , sieht die Rechtsgeschichtswissenschaft im An-
schluß an Buchner in diesen Formeln bereits ein Stück juristi-
sche Literatur- erst recht in den Formelsammlungen, derenFunk-
tion und Ziel darin bestand, eine Anzahl besonders wichtiger 
Rechtsgeschäfte aus der Fülle der möglichen herauszugreifen und 
durch möglichst typische Urkunden zu belegen. 
Es wurden aber nicht nur Formeln für Urkunden aufgezeichnet, son-
dern auch solche für Briefe. So enthielten die Formelsammlungen 
seit dem 11. Jahrhundert nicht nur Muster, sondern immer häufi-
ger ausführliche theoretische Darstellungen der bei der Abfas-
sung von Urkunden und Briefen zu beachtenden Regeln . Es entstand 
als selbständige Wissenschaft die ars dictandi, die in der ars 
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notariae ihre juristische Ausprägung erhielt. 
Da die Formelsammlungen häufig in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Kanzlei des Reichs, der Fürsten und der Päpste entstanden , 
haben sie nicht nur für die rechtliche Kontinuität ihre Bedeu-
tung gehabt, sondern auch für die Entwicklung eines Kanzleistils, 
oder, wie wir heute sagen, der Verwaltungssprache. 4 
Das Formular hat im heutigen Verwaltungsverfahren seinen Platz 
vor allem dort, wo der Gegenstand der Kommunikation zwischen Bür-
ger und Verwaltung in einer nicht unerheblichen Zahl von Fällen 
ganz oder teilweise gleich ist. 
Zur Beantwortung der Frage, welcher Art dieser Kommunikationsge-
genstand ist, bedarf es zunächst eines Eingehens auf die Aufga-
ben der Verwaltung und der für sie charakteristischen Tätigkeit. 
Die Verwaltung ist - und zwar neben der Regierung - ein Teil der 
vollziehenden Gewalt. Sie ist berufen, ihr aufgegebene Verwal-
tungszwecke nach Maßgabe und im Rahmen der Gesetze zu vervTirk-
lichen. Dabei vol l zieht s i e nicht alle Gesetze, sondern (im wesent-
lichen) nur diejenigen, die das Verhältnis des Bürgers zu einem 
Träger hoheitlicher Gewa lt, in der Regel zu e inem Gemeinwesen 
(Gemeinde - Land - Bund) regeln, also Normen, die wir unter dem 
Begriff des öffentlichen Rechts zusammenfassen. 
Die Rechtsordnung und damit auch das öffentliche Recht regelt 
das menschliche Zusammenleben durch Gebote, Verbote und Gewäh-
rungen. Im Rahmen dieser Untersuchung interessieren die Gebote 
und Gewährungen, nach denen also die Verv1altung vom Bürger eine 
Leistung oder ein sonstiges Verhalten fordert bzw. der Bürger 
von der Verwaltung eine Amtshandlung oder eine sonstige Leistung 
begehrt. Ob das e ine gefordert bzw. das andere begehrt werden 
kann, muß die Verwaltung durch Anwendung der maßgeblichen Rechts-
vorschrift ermitteln . 
Eine Rechtsanwendung vollzieht sich in drei Akten : 
- Auslegung der Norm/des Tatbestandes, an den das Gesetz (im ma-
teriellen Sinne des Wortes) die betreffende Rechtsfolge knüpft 
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Ermittlung der in Betracht kommenden Tatsachen, des Lebenssach-
verhalts 
- Subsumtion dieser Tatsachen/des Lebenssachverhalts unter die 
Norm 5 
Eine Norm bedarf deshalb der Auslegung, weil jede Regelung durch 
einen Rechtssatz - im Gegensatz zur Regelung durch einen Verwal-
tungsakt - notwendig generell und abstrakt ist. Zur Bildung der 
Rechtssätze verwendet der Gesetzgeber Begriffe, die das Gerüst 
der Rechtsordnung darstellen. 6 
Damit fragt es sich, welche Rolle diesen Rechtsbegriffen oder -
enger gefaßt - Gesetzesbegriffen in der Verwaltungssprache zu-
kommt und ob sie,ggf. wann,auch in ein Formular aufgenommen wer-
den sollen oder sogar aufgenommen werden müssen. Hierzu bedarf 
es zunächst einer kurzen Analyse ihrer Struktur und der Ermitt-
lung der Erkenntnisquellen, welcher sich die Ven1altungspraxis 
zu ihrer Auslegung bedient. 
Bei Gesetzesbegriffen handelt es sich zum Teil um solche juri-
stisch-technischer Art. Im wesentlichen entnimmt der Gesetzgeber 
jedoch seine Begriffe der Allgemein- oder jeweiligen Fachsprache. 
Dabei erfährt der Begriff meistens eine gewisse Umformung; er 
wird nicht in vollem Umfange übernommen. Der Gesetzesbegriffwird 
hierbei, wie Jesch 7 es ausgedrückt hat, mit dem metajuristischen 
Begriff verknüpft; dieser wird dadurch verrechtlicht. 
Gesetzesbegriffe sind im wesentlichen abstrakte Begriffe, deren 
Eigenart nach Kant darin liegt, daß sie an vielen Dingen wenig 
Erkenntnis vermitteln. Je stärker der Begriff durch Abstraktion 
gewonnen ist, je weiter also die Begriffspyramide erklommen wur-
de, desto größer ist sein Umfang, desto kleine r ist aber auch 
sein Inhalt. 
Zu diesem Unsicherheitsfaktor, den die Abstraktionmit sich bringt, 
tritt ein weiterer: 
Wie Heck 9 dargelegt hat, sind unsere Vorstellungselemente mit ei-
nem Wort oder Begriff verschieden eng verbunden. Wir haben einen 
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Vorstellungskern, den nächstliegenden Wortsinn,und einen Vorste l-
lungshof, der allmählich in wortfremde Vorstellungen führt. Man 
spricht daher in der Rechtslehre bei der Ermittlung des Sinnge-
halts eines Begriffs von einem Begriffs- oder Bedeutungskern und 
von einem Begriffs- oder Bedeutungshof. 9 
Der Kernbereich entspricht dem zweifelsfreien Inhalt, er birgt 
keine Probleme. 
Anders ist es beim Begriffshof. Er ist ein diffuser Bereich. 
zwar kann auch hier nur e in Ergebnis richtig sein; in der prak-
tischen Handhabung gibt es aber keine Sicherheit. Wo sich Zweifel 
einstellen, beginnt der Begriffshof und mit ihm die Problematik 
juristischer Interpretation.10 Diese ist besonders groß, wenn es 
sich um einen unbestimmte n Ge setzesbegriff handelt, der vielfach 
auch Prognosen und Wertungen urnfaßt. 
Lassen Sie mich dies an einem Begriff des Wehrrechts darlegen: 
Nach § 12 des Wehrpflichtgesetzes soll ein Wehrpflichtiger u. a. dann 
vorn Wehrdienst zurückgestellt werden, wenn die Einberufung einen 
bereits weitgehend geförderten Ausbildungsabschnitt unte rbrechen 
würde. Wann ist nun ein Ausbildungsabschnittweitgehend gefördert? 
Beträgt die Rege lstudie nzeit für einen Studenten in einem bestimm-
ten Fach neun Semester und hat er bereits acht, sieben oder auch 
e rst sechs Semester absolviert, so wird man die Frage mit Sicher-
heit bejahen, sind es erst ein oder zwei Semester, mit Sicherheit 
verneinen. Wir befinden uns im Begriffskern. Bei einer Studien-
zeit von drei, vier oder fünf Semestern beginnen die Zweifel. 
Die Schwierigkeit, den Sinngehalt eines Begriffs zu ermitteln, 
wird in gewissem Grade entschärft, wenn der Gesetzgeber den Be-
griff definiert. Dies ist häufig der Fall, wenn der Begriff ein 
juristisch-technischer ist, oder zwar der Allgemeinsprache e ntnom-
men wurde, abermit einer speziellen Bedeutung verstanden werden soll. 
Dabei muß aber berücksichtigt werden, daß eine Legaldefinition 
nicht selten nur den Begriffskern erfaßt, der Begriffshof dage-
gen vielfach nur einer kasuistischen Erläuterung fähig ist. 11 
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Solche gesetzlichen Begriffsbestimmungen enthält auch das Wohngeld-
gesetz, mit dem wir uns auf dieser Tagung ja besonders beschäf-
tigen. So bringt § 3 Abs. 4 eine Bestimmung des Begriffs (im Sin-
n e des Gesetzes) "Haushaltsvorstand", § 4 des Begriffs "Familien-
mitglied"; § 5 sagt uns, ~1as unter "Miete" im Sinne des Gesetzes 
zu verstehen ist, § 9 leitet bei der Bestimmung des Begriffs "Fa-
milieneinkommen" auf den Begriff "Jahreseinkommen " über, der dann 
seinerseits in § 10 definiert wird. 
Eine Hilfe z ur Ausfüllung des Begriffshofs bieten auch die amtli-
che Begründung zu einem Gesetz, sofern es sie gibt, und die son-
stigen Gesetzesmaterialien. Bei deren Auswertung ist allerdings 
zu beachten, daß maßgeblich nicht schon der (wahre ) Wille des Ge-
setzgebers ist, sondern erst sein objektivierter Wille. Läßt ein 
Begriff zu einer bestimmten Frage die Deutungen a und b zu und 
ergibt s ich aus den Materialien, der Gesetzgeber habe b gewollt , 
so gilt b. Läßt der Begriff jedoch nur die Deutung a zu, dann 
ist der auf b gerichtete wirkliche Wille des Gesetzgebers ohne 
Belang. Der Gesetzgeber muß das Gesetz ändern, wenn er eine Kon-
gruenz zwischen seinem wahren Willen und seinem objektivierten 
Willen herbeiführen will. 
Eine weitere Hilfe zur Ausfüllung des Begriffshofs bei (an sich 
bestimmten) Gesetzesbegriffen oder zur Ermittlung des Sinngehal-
tes bei unbestimmten Gesetzesbegriffen, bei denen der Begriffs-
hof besonders groß ist, gibt die höchstrichterliche Rechtspre-
chung. Dies gilt vor a llem für die sogenannten "Erfahrungsbegrif-
fe", wie "Gefahr ", "Störung ", "Berufsunfähigkeit - Arbeitsunfä-
higkeit- Erwerbsunfähigkeit", die ihrer Natur nach unbest immt, 
durch die Rechtsprechung aber weitgehend bestimmt gemacht worden 
sind. 12 
Allerdings muß damit gerechnet werden, daß der Sinngehalt sol-
cher Begriffe e iner anpassenden Fortbildung unterliegt. 13 So wird 
z.B. der polizeirechtliche Begriff der öffentlichen Ordnung heu-
te in einem liberaleren Sinne ausgelegt als noch vor 20 Jahren. 
Von Bedeutung für die Auslegung eines Gesetzesbegriffs können fer-
ner verwaltungsinterne Weisungen der Zentralbehörden sein , wiewir 
30 
sie in Richtlinien sowie Verwaltungs- und Dienstvorschriften vor-
finden. Schöpft dabei die Ven1altung den Begriff zugunsten des 
Bürgers in seinem möglichen Umfange voll aus, so können diese Ver-
waltungsvorschriften auf dem Umwege über den Gleichheitssatz zu 
(faktischen) Rechtssätzen erstarken und dadurch eine Se lbstbin-
dung der Verwaltung herbeiführen. 
Blenden wir zur Illustration auf den oben bereits angezogenenBe-
griff des weitgehend geförderten Ausbildungsabschnitts zurück: 
Wir waren so verblieben, es könne zweifelhaft sein, ob ein neun-
semestriges Studium nach drei, vier oder fünf Semestern weitge-
hend gefördert sei. Hierzu bestimmt nun eine Ven1altungsvorschrift 
der Zentralbehörde, die weitgehende Förderung eines Ausbildungs-
abschnitts sei anzunehmen, wenn ein Drittel der für ihn vorgese-
henen regelmäßigen Ausbildungszeit, das in diesem Falle alsodrei 
Semester beträgt , zurückgelegt ist. Dem hat sich das Bundesver-
waltungsgericht in ständiger Rechtsprechung angeschlossen, der 
genannte unbestimmte Begriff ist dadurch zu einem bestimmten Be-
griff geworden. 
Vielfach wird auch der Kontext das Verhältnis zwischen Begriffs-
kern und Begriffshof zugunsten des Begriffskerns verschieben und 
einen undeutlichen Begriff zu einem deutlichen machen. Als Bei-
spiel soll der Begriff der Ei senbahn dienen. Geht in einer Reise-
kostenrechnung die Frage dahin, ob der Antragsteller die Eisen-
bahn benutzt habe, so wird der Begriff keiner Bestimmung oder Er-
läuterung bedürfen. Es kommt in der Regel lediglich die Bundes-
bahn in Betracht, nur in Ausnahmefällen eine von einem privaten 
Träger betriebene Anschlußbahn. Ohne diesen Kontext ist der Be-
griff "Eisenbahn" nicht leicht zu umreißen, weil er weiter reicht 
- dies war für das Haftpflichtrecht zumindest nach der bis zum 
31 .1 2.1977 geltenden Fassung des Haftpflichtgesetzes bedeutsam-
als im allgemeinen Sprachgebrauch unter ihm verstanden wird . Das 
hat zu seiner vie lbelächelten Definition durch das Reichgsgericht 
geführt, die hier nicht vorenthalten bleiben soll . Danach ist die 
Eisenbahn 
ein Unternehmen , gerichtet auf wiederholte Fortbewegung von Personen 
oder Sachen über nicht ganz unb e deutende Raumstrecken auf metallener 
Grundlage, welche durch ihre Konsistenz , Konstruktion und Glätte den 
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Transport großer Gewichtsmassen beziehungs1·1eise die Erzielung einer 
verhältnismäßig bedeutenden Schnelligkeit der Transportbewegung zu 
ermöglichen bestimmt ist, und durch diese Eigenart in Verbindung 
mit den außerdem zur Erzeugung der Transportbewegung benutzten Na-
turkräften (Dampf, Elektrizität, tierischer oder menschlicher Mus-
keltätigkeit, bei geneigter Ebene der Bahn auch schon der eigenen 
Schwere der Transportgefäße und deren Ladung usw.) bei dem Betrie-
be des Unternehmens auf derselben eine verhältnismäßig gewaltige 
(je nach den Umständen nur in bez1qeckter Weise nützliche, oder auch 
Menschenleben vernichtende oder die menschliche Gesundheit verlet-
zende) Wirkung zu erzeugen fähig ist. 14 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß eine solche Begriffsbestimmung 
nicht "formulargerecht" ist. 
Diese Erkenntnisse über die Struktur der Gesetzesbegriffe und die 
Ermittlung ihres Sinngehalts sollen nun für die Konzeption von 
Formularen ausgewertet werden, die vom Bürger auszufüllen sind. 
In welchen Fällen ein Gesetzesbegriff in ein Formular aufzunehmen 
ist, hängt zunächst davon ab, ob die (genaue) Kenntnis seines In-
halts für die Angaben erheblich ist, die der Ausfüllende zu ma-
chen hat. Das wird vielfach so sein, muß aber nicht immer zutref-
fen. So genügen zur Beantwortung der Frage, ob ein Ausbildungsab-
schnitt weitgehend gefördert ist, Angaben über Art der Ausbildung, 
regelmäßige Dauer des Ausbildungsabschnitts und Ausbildungszeit, 
die der Wehrpflichtige bereits zurückgelegt hat. 
Bei der Frage, ob die Zeit eines militärähnlichen Dienstes als 
Ersatzzeit bei der Berechnung einer Sozialversicherungsrente in 
Betracht kommt, muß der Ausfüllende dagegen schon wissen, was al-
les dazu gehört. 
Bedarf es der Ausdeutung eines Gesetzesbegriffs, um ein Formular 
sachgerecht auszufüllen, so kommt es darauf an, ob der Begriff 
bestimmt, deutlich, klar ist, also einen nur kleinen Hof aufweist. 
Ist das der Fall, so ist eine Umschreibung unter Weglassung des 
Begriffs(worts), die in einer Erläuterung bestehen oder indirekt 
in der Fragestellung liegen kann, unbedenklich. Sie muß aber we-
nigstens den Inhalt des Begriffskerns vollständig wiedergeben. 
Entsprechendes gilt, wenn ein unbestimmter, undeutlicher, unkla-
rer Begriff durch den Kontext bestimmt, deutlich, klar wird. 
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Haben wir es dagegen mit einem Gesetzesbegriff zu tun, der sei-
ner Natur oder dem Grade der Abstraktion nach einen großen Hof 
aufweist u n d bei dem diese Eigenschaft auch nicht durch de n 
Kontext kompensiert wird, so wird man von seiner Aufnahme in das 
Formular nur absehen können, wenn 
- eine den Begriff hinreichend verdeutlichende gesetzliche Be-
griffsbestimmung vorliegt oder 
- Gesetzesmaterialien vorhanden sind, die über den Willen des 
Gesetzgebers Aufschluß geben und dem objektivierten Willen 
nicht widersprechen oder 
- der Begriff durch eine gefestigte Rechtsprechung oder zulässi-
ge Verwaltungspraxis deutlich gemacht worden ist und 
- die Umschreibung oder Erläuterung dem Rechnung trägt. 
Als Beispie l dafür, daß eine Legaldefinition die Aufnahme des Ge-
setzesbegriffs in das Formular überflüssig machen kann, diene 
die Frage 8) im Wohngeldformular der Freien und Hansestadt Harn-
burg. Diese lautet: 
\~e lche Einnahmen in Geld und Geldes1·1ert einschließlich Zinsen , 
Div idenden usw. (o hne Unterrni e t e innahmen) haben die in der 
Aufstellung zu 7) angegebenen Personen? 
Es erscheint im Formular also nicht der im Gesetz verwandte 
Begriff des Jahreseinkomme ns, sondern die Begriffsbestimmung, 
wenn auch mit einem kleinen, durch das Gesetz gedeckten Zusatz. 
In allen anderen Fällen muß m.E. ein Gesetzesbegriff, dem ein 
großer Begriffshof eignet, in das Formular aufgenommen we rden, 
wenn die Ke nntnis seines Inhalts für die Ausfüllung erheblich 
ist; d e nn keine Umschreibung könnt e den Anspruch auf "Richtig-
keit" erheben. Eine Erläuterung muß erkennen lassen, daß sie In-
halt und Umfang des Begriffs nicht vollständig bzw. abschließend 
wiederge b e n soll, weil sonst der Bürger in seinen Rechten beein-
trächtigt werden könnte: 
Das wäre bei einem Antrag auf eine Leistung der Verwaltung der 
Fall, wenn der Bürger durch eine restriktive Fassung der Frage 
oder der Erläuterung zur Annahme verleitet würde, der Antragver-
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spreche keine Aussicht auf Erfolg . Aber auch dann, wenn der Bür-
ger unter Verwendung eines Formulars eine Erklärung abzugebenhat, 
die die Grundlage für die Festsetzung einer von ihm zu erbringen-
den Leistung bilden soll, könnte die Ersetzung eines Gesetzesbe-
griffs durch eine unzutreffende Umschreibung für ihn schädlich 
sein, nämlich wenn ihm dadurch die Geltendmachung von Umständen 
erschwert würde, die seine Leistungspflicht mindern oder gar ent-
fallen lassen. 
Wann sollte nun ein Begriff erläutert werden? Es ersche int als 
ein Gebot des sozialen Rechtsstaats, daß die Verwaltung einen Be-
griff, den sie in einem vom Bürger auszufüllenden Formular ver-
wendet, dann zu erläutern hat, wenn sein durch den Kontext modi-
fizierter Inhalt und Umfang für den Durchschnittsbürger - bezo-
gen auf den angesprochenen Personenkreis - voraussichtlich nicht 
hinreichend erkennbar sind und wenn es auf die Kenntnis des Be-
griffsinhalts in der Masse der Antrags- usw. Fälle ankommt . Da-
gegen ist es m.E. nicht Aufgabe des Verfassers eines Formulars, 
in den Erläuterungen allen nur denkbaren (Sonder-)Fällen Rech-
nung zu tragen. Vielmehr sollte man Unebenheiten in Randfällen im 
Interesse der Klarheit und Übersichtlichkeit des Formulars in 
Kauf nehmen. 
Im ei-nzelnen bedeutet das: Formulare, mit denen Wohngeld, eine 
sonstige Sozialhilfe oder eine Leistung aus einer Sozialversi-
cherung beantragt werden, bedürfen einer eingehenden Anleitung 
des Antragstellers . Sie wenden sich an einen Personenkreis, der 
überwiegend wenig geschäftsgewandt ist und dem das Ausfüllen be-
sonders schwer fällt. Anders ist es dagegen, wenn das Formular 
für einen engeren Personenkreis bestimmt ist. Hier kommt es auf 
dessen Zusammensetzung an. Handelt es sich um eine bestimmte Be-
rufsgruppe und enthält das Formular Gesetzesbegriffe , die der 
betreffenden Fachsprache entnommen sind, so wird es einer Erläu-
terung nur bedürfen, wenn ein Begriff in einem vom üblichen ab-
weichenden Sinne gebraucht wird. 
Geht es z .B. um einen Bauantrag, so ist davon auszugehen, daß 
die hier benutzten Formulare nicht von Laien, sondern von Bau-
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sachverständigen, meistens Architekten, ausgefüllt werden. Dem 
entspricht die Ausgestaltung der Formulare. So wird daher derAn-
tragsteller u.a. aufgefordert, dem ausgefüllten Formular einen 
Lageplan, einen Ubersichtsplan und einen Freiflächenplan beizu-
fügen, ohne daß diese Pläne näher umschrieben werden. Fernerwird 
im Formular auf Bau- oder DIN-Vorschriften verwiesen, derenKennt-
nis oder mögliche Kenntnisnahme vorausgesetzt wird. Oberdies wer-
den Abkürzungen verwandt , wie ''Decken ... einschließlich Verkleidung 
mindestens F 90" oder "Türen und Klappen mindestens T 30", die nur 
von Fachleuten verstanden werden können. Ähnliches gilt für die 
Ausgestaltung von Formularen, die im Schriftwechsel eines städ-
tischen (Gewerbe-)Steueramts gebräuchlich sind. Adressat ist der 
Gewerbetreibende (Fabrikant, Kaufmann oder Handwerker). Dieser 
ist im allgemeinen hinreichend geschäftsgewandt; auch sind ihm 
die für seine Berufsausübung maßgeblichen Rechtsvorschriften und 
damit die in ihnen vorkommenden Begriffe bekannt. So ist z . B. 
bei der Anmeldung eines Gewerbebetriebes, wofür ein Formular vor-
gesehen ist, anzugeben, ob es sich um einen selbständigen Gewer-
bebetrieb, eine Zweigniederlassung oder eine unselbständige Zweig-
stelle handelt - Begriffe, zu deren Verständnis es gewisser ge-
werberechtlicher Kenntnisse bedarf. 
Auch die Personalämter der öffentlichen Verwaltungen stellen 
nicht unerhebliche Anforderungen an das Vorverständnis ihrer Be-
diensteten, die eine Beihilfe in Krankheitsfällen unter Verwen-
dung des dafür vorgesehenen Formulars beantragen. Diese müssen 
sich im gegebenen Falle nicht nur zum "Geldwert von Sachleistun-
gen" einer gesetzlichen Krankenkasse äußern, sondern sie werden 
auch mit Vorschriften & - Sozialversicherungsgesetze konfron-
tiert, die nicht im Wortlaut mitgeteilt werden. 15 
Zur Frage, ob der Inhalt des Gesetzesbegriffs (neben diesem oder 
an seiner Stelle) im Formular durch Ubersetzung, Paraphrase oder 
Kommentar wiedergegeben werden sollte , bin ich zunächst der Mei-
nung, daß eine Ubersetzung nur in wenigen Fälle n in Betrachtkom-
men wird; denn nur selten ist ein Begriff in seinem Sinngehalt 
mit einem anderen deckungsgleich . Immerhin ist es denkbar, daß 
(ältere) Gesetze Begriffswörter enthalten, die entweder Fremd-
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wörter oder heute nicht mehr geläufig sind, aber Gegenstücke in 
der heutigen Umgangssprache haben und daher übersetzt werden kön-
nen. Regelrechte Kommentare scheiden m.E. aus, weil sie ein For-
mular überlüden und geeignet wären, geschäftsungewandte Antrag-
steller eher zu verwirren als zu entlasten . 
Es bleibt als angemessene Erläuterungsform die Paraphrase, die 
allerdings mit Beispielen bedacht sein sollte und in den Fällen, 
in denen eine authentische oder dieser gleichzusetzende Begriffs-
best immung oder Interpretation vorhanden ist, diese auch bringen 
muß. 
Im übrigen dürften für Inhalt und Fassung der Umschreibungenoder 
Erläuterungen, die zu Gesetzesbegriffen gegeben werden, dieKaute-
len gelten, die für Definitionen entwickelt worden sind: 
-Sie müssen angemessen, also nicht zu weit und nicht zu eng sein. 
- Sie müssen abgemessen sein, also nicht zu viel angeben . 
- Sie dürfen keinen Zirkel enthalten und müssen klar und in sich 
widerspruchsfrei sein. 
- Sie sollen nicht negativ sein.16 
Die letztgenannte Forderung läßt sich allerdings in der Rechts-
wissenschaft und auch bei Gesetzen nicht immer verwirklichen. So 
wird z.B. die vollziehende Gewa l t vielfach als diejenige staat-
liche Tätigkeit definiert, die nicht Gesetzgebung und Rechtspre-
chung ist . 
Auch das Wohngeldgesetz enthält eine negative Begriffsbestimmung. 
So bestimmt sein § 10 zunächst, daß (Jahres-)Einkommen im Sinne 
des Gesetzes schlechthin alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert 
sind , besagt dann aber anschließend , daß die in den §§ 12 bis 17 
aufgeführten Beträge nicht zu berücksichten sind. In diesen Vor-
schriften- und zwar in den §§ 13 und 14 - sind jedoch über 30 
Einnahmearten aufgeführt, die mithin nicht zum Einkommen zäh l en . 
Der Sinn dieser Gesetzgebungstechnik - Generalklausel mit enume-
rativen Ausnahmen- liegt auf der Hand: Es wird keine dervorhan-
denen Einnahmearten vergessen und jede im Laufe der Geltung des 
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Gesetzes neu hinzukommende Einnahmeart, die bei positiver Be-
griffsbestimmung nicht hätte berücksichtigt werden können, ist er-
faßt. 
Allerdings ist die Art und Weise, in der diese Gesetzgebungstech-
nik sich in Wohngeldformularen widerspiegelt, aus rechtsstaatli-
ehen Gesichtspunkten nicht unproblematisch. Der Bürger wird dort 
nämlich aufgefordert, alle Einnahmen anzugeben, also auch solche 
der §§ 13 und 14. Er muß demnach mehr angeben, als notwendig 
wäre. Berücksichtigt man nun, daß eine Offenbarung persönlicher 
Verhältnisse gegenüber der Verwaltung nach dem Grundgedanken des 
Datenschutzes nicht über das Maß des sachlich Erforderlichen hin-
aus verlangt werden soll, so fragt es sich, ob dieses Gebot hier 
eingehalten ist. Ich möchte gleichwohl das in der Praxis geübte 
Verfahren, zunächst einmal alle Einnahmen zu erfassen und von Amts 
wegen die nicht zu berücksichtigenden fortzulassen, bejahen, weil 
jedes andere Verfahren einfach nicht praktikabel wäre. 
Von entscheidender Wichtigkeit dürfte allerdings sein, daß Be-
griffs- und Texterläuterungen zutreffend und richtig sind. Machen 
wir die Probe aufs Exempel und prüfen wir, ob und wie die Erläu-
terungen zur Frage nach dem Antragsberechtigten in den verschie-
denen Mustern des Wohngeldantrages dieser Forderung gerecht wer-
den. Dabei wollen wir von dem Normalfall ausgehen, daß das Wohn -
geld als Mietzuschuß für eine gemietete Wohnung beantragt wird. 
Hierzu wollen wir uns vorab die gesetzliche Regelung dieser Fra-
ge in § 3 des Wohngeldgesetzes vor Augen führen: 
Abs. 1 der angeführten Vorschrift besagt, daß antragsberechtigt 
der Mieter der Wohnung ist. Besteht die Familie aus mehreren Mit-
gliedern, hat aber nur ein Mitglied den Mietvertrag unterschrie -
ben, so ist dieses allein antragsberechtigt. Darauf, daß eines 
der anderen Familienmitglieder unter Umständen den größten Teil 
der Unterhaltskosten für die zum Haushalt rechnenden Familien-
mitglieder trägt, kommt es nicht an; Abs. 4 der Vorschrift ist 
nicht anwendbar. 
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Ist eine Mehrheit von Mietern für den Wohnraum vorhanden, haben 
etwa von einem Ehepaar beide Ehegatten den Mietvertrag unter-
schrieben, so kommt es nach Abs. 4 darauf an, wer der Haushalts-
vorstand ist. Dies kann aber nur - was dann erheblich ist, wenn 
noch weitere Familienmitglieder vorhanden sind - einer von den 
beiden Ehegatten sein. 
Das besagt die Vorschrift zwar nicht ausdrücklich - sie bezeich-
net als Haushaltsvorstand ohne Einschränkung das Familienmitglied , 
das im Zeitpunkt der Antragstellung den größten Teil der Unter-
haltskosten trägt -, ergibt sich aber aus dem Kontext. Abs. 4 
bringt nämlich lediglich eine Sonderregelung für einen Fall, der 
sich nach der Grundvorschrift des Abs. 1 nicht lösen ließe, wenn 
nicht alle Mieter Gesamtgläubiger des Mietzuschusses sein soll-
ten . Die Vorschrift kann daher nicht so verstanden werden, daß 
auch ein am Mietvertrag Unbeteiligter den Mietzuschuß erhalten 
könnte . Das folgt im übrigen auch aus ihrem Satz 3, wonach ein 
zum Haushalt des Antragsberechtigten rechnendes Familienmitqlied 
nicht selbst antragsberechtigt ist. Gehört also zum Haushalt ei-
ne s Rentnerehepaares, das allein den Mietvertrag unterschrieben 
hat, ein gut verdienendes Kind, das den größten Tei l der Unter-
haltskosten trägt, so kann gleichwohl Haushaltsvorstand im Sinne 
des Wohngeldgesetzes nur einer der Ehegatten sein. 
Oberprüfen wir nun anhand dieser Erkenritnisse die Erläuterungen 
im Musterentwurf des Instituts Nowak und in den Formulare n der 
Länder Berlin und Hamburg, die wie folgt lauten (zu den Mustern 
vg 1. S . 1 2 6 f f. ) : 
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En t\·rurf NoHak: 
\~er stellt den Antrag? 
Der Haus haltsvors t and . Das ist derje nige , der den größten Teil 
der Unterhaltskosten für den Haushalt trägt und in der Regel 
auch den Hietvertrag unterschrieben hat. 
Formular Berlin 
\~er stell t den Antrag? 
Der Haushaltsvorstand . Das ist derjenige , der den ~lietvertrag 
unterschrieben hat und in der Regel den größten Teil der Un-
terh a ltskos ten für den Haushalt trägt. 
Formular Harnburg 
Antragsberechtigt sind Mieter, Untermieter und ihnen vergleichbare 
Nutzungsberechtigte ( ••. }. Ferner sind antragsberechtigt .. . 
Gehören zum Haushalt mehrere Familienmitglieder, so ist der Haus-
haltsvorstand antragsberechtigt. Haushaltsvorstand ist das Fami-
lienmitglied , das im Zeitpunkt der Antragste l lung den größten Teil 
der Unterhaltskosten für die zum Haushalt rechnenden Familienmit-
g l ieder trägt. 
Nicht antragsberechtigt sind Personen , die vorübergehend außerhalb 
des Familienhaushalts leben. 
Die Erläuterungen des Instituts Nowak und des Landes Berlin geben, 
wozu hier nicht Stel l ung genommen werden so l l , nur das Wichtig-
ste der gesetzlichen Regelung wieder. Jedoch begegnen sie auch 
unabhängig davon rechtlichen Bedenken: 
Das Institut Nowak stellt m. E . zu Unrecht den Haushaltsvorstand 
in den Vordergrund , der nach dem Gesetz a l s Antragsberechtigter 
erst zum Zuge kommt, wenn eine Mehrheit von Mietern (usw . ) vor-
handen ist. Da der Haushaltsvorstand den Er l äuterungen zufolge 
überdies nicht zug l eich Mieter zu sein braucht, wäre in dem oben 
zuletzt genannten Beispiel (Rentnerehepaar mit Kind, das dengröß-
ten Teil der Unterhaltskosten trägt) das Kind zur Antragstellung 
berechtigt. 
Die Erläuterungen im Formular des Landes Ber l in tragen zwar dem Um-
stand Rechnung , daß Haushaltsvorstand nur sein kann, wer den Miet-
vertrag unterschrieben hat; jedoch geben die Wörter '' in der Re-
gel" in Satz 3 dem Begriff des Haushaltsvorstandes einen ande-
ren Sinn, als er der gesetzlichen Rege l ung zugrundeliegt, denn 
nach d i esen Erläuterungen kann, falls mehrere Mieter vorhanden 
sind, auch ein Mieter zur Antragstellung berechtigt sein, der -
im Verhältnis zu den anderen Mietern - nicht den größten Teil 
der Unterhaltskosten trägt . 
Auch die Erläuterungen im Formular der Freien und HansestadtHarn-
burg sind nicht ganz korrekt , weil sie der Tatsache nicht Rech-
nung tragen, daß der Haushaltsvorstand als Antragsberechtigter 
erst zum Zuge kommt, wenn eine Mehrheit von Mi e t er n vor-
handen ist; eine Mehrheit von (zum Haushalt rechnenden) Familien-
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mitgliederngenügt nicht.17 
Eine weitere Frage ist es, wo das Formular eine Erläuterung brin-
gen soll: unmittelbar im Zusammenhang mit der jeweiligen Frage 
oder gesondert? Die erste Methode ist für den Bürger günstiger, 
weil er die Erläuterung mit der Frage lesen kann, ohne sie erst 
suchen zu müssen. Sie benachteiligt im Gegensatz zur zweiten Me-
thode aber die Verwaltung, weil das Formular unübersichtlichwird 
und die Auswertung mehr Zeit beansprucht. Ob die eine oder diean-
dere Methode vorzuziehen ist, läßt sich generell nicht sagen; es 
kommt auf den Umfang des Formulars und die Zahl der Erläuterungen 
an. Bei Formularen geringen Umfangs und/oder bei solchen, die nur 
wenige, kurze Erläuterungen aufweisen, werden diese zweckmäßigim 
Zusammenhang mit der Frage zu bringen sein. Bei einem umfangrei-
chen Formular mit ausführlichen Erläuterungen, wie es für die 
BeantragungeinerVersichertenrente aus der Angestelltenversiche-
rung verwandt wird- die Erläuterungen umfassen hier 11 Seiten-, 
läßt sich eine Trennung von Vordruck und Erläuterungen nicht ver-
meiden. 
Das Antragsformular für Wohngeld liegt nach Umfang und Zahl der 
Erläuterungen in der Mitte. Man findet daher auch beide Anord-
nungsmethoden verwirklicht. Im Musterentwurf des InstitutsNowak 
und im Antragsformular der Stadt Berlin sind die Erläuterungen 
in das Formular eingearbeitet, die Freie und Hansestadt Harnburg 
bringt sie auf einem besonderen Bogen. 
Die Formulare, die für die Kommunikation zwischen Bürger undVer-
waltung benutzt werden, nach Typen zu ordnen, dürfte nur in An-
sätzen möglich sein; denn 
- die Zahl der Vordrucksarten geht entsprechend den mit ihrem 
Gebrauch verfolgten Zwecken in die Tausende 
- eine Bestandsaufnahme fehlt und 
- die Vordrucke sind von (herausgebender) Behörde zu Behörde 
verschieden, selbst wenn Gleiches bezweckt wird. 
Man wird zunächst die Formulare in zwei Hauptgruppen aufteilen, 
nämlich in solche, die für die Kommunikation Bürger - Verwaltung, 
und solche, die für die Kommunikation Verwaltung - Bürger be-
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stimmt sind. Die zweitgenannte Gruppe kann im Rahmen dieser Unter-
suchung vernachlässigt werden, weil hier eine Unklarheit oder Mehr-
deutigkeit im Formular und ein dadurch verursachtes Fehlverhalten 
des Bürgers zu Lasten der Verwaltung gehen, mithin die rechtli-
chen Belange des Bürgers im allgemeinen unberührt lassen. 
Richtet sich die Betrachtung somit auf die Kommunikation Bürger 
Verwaltung, so kann m.E. eine Unterteilung anhand des zur Verfü-
gung stehenden Materials nur nach der rechtlichen Bedeutsamkeit 
der mit Hilfe eines Formulars abgegebenen Willens- oder Wissens-
erklärung durchgeführt werden. Sie könnte wie folgt aussehen: 
1) Anträge auf Vornahme einer begünstigenden Ven1altungshandlung, 
die zum Gegenstand hat 
- eine Sozialleistung 
- eine sonstige gesetzlich vorgesehene Geld- oder Sach-
leistung 
eine Erlaubnis oder eine Berechtigung 
2) Erk lärungen über persönliche Umstände, an die das Gesetz eine 
Leistungspflicht des Bürgers knüpft, und zwar in Form 
- einer öffentlichen Abgabe 
- einer Dienstleistung (z.B. Wehr- oder Zivildienst) 
- einer Leistung sonstiger Art 
3) Erklärungen zur Erfüllung einer Anzeige - oder Meldepflicht 
(z.B. Verlust des Führerscheins, Änderung der Hauptwohnung, 
Anzeige der Aufnahme eines Gewerbeb~triebes) 
Jede Formulierung oder Erläuterung einer Frage in einem Formular 
setzt aber die Bereitschaft des Bürgers voraus, bei der Ausfül-
lung nach Kräften mitzuwirken, d.h. sich zu bemühen, den Sinn 
der Frage zu erfassen und seine Angaben zutreffend und vollstän-
dig zu machen. 
Es sollen hier nicht die Fälle herausgestell~ werden, in denen 
der Ausfüllende den Sinn der Frage nicht richtig verstehen will, 
wenn sie etwa seine Einkommens- und Vermögensverhältn iss e zum 
Gegenstand hat ; dies berührt e in Problem, das außerhalb des For-
mulars wurzelt. 
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Angesprochen sollen vielmehr die Fälle sein, in denen der Bürger 
aus Bequemlichkeit oder Unlustgefühlen nur mit halbem Herzen an 
die ihm l ästig erscheinende Obliegenheit herangeht und dann Feh-
ler macht, die er zwar nicht beabsichtigt hat, bei zurnutbarer An-
strengung aber hätte vermeiden können. 
Die Verwaltung ist für den Bürger da, nicht umgekehrt. Sie ist 
aber nicht nur für den einze lnen da, sondern für alle Bürger. Je 
mehr der einzelne sie in Anspruch nimmt, desto weniger Zeit steht 
ihr für die anderen Bürger zur Verfügung. So ~1ie die Ven1altung 
gehalten ist, in ihrer Formularsprache bürgernah zu sein, sollte 
der Bürger durch sorgfältige Ausfüllung verwendeter Formulare da-
zu beitragen, daß die Verwaltung nicht über Gebühr belastet wird 
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Max·Helbig 
DER AUFBAU UND DIE GESTALTUNG DER VORDRUCKE 
Was wäre, wenn es keine Vordrucke gäbe, z.B. für Steuererklärun-
gen, Anträge auf Mietzuschüsse, Rentenbescheide oder im Meldewe-
sen, Zahlungsverkehr? Die für die Bearbeitung erforderlichen An-
gaben würden unvollständig, ungeordnet und für eine schnelle, 
insbesondere automatisierte Bearbeitung ungeeignet sein. Viele 
Uberlegungen, Rückfragen und Bortierarbeiten wären erforderlich 
und würden zu erheblichen Verzögerungen führen. Schon diese kurze 
Uberlegung zeigt, daß Vordrucke das wichtigste Arbeits- und Orga-
nisationsmittel für die "Büroarbeit" sind, nicht nur bei den Be-
hörden, sondern auch bei dem Bürger, der die Vordrucke ausfüllt 
oder als Mitteilung oder Bescheid auf einem Vordruck erhält. 
1. Organisationsmittel Vordruck 
Wenn Vordrucke als Organisationsmittel betrachtet werden, so ist 
ihre Gestaltung eine Organisationsfrage. Um sie zu bearbeiten, 
ist, wie bei allen Organisationsaufgaben, zu fragen: 
- Was soll organisiert werden? 
- Wie soll organisiert werden? 
Organisiert werden soll "Büroarbeit" beim Bürger und bei der Be-
hörde. Ihr Inhalt ist das Bearbeiten von Informationen, nämlich: 
- Aufnehmen von Informationen (z.B. die Aufforderung, einen An-
trag auszufüllen oder das Stellen eines Antrags) 
- Verknüpfen von Informationen (z.B. durch Beantworten von Fra-
gen, Berechnen von Steuern oder Renten) 
- Ausgeben von Informationen (z.B. durch Bescheide, Kontoauszüge) 
-Speichern von Informationen (z.B. durch Aufbewahren vonSchrift-
stücken, Aufzeichnungen auf Band, Platte für die elektronische 
Datenverarbeitung, auf Mikrofilm) 
Vordrucke - oder wie sie auch genannt werden: Formulare, Form-
blätter - sind dabei die am meisten benutzten Informationsträger. 
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Bei den meisten Arbeitsabläufen wird nicht nur ein Vordruck, son-
dern werden mehrere Vordrucke benötigt, z .B. Antrag, Karteikarte, 
Bescheid. In diese werden ganz oder teilweise gleiche Angaben -
Daten - eingetragen . Das Ziel einer guten Vordruckgestaltung muß 
sein, alle erforderlichen Angaben nur einmal zu schreiben. Jedes 
wiederholte Schreiben kostet Zeit und ist eine Fehlerquelle, ins-
besondere wenn die Daten in unterschiedlicher Reihenfolge aufge-
führt sind. 
Um Vordrucke arbeitsgerecht zu gestalten , müssen daher 
- al l e im Arbeitsablauf benutzten Vordrucke 
- alle benötigten Daten 
erfaßt und aufeinander abgestellt werden. 
Mit einem Arbeitsablauf-Diagramm und einer Matrix der anfallen-
den Daten lassen sich die benötigten Vordrucke und deren Inhalt 
anschaulich erfassen und darstellen (vgl. Abbildung 1 und 2). 
Dazu ist eine Arbeitsuntersuchung mit 
1 . Istaufnahme 
2 . Kritik des Istzustandes 
3 . Sollvorschlag mit anschließender Einführung 
unter Berücksichtigung der nachstehenden Punkte (Abbildung 3) er-
forderlich . 
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ABB ILDUNG 1: Arbeitsablauf-Diagramm 
ABBI LDUNG 2 : Matrix der erforderlichen Daten 
~k A 1 K 1 A 2 n 
Antragsteller + + + 
Datum des Antrags + + 
Beruf des Antrag-
steller + + + 
Bezeichnung des 
+ + + Gegenstandes 
Verschiedene Ein-
zelheiten + + 
-
- -Anschrift der an-
+ gefragten Stelle 
Datum der Anfrage + 
----
- - -




steller A 1 








Durchschrift B 1 












ABBILDUNG 3: Arbeitsuntersuchung für Vordruckgestaltung 
1. Istaufnahme 2. Kritik des 3. Sollvorschlag 
Istzustandes 
1.1 Verwendete 2.1 Überflüssige 3.1 Inhalt 
Vordrucke Daten festlegen 
1.2 Angegebene 2.2 Überflüssige 3.2 Gestaltung 
Daten Vordrucke festlegen 
1.3 lhederhol te 2 . 3 Notwendige 3.3 Aufmachung 
Schreibtexte Vordrucke festlegen 
1.4 Aufmachung 2.4 Reihenfolge 3.4 Erproben der 
der Vordrucke der Daten Vordrucke 
1.5 Art der Be- 2.5 Maschinenge- 3.5 Einführen 
arbeitung rechte Ge- der Vordrucke 
staltung 
Durch eine solche Untersuchung werden die Vordrucke aus dem Ar-
beitsablauf entwickelt , den sie dann ihrem Inhalt und ihrer Auf-
machung entsprechend steuern. Es bildet sich ein Regelkreis , bei 
dem jede Änderung des Arbeitsab l aufs eine Änderung des Vordrucks 
verursacht und umgekehrt (Abbi l dung 4). 




Das Entwickeln von Vordrucken in der dargelegten \'leise ist eine 
Organisationsarbeit . Sie muß in Zusammenarbeit vom Organisator 
mit allen Stellen erfo l gen , die irgendwie mit der Bearbeitung und 
Herstellung der Vordrucke zu tun haben . Bei externen Vordrucken 
besteht die Schwierigkeit , daß der Dritte - Bürger oder Geschäfts-
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partner -, der den Vordruck zum Ausfüllen oder als Mitteilung er-
hält, nicht zu der Arbeitsgruppe gehört, die die Vordrucke gestal-
tet. Zu ihr gehören die Bearbeiter bei den Fachstellen, beim Ver-
sand, in der Registratur, evtl. der Hersteller und der Vordruck-
Organisator. Der Fachbearbeiter hat als Kenner des Fachgebietes 
den Text des Vordrucks und ggf. die mit ihm geforderten Angaben 
vorzuschlagen. Der Vordruck-Organisator bearbeitet die Gestaltung 
und die Aufmachung der Vordrucke, wobei auch die technischen Mög-
lichkeiten der Bearbeitung zu berücksichtigen sind. Alle Beteilig-
ten müssen sich bei externen Vordrucken bemühen, sich in die Rol-
le des Empfängers des Vordrucks - des Dritten - hineinzudenken, 
um den Vordruck für ihn verständlich, übersichtlich und soweit 
erforderlich leicht ausfüllbar zu gestalten. Bei umfassenden Auf-
gaben können Testläufe Hinweise auf Mängel und bessere Gestaltung 
des Vordrucks geben. 
3. Text der Vordrucke 
Obwohl der Fachbearbeiter der Verfasser des Vordrucktextes sein 
sollte, sind auch bei der Fassung und Anordnung des Textes eini-
ge Grundsätze zu berücksichtigen, durch die das Verständnis und 
die Bearbeitung der Vordrucke erleichtert wird. Auf deren Beach-
tung sollte der Vordruck-Organisator auch achten. 
Werden Angaben verlangt, so hängt es von der Frage oder dem Leit-
text ab, wie genau die Antwort sein wird. Soll z.B. nach der 
Schulbildung gefragt werden und die Frage lautet nur: "Schule?", 
so ist die Antwort "ja" insbesondere von demjenigen richtig, der 
aus einem Land kommt, in dem eine abgeschlossene Schulbildung 
nicht allgemein üblich ist. 
Klare Antworten sind zu erwarten, wenn bestimmte Angaben zurAus-
wahl mit Ankreuzfeldern vorgesehen sind, wie z.B. 
[]ledig []verheiratet 0 geschieden 
oder wenn eine Frage mit einem anzukreuzendem []ja oder []nein 
zu beantworten ist. Sch•1ierigkeiten bereitet aber eine verneinen-
de Frage, auf die mit "ja" oder "nein" geantwortet werden soll, 
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wie z.B. 
Essen Sie kein Fleisch? O nein 
Nur der Vegetarier darf das "Ja" ankreuzen. Das Umdenken auf das 
"Nein" erschwert die Antwort und wird häufig eine Fehlerquelle 
sein, weil sich der Gedanke "Ja, doch" einstellt. 
Oft kann eine bildliehe Darstellung besser die gefragte Angabe 
veranschaulichen als eine ausführliche Frage, wie z.B. bei den 
gewünschten Maßangaben für Bekleidungsstücke in den Bestellschei-
nen von Versandhäusern. 
Bei der Fassung des Textes muß besonders auf die verwendeten Be-
griffe und ihre Verständlichkeit geachtet werden. Aus der Sicht 
der Vordruckgestaltung soll hier nicht auf die Verständlichkeit 
der Begriffe, die bei Behörden-Vordrucken oft durch gesetzliche 
Bestimmungen vorgegeben sind, sondern auf ihre Verwendung in den 
Vordrucken eines Arbeitsablaufs hingewiesen werden. So wurde z. 
B. in vier Vordrucken für die Einstellung eines Mitarbeiters vor-
gefunden: 
Be1·1erbung Anstellungs- Karteikarte Personalstanun-
ver trag blatt 
Familien- Vor- und Name Nachname 
name Familien- Geburtsname Vorname 
name bei Vorname Frauen Geburtsname Mädchen-Geburts- Vorname 
bei name name 
Frauen 
Die unterschiedliche Reihenfolge führt bei Namen wie Ot to Wa lter 
leicht zu einer Änderung in rvalte l' Otto. Der Wechsel der Begrif-
fe Familien- und Nachname oder Geburts- und Mädchenname ist un-
nötig, wobei auch die Beschränkung auf "bei Frauen" nach heuti-
gem Namensrecht unangebracht ist, weil der Ehemann den Geburts-
namen der Frau als Familiennamen annehmen kann. Der Begriff "Na-
me" ist Oberbegriff für die verschiedenen Unterbegriffe und soll-
te daher in diesem Zusammenhang überhaupt nicht verwendet werden. 
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Bei systematischer Uberprüfung der bei Einstellung eines Mitar-
beiters verwendeten Vordrucke wären die Abweichungen festgestellt 
und vermieden worden. Derartige Mängel treten vor al l em auf, wenn 
jeder Fachbearbeiter seine Vordrucke selbst improvisiert. 
Vordruckgestaltung ist nicht 
Improvisation, sondern Organisation! 
4. Systeme der Anordnung des Textes 
Für die Ubersichtlichkeit der Vordrucke beim Ausfüllen und Lesen 
- Auswerten - ist die Anordnung des gedruckten Textes und der 
Eintragungen von besonderer Bedeutung. Bei auszufüllenden Vor-
drucken gehören Ausfüllanweisungen grundsätzlich vor die aus-
zufüllenden Stellen und nicht unter diese oder gar mit einem 
Sternchen - +) - auf den unteren Rand oder die Rückseite. Länge-
re Anleitungen oder Erläuterungen sollten auf einem besonderen 
Blatt gemacht werden, das beim Ausfüllen neben den Vordruck ge-
legt werden kann, wobei auf die korrespondierenden Stellen mit 
Ziffern, z.B. (1) hingewiesen werden kann. 






Viele Vordrucke enthalten eine Mischung der Systeme. 
4.1. Textlücke 
Das System Textlücke hat seinen Ursprung bei den handschrift lich 
auszufüllenden Vordrucken, bei denen in vorgedruckte Textteile 
Angaben eingefügt, Wort- oder Zahlenteile ergänzt werden, um das 
Schreiben der vorgedruckten Stellen zu ersparen. Da das Schreib-
gerät in der Hand - z .B. Kugelschreiber, Bleistift usw. - die 
flexibelste Möglichkeit zum Schreiben ist, ist dieses System für 
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handschriftliches Ausfüllen gut geeignet, z.B. 
Mannheim, den . 19. . 
Aber schon beim Ausfüllen von Textlücken , die Streichen oder Er-
gänzen von Worten bedingen, kann durch die Textfassung das Aus-
füllen erschwert oder er l eichtert werden, z .B. 
nicht so: 
Ich/IHr anerkenne.. den Stand meines/unseres 
Konto Nr ..... ..... am ......... 19 .. mit ...... ml. 
sondern so: 
Der nachstehende Kontostand wird anerkannt: 
Konto Nr. Kontostand am 
•••••••••••• DH 
Erst recht ist dieses beim Ausfüllen mit Büromaschinen von Be-
deutung, weil zum Streichen und Erreichen der Schreibstellen 
zahlreiche Anschläge und möglicherweise Zeilenschaltungen erfor-
derlich sind. 
4.2. Fragebogen 
Das Nebeneinanderstellen von Frage und Antwort läßt diese durch 
das unterschiedliche Schriftbild l eicht unterscheiden. Aber nur 
beim handschriftlichen Ausfüllen ist diese Anordnung zweckmäßig. 
Soll mit der Maschine geschrieben werden, so wird nicht nur die 
Schreibzeile verkürzt. Bei der abgebildeten Anordnung ist auch 
noch wiederholtes Vor- und Zurückdrehen des in die Büromaschine 
eingespannten Vordruckes notwendig, um den Fragetext zu lesen 
und an der passenden Stelle zu beantworten. Der Stand der Frage 
über der Schreibstelle ist sowohl für handschriftliches wie für 
maschinenschriftliches Ausfüllen arbeitsgerecht (vgl. Abbildung 
5). 
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ABBILDUNG 5: Textsystem Fragebogen 
nicht so: 
2. Pßegekinder 
a) Selt wann lebt das Kind in der Wohnung des 
Antragstellers? 
Falls das Kind nicht in der Wohnung des Antrag-
stellers lebt, wäre der Antrag unter BeifUgung 
entsprechender Unterlagen ausführlich zu be-
gründen 
b) Ist daa Kind für dauernd in die Wohnung auf· 
genommen? 
c) Wer ist ftir das Kind unterho.ltspßichtig? 
(Name, Vorname, Beruf, Wohnort) 
d) Wie hoch si.nd die Unterhaltsleistungen ftir das 
Kind von anderer Seite (Geld- und Sachleistungen 
ohne Berücksichtigung von Waisenrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz hzw. aus der 
Sozialversicherung)? 
e) Haben die natürlichen Eltern bisher Kinder-
zuschlag bezogen? 
Z. F. bis wann und von welcher DienststeHe? 
sondern so: 
1. Pfleg e kinder 
u Seit wann lebt dos Kind in der Wohnung du Antragste ll e rs? 
Falls da$ Kind nithl in der Wohnung des Anlragslellers lebl, wdre der Antrag unter BeifUgu ng en!spreche11der Ur1 1er lage11 au;fuhrlich 1U begrönde11, 
b lsl das Kind fijr dauernd in die Wohnung aufgenommen? 
~ nein !ja 
c Wer isl ror das Kind unl erhallspllichlig? (Name, Vorname, Beruf, Wohnort, Straße und Hausnummer) 
d Wie hoch si nd die Unterhall.il e istungen fVr das Kind von anderer Seile (G eld· und SachleiStungen ohf" e Berudoichtigung ~·on \ 'lao!er: rente n na ch dem 
Bundesversorgungsgesetz btw, aus der Sozialversicherung)? 
e Haben die noiVrlich en Elle rn bisher Kindertusch log buog enl I ";, I Ji• von Diero shl ell e I bi• 
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4.3. Leitwörter 
Für kurze, gebräuchliche, allgemein verständliche Ausfüllanwei-
sungen sind Leitwörter üblich, wie z.B. für Familienname, Vorna-
me, Straße und Hausnummer, Postleitzahl und Bestimmungsort. Sie 
können für handschriftliches Ausfüllen gesetzt werden: 
vor die Schreibzeile oder unter die Schreibzeile 
Familienname: ........ ••• ........ . ..... 
Familienname 




Straße und Hausnummer 
PLZ, Wohnort: .. ... • . ... ............. •. 
PLZ, Wohnort 
Für die flexible Handschrift bestehen keine Schwierigkeiten, die 
Angaben einzutragen. Für maschinenschriftliches Ausfüllen sind 
beide Anordnungen ungünstig, weil im ersten Beispiel die Schreib-
beginne unterschiedlich sind und in beiden die Leittexte nicht 
vollständig gelesen werden können, wenn der Vordruck in die Ma-
schine eingespannt ist. 
4.4. Tabelle 
Sind mehrere gleichartige Angaben mit verschiedenen Daten zu ma-
chen , so sind sie als Tabelle anzuordnen. Im Tabellenkopf ist an-
zugeben, we lche Daten in den einzelnen Spalten aufzuführen sind. 
Die einzelnen Zeilen betreffen den jeweiligen Vorgang, z.B. 
Beschäftigt Arbeitgeber 
als von - bis Name Ort 
53 
4.5. Auswahltext 
Sind in einem Vordruck Angaben oder Mitteilungen zu machen, die 
erfahrungsgemäß nur in einer beschränkten Anzahl vorkommen, so 
können Auswahltexte vorgesehen werden. Unzweckmäßig ist es "Nicht-
zutreffendes " streichen oder "Zutreffendes" unterstreichen zu 
lassen, weil mehrere oder längere striche erforderlich sind. Ein 
Kreuz oder ein Anschlag mit der Büromaschine reicht aus, wenn 
das "Zutreffende " in einem Auswahlfeld anzukreuzen ist, z.B. 
nicht so: 
7 . Familienstand''' l 
ledig - verheiratet - ven;i twet - geschieden 
,., l Nichtzutreffendes ausstreichen 
sondern so: 
7. Familienstand Zutreffendes ankreuzen EJ 
oledig overheiratet 0 geschieden 
Auswahltexte können auch für Mitteilungen vorgesehen werden, die 
überwiegend nur in einer beschränkten Anzahl erfolgen, wie z.B. 
1. 0 IVir übersenden den ausgefüllten Fragebogen. 
2. c:J IYir übersenden anste lle Ihres Fragebogens eine Ablichtung der Unfall-
schilderung unseres Fahrers. 
3. c:J lqir übersenden die ausgefüllte und voll zogene Abfindungserklärung, 
4. 0 lür können eine Abfindungserklärung nicht abgeben, 1veil die Voraus-
setzungen für einen Abfindungsvergleich nicht vorliegen. IHr bitten 
deshalb um Überweisung des Ersatzbetrages ohne Abfindungserklärung. 
Wird befürchtet, daß das Ankreuzen des zutreffenden Satzes zu 
unpersönlich wirkt, so kann durch einen Hinweis die vereinfachte 
Art der Erledigung verständlich gemacht werden, wie z.B. 
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\'lir bitten um Verständnis, wenn \•lir uns zur Vereinfachung des 
Schriftverkehrs und zur Beschleunigung in dieser Form an Sie 
1venden. Es gi l t der angekreuzte Absatz. 
Der gleiche Text könnte auch auf einem Textautomaten nach Text-
handbuch geschrieben werden. Diese Erledigung würde länger dau-
ern und teurer sein, aber persönlich wirken. Der gewünschte Ein-
druck beim Empfänger und die technischen Möglichkeiten einer-
seits, die entstehenden Kosten andererseits sind entscheidend, 
welche Art der vorgefertigten Mitteilung gewählt werden soll. 
5. Maschinengerechte Gestaltung der Vordrucke 
Obwohl es am günstigsten ist, wenn Vordrucke mit wenigen Ziffern, 
Buchstaben und Ankreuzen handschriftlich ausgefüllt werden kön-
nen, sind häufig doch umfangreiche Angaben zu machen, bei denen 
zur besseren Lesbarkeit oft Druckschrift gefordert wird. In al-
len diesen Fällen sowie für längere Texte sind die Vordrucke auch 
maschinengerecht zu gestalten. Zwar kann nicht davon ausgegangen 
werden, daß alle Bürger Schreibmaschinen besitzen und zum Ausfül-
len der Vordrucke benutzen. Aber gerade Schreibungewandte lassen 
Vordrucke - z.B. Anträge auf soziale Leistungen - von beratenden 
Stellen ausfüllen, die Schreibmaschinen benutzen. Anderebenutzen 
eine eigene Schreibmaschine, insbesondere um gleichzeitig eine 
Durchschrift zu erhalten. Deswegen sollte in allen diesen Fällen 
grundsätzlich angestrebt werden, die Vordrucke auch maschinenge-
recht für das Ausfüllen mit Büromaschinen zu gestalten. 
Für die maschinengerechte Gestaltung der Vordrucke muß berück-
sichtigt werden, daß die Büromaschinen durch ihre feststehenden 
Schreib- und Zeilenschritte ein Gitternetz gleich einem· karier-
ten Papier über die Vordruckfläche legt. 
ABBILDUNG 6: "Gitternetz" der Bewegungsschritte der Büromaschinen 
111111111111111111111111 
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Bei diesem entsprjcht die Breite des Karos dem Schreibschritt 
(2, 54 mm) und s e ine Höhe dem Zeilenschnitt (4,2 3 mm) wie er in 
DIN 2107 - Schriftgrößen, Te ilungen und Grundze ile nabstä nde für 
Schreibmaschinen- und D IN 2142 - Teilungen und Grundzeilenabstän-
de für numerische und alphanumerische Maschinen - festgelegt ist. 
Schwierigkeiten beim Ausfüllen der Vordrucke entstehen, wenn zum 
Erreiche n der Schre ibstellen 
- der Walze ndreh- oder gar der Walzenstechknopf, 
- der Wagen löser und die Rücktaste benutzt werden und 
- v i ele Lee ranschläge nötig sind. 
Einen Vordruck, b e i de m dieses riötig wäre, ze i gt die Abbildung7. 
ABBILDUNG 7: Nicht maschinengerechter Vordruck 
Postamt 
Tqlegraphenamt 




ist zu streichen 
... ................................ .............................. , den .. ····· 195 ... 
Fernspr.: 
Änderung in den Familienverhältnissen der Beamten 
Name .. ........................................................................ ... .... Vornamen ..... . 
(Rulname unte~s trelchen) 
Amtsbezeichnung ............................................................. .. ................... Geburtstag .. 
verheiratet am ........................................ mit .............................................................. ..... .. , geboren am .... . 
(Ru!- und Famtllenname) 
Standesamt . 
Beruf des Ehegatten . 
geboren - gestorben am ..................................... Sohn - Tochter - Ehefrau - Ehemann 
· (Rufname) 
geschieden durch Urteil des LG ..... . .................... .. vom .......................................... .. 
(Unterschrift) . 
(R aum !Ur Vermerke bei der OPD) 
Stilclde , Ett enhe lm 6 ooo 2. _.,., 
C Hß b zu 4, DIN A 3 (Kl. I' 
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Ein Vordruck ist maschinengerecht, wenn beim Ausfüllen der Zei-
lenschalter, der Randste ller und die Tabulatoren benutzt werden 
können, so daß er mit möglichst wenig Handgriffen ausgefülltwer-
den kann. 
Dazu muß 
1) der Abstand der Schreibstellen über die ganze Vordruck-Höhe 
gleichbleibend sein und dem Grundzeilenabstand der Büroma-
schine entsprechen. Am günstigsten ist eine Höhe der Schreib-
felder von zwei Grundzeilenabständen oder einem Vielfachen 
davon, weil sie erstens auch für handschriftliche Eintragun-
gen geeignet ist und zweitens der Leittext zusätzlich im 
Schreibfeld gedruckt werden kann: 
nicht so: sondern so: 
Name ______________________________ __ Name, Vorname 
Vorname----------------------------
Geburtsort und - tag 
Geburtsort~------------------------
Geburtstag--------------------------
2) der Schreibbeginn am Anfang und innerhalb der Zeilen in 
Fluchtlinien untereinander liegen, die mit dem Randsteller 
und den Tabulatoren eingeste llt werden können. Entsprechend 
den "Regeln für Maschinenschreiben" DIN 5008 und dem Aufbau 
der "Entwurfsblätter für Vordrucke" DIN 4998 ist ein Schreib-
beginn von 10 zu 10 Grad zweckmäßig : 
nicht so: sondern so: 
Name_• _____________ Vorname_• ________ __ Name , Vorname 
11ohnort'--•------------------- 1•/ohnort 
Straße und Hausnummer_• ____________ __ 
Straße und Hausnummer 
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3) der Lei ttext in der Qberen _!inken ~cke (OLE-Prinzip) der Schreib-
felder stehen, so daß er beim Schreiben gelesen werden kann , 
und nicht unter oder neben den Schreibstellen stehen, weil er 
von Teilen der Büromaschine verdeckt werden kann. Die Begren-
zung der Schreibfelder gibt Schreibhilfe für die Handschrift, 
ohne daß besondere Schreiblinien gedruckt werden müssen: 
nicht so: 
Name, Vorname, Beruf 
l'lohnort mit Postleitzahl, Straße u. Hausnummer 
sondern so: 
Name, Vorname, Beruf 
Postleitzahl, l'lohnort, Straße u. Hausnummer 
eine Ausfüllanweisung aus demselben Grund über den Schreib-
stellen oder am Kopf des Vordruckes stehen (vgl. das nächste 
Beispiel). 
4) Ergänzen von Wort- oder Zahlenstummeln oder Streichen von 
Worten vermieden werden, um den Schreibfluß zu erhalten: 
nicht so: 
Ich bitte um Barzahlung'''}, Uberl'leisung''') 
auf unser'''} /mein'''} Konto Nr. 
---------------------




Zutreffendes ankreuzen [iJ oder ausfüllen 
Ich bitte um 
c=:J Barzahlung ~ übenveisung 
auf Konto Nr. Postscheckamt 
5) eine "technische Leiste" vorgesehen werden, in der kurze Ein-
tragungen, die im Text verstreut wären, zusammengeiaßt werden 
und auf die im Text nur noch Bezug genommen wird, wie z.B. 





fe stg ese tzt e Kosten Zwongsvollstr. · Portoauslagen Bish er geleist e le 
sell dem ln DM Kos ten in DM ln DM Zahlungen ln DM 
6) der Auswahltext nicht zum Aus- oder Unterstreichen, sondern 
zum Ankreuzen des Zutreffenden vorgesehen werden: 
nicht so: 
Familienstand'':) 
ledig - verheiratet - venvi twet - geschieden 
:': l Nichtzutreffendes ausstreichen 
sondern so: 
Familienstand Zutreffendes ankreuzen [RJ 
c:::J verheiratet c:::J geschieden 
Längere Ausfüllanweisungen oder Erläuterungen können einen 
Vordruck für die weitere Bearbeitung unübersichtlich machen. 




Die Gestaltung des in Abbildung 7 gezeigten Vordrucks nachden 
dargelegten Grundsätzen zeigt Abbildung 8. 
ABBILDUNG 8: Maschinenge rechter Vordruck 
Diensts tolle (PA, FA usw.) Ort, Datum 
Änderung in den Familienverhältnissen des Beamten 
I Zutre ffendes ankre uzen 0 odor ausfüllen 
Name I Penonolnummer 
Vornomen (Rufname unterstreichen} 
Amtsbezei chnung geboren om 
Anlaß der Änderung 
So hn Tochter Ehefrau 
n n 
Rufna me, bei Frauen auch Mädchenname 
verhe irate t om Standesamt 
mit (Ruf- und Familienname} 
geboren om 
Ve rmerke 
Summerar 40 000 10. 75 
OIN A 5, Kt. 35 
Beruf des Ehegoiio n 
Urtei l des londgerichh in 
Ehemann 
n 
6. Format der Vordrucke 
Aufgrund des Umfanges des gedruckten Textes und der längstmögli-
chen Eintragungen ist das Format der Vordrucke festzulegen. Un-
bedingt ist eine ausreichende Fläche für die Eintragungen vorzu-
sehen und zu berücksichtigen, daß viele Handschriften ein großes 
Schriftbild haben. Für sehr umfangreiche Eintragungen - z.B. 
Schilderung eines Schadensfalles - kann auf die Benutzung einer 
Beilage verwiesen werden. Benutzer von Vordrucken werden verär-
gert, wenn ihnen keine ausreichenden Schreibflächen zur Verfügung 
stehen und das Lesen von Eintragungen in sehr kleiner Schrift er~ 
schwert ist. Auch sollteberücksichtigtwerde~daß häufig für die 
weitere Bearbeitung noch Platz gebraucht wird,und sei es nur, um 
Eingangs- und Bearbeitungsvermerke anzubringen. 
Wenn die benötigte Druck- und Schreibfläche ermittelt ist, kann 
das Format des Vordrucks aus den Formaten der A-Reihe nach DIN 
476 - Papierendformate - bei Endlosvordrucken nach DIN 9771 - Pa-
piere für Endlosvordrucke, Abmessungen - ausgewählt werden. Es 
sollten immer nur Formate der A-Reihe vorgesehen werden, weildie-
se die Grundlage für die Abmessungen aller Gegenstände des Büro-
bedarfs - Briefhüllen, Mappen, Hefter und Ordner - und der Büro-
ausstattung - Organisationsmöbel, Büromaschinen und Vervielfälti-
gungsgeräte - sind. 
Gebräuchlich ist für briefliche Mitteilungen, Anträge usw. das 
Format A 4 - 210 mm x 297 mm - für kleinformatige Vordrucke -
wie Postkarten, Vordrucke des Zahlungsverkehrs - das Format A 6 
- 105 mm x 148 mm. Abweichende Formate bereiten Schwierigkeiten 
auch bei dem Bürger, der keinen ausgesprochenen Bürobetrieb hat, 
weil sie in seinem Hefter oder Ordner bei größeren Formatenüber-
stehen, bei kleineren überblättert werden können. Ganz gleich ob 
der Bürger einen Bürobetrieb hat oder nicht und nur von Zeit zu 
Zeit anfallende Schriftstücke wie z.B. polizeiliche An- oder Um-
meldungen, Bescheide über Renten, Versicherungen aufbewahrt, er 
wird immer nur dann Ordnung in seine Unterlagen bringen können, 
wenn sie allein schon im Format gleich sind. 
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7. Aufmachung der Vordrucke 
Nicht nur der Text und das Format des Vordrucks sind dafür ent-
scheidend, ob ein Vordruck günstig für das Lesen und ggf. Bear-
beiten und damit bürgerfreundlich ist, sondern auch seine Aufma-
chung, nämlich 
- das Papier 
- die Art und Anordnung von Schrift und Linien 
- die Verwendung von Farben 
- die Ausstattung als Durchschreibsatz , Block usw. 
7.1. Papier der Vordrucke 
Das Papier der Vordrucke muß dem Verwendungszweck entsprechen . 
Bei den meisten Vordrucken, die vom Bürger ausgefüllt werden sol-
l en , muß es tinten- und radierfest sein. Selbst wenn meist mit 
Kugelschreiber geschrieben wird, muß auch mit dem Ausfüllen mit 
Tinte ebenso wie mit ' schreibfehlern gerechnet werden, die durch 
Radieren beseitigt werden. Für Urkunden, wie z .B. Geburts-, Hei-
rats-, Sterbeurkunden, die auch vom Bürger lange .Zeit aufbewahrt 
und für ihn von besonderer Bedeutung sind, ist ein holzfreies, 
schweres Papier mit einer repräsentativen Wirkung zu verwenden. 
Es sollte nicht übersehen werden, daß ein geringwertiges Ausse-
hen des Papiers auch den Inhalt der auf ihm gemachten Erklärung 
entsprechend erscheinen l äßt . Papier ist stets nach dem Grund-
satz "so gut wie nötig" auszuwählen. 
7.2. Schrift der Vordrucke 
Bei der Vielzahl der Schriftarten, Schriftgrößen und Schriftstär-
ken besteht eine große Möglichkeit, diese unterschiedlich zu ver-
wenden. Um ein einheitliches Erscheinungsbild der Vordrucke einer 
Verwaltung zu erreichen, muß 
- für alle Vordrucke die gleiche Schriftart, 
- die gleiche Schriftgröße und -stärke für eine gute Lesbarkeit 
und Gliederung der Textteile 
ausgewählt werden. 
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Bei dem linearen Aufbau der Vordrucke und für die Anforderungen 
beim Kopieren von Schriftstücken - einschließlich Mikro- und Te-
lekopieren- sind Groteskschriften am günstigsten, weil siedurch-
gehend die gleiche Schriftstärke und keine Serifen - kleine An-
satz- und Begrenzungsstriche - haben. 
ABBILDUNG 9: Groteskschrift verschiedener Größe 
5 Punkt Pell 
6 Punkt Nonpareille 
8 Punkt Petit 
9 Punkt Borgis 
10 Punkt Korpus 
12 Punkt Cicero 
14 Punkt Mittel 
16 Punkt Tertia 
Die unterschiedlichen Schriftgrößen und -stärken können zur Glie-
derung eines Vordrucks verwendet werden. Die Schriftgröße wird 
bei Bleisatz nach typographischen Punkten (p) bemessen. Nach DIN 
16 507 - typographische Maße - ist 1 p gleich 0,376 mm. Für Foto-
satz, der zunehmend für das Setzen von Vordrucken verwendet wird, 
ist als kleinste Einheit das Maß 0,25 mm vorgesehen. 
Entsprechend der Größe der Schreibmaschinenschrift von etwa 3 mm 
ist für Texte, die mit dieser ergänzt werden, die gleiche Schrift-
größe mit 8 p zu wählen. Diese ist auch für fortlaufende Texte, 
Vorbemerkungen . und Erläuterungen usw. z~1eckmäßig, weil sie gut zu 
lesen ist. 
Für Leittexte, die häufig und auf viel benutzten Vordrucken vor-
kommen, erscheint eine Schriftgröße von 6 p = 2,25.nun ausreichend. 
Sie hat einen deutlichen Unterschied zu der Eintragung und läßt 
in einem Schreibfeld mit der Höhe von zwei Schreibzeilen = 8, 46 mm 
noch eine ausreichende Fläche für darunterstehende Eintragungen. 
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ABBILDUNG 10: Schreibfeld mit Leittext in 6 p-Schriftgröße 
In Originalgröße wiedergegeben 
Zu· und Vorname, ggf. Geburtsname, Amts· oder Dienstbezeichnung I Personalnummer 
Witwe Vollwaise Halbwaise des (Name und Amtsbezeichnung des verstorbenen Beamten) 
I n n . 
Postleitzahl, Beschäftigu~gs· bzw. Betreuungsamt 
Wohnort, Straße und Hausnummer 
Hervorzuhebende Schriftteile können in einer stärkeren Schrift, 
Abschnittsüberschrifte n in größere r, starker Schrift (z.B. 10 p 
halbfett) und die Vordruckbenennung in noch größerer, stärkerer 
Schrift (z.B. 12 p fett) gedruckt werden. 
ABBILDUNG 11: Vordruck mit verschiedenen Schriftgrößen und 
- stärken 
IJne Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere NachrM::ht vom Unsere:?e.:: hen Frankfurt om Moin 
Verkehrsunfall 
Unser Aktenzeichen (b itte :m•m•1 ar.u ei::er.' Unfalltag 
Sehr geehrte 
Wir bitten Sie, von den angekreuzten Absätzen Kenntnis zu nehmen und ggf. das Erforderliche zu veranlassen. Für die formblattmäßig 
Bearbeitung bitten wir um Verständnis . 
. D Wir bearbeiten die Sache als Selbstversicherer unter dem oben angegebenen Aktenzeichen und bitten Sie, den weiteren Schrift 
wechsel nur mit uns zu führen. 
D Wir sind bereit, die Schadensabwicklung aufzunehmen und stellen anheim, uns die Unfallkosten mitzuteilen und die entsprechen• Belege beizufügen. Geben Sie bitte ggf. gleichzeitig Ihr Postscheck·, Bank· oder Sparkassenkonto an. Wir werden dann zu der 
Schadenersatzforderung Stellung nehmen oder, wenn sich keine Einwendungen zu Haftungsgrund und Schadenshöhe ergeben, 
Ersatzbetrag über.veisen. 
y.:::'~andant die Mehrwertsteuer absetzen können/kann IVm•t•"~bwg), ggf. warum nicht. 
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Jedoch sollten die Unterschiede von Schriftgröße und -stärke spar-
sam verwendet werden, damit die Vordrucke ein g leichmäßiges, ru-
higes und übersichtliches Aussehen haben. 
7.3. Linien auf Vordrucken 
Wesentlich für die Gestaltung der Vordrucke ist auch das Verwen-
den von Linien. Es gibt sie ebenfalls in unterschiedlicher Art 
und Stärke. Einige davon zeigt die Abbildung 12. 
ABBILDUNG 12: Linienarten und -stärken 








Linien sind bei entsprechender Verwendung ein gutes Mittel zur 
Gliederung von Vordrucken. Sie können aber auch bei unzweckmäßi-
ger Anwendung und Anordnung der Leittexte Vordrucke unübersicht-
lich machen, wie die Gegenüberstellung in Abbildung 13 zeigt. 
Linien sollten nur sparsam verwendet werden, nicht nur, weil ihr 
Setzen Kosten verursacht , sondern vor allem, weil die Verwendung 
insbesondere von starken Linien das Lesen der geschriebenen Tex-
te erschwert. Bei Datenbelegen werden häufig für das Eintragen 
von Ziffern oder Buchstaben umrandete Kästchen vorgesehen, in de-
nen die schwach geschriebene Eintragung nicht hervortritt. Eine 
Aufteilung der Schreibfläche durch einen "Kamm" reicht aus und 
läßt die Eintragung besser hervortreten. 
nicht so : sondern so: 
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Raum Nr . I VenTendungszHeck 
1---


















Fenster- Breite Länge 
zahl m 
'" 
Je sparsamer unterschiedliche Schriften und Linien verwendetwer-
den , umso klarer und übersichtlicher kann ein Vordruck gestaltet 
werden . 
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7.4. Farbe im Vordruck 
Im Gegensatz zur Wirtschaft werden bei Behörden die Möglichkeiten 
wenig genutzt, Farbe bei Vordrucken zu verwenden. Die Farbe hat 
- Signalwirkung, 
indem z.B. eilige Schriftstücke durch den roten Aufdruck "Eilt" 
oder eine rote Umrandung gekennzeichnet, Einnahmebelege schwarz, 
Ausgabebelege rot gedruckt werden oder unterschiedliche Papier-
farben für Vordrucke eines Jahres oder für bestimmte Stellen be-
nutzt werden 
- Kontrastwirkung, 
indem z.B . die sch1•arz oder dunkelblau geschriebene Eintragung 
sich deutlich von grün gedrucktem Text abhebt oder Teile des Vor-
drucks farblieh getönt sind, die von einer anderen Stel l e oder 
nur in gewissen Fällen ausgefüllt werden sollen 
- Werbewirkung, 
indem eine Farbe als "Hausfarbe" benutzt l·lird, z. B. Postgelb nicht 
nur für Briefkästen und Fahrzeuge der Deutschen Bundespost, son-
dern auch für Schriftstücke, mit denen werbliche l~irkung beabsich-
tigt ist 
Gefärbt können sein 
- das Papier 
die gedruckte Schrift, ggf. nur einige hervorzuhebende Worte 
wie z. B. "Eilt sehr", "Vertraulich" , die auch mit Stempel auf-
gebracht werden können 
- getönte Flächen des Papiers 
- gedruckte Streifen 
Grundsätzlich sollte für denselben Zweck die gleiche Farbe ver-
wendet werden. 
Die Farbe kann die Kontrastwirkung zwischen Papier und Schrift 
vermindern , so daß die Schrift schlecht zu lesen ist. Beim Kopie-
ren - einschließlich Mikro- und Te l ekopieren - werden Farben 
nicht a ls solche wiedergegeben. Je nach dem angewandten Verfah-
ren werden e inige Farben nicht wiedergegeben - meist hellblau 
und gelb . Andere erscheinen nur als Grauschleier, einige inten-
sive Farben, z.B . rot und blau, werden schwarz wiedergegeben, so 
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daß darüber befindliche Schrift auf der Kopie nicht mehr zu le-
sen ist. Die Verwendung von Farben bei Vordrucken muß dahergründ-
lich überlegt werden, nicht zuletzt,weil auch Mehrkosten entste-
hen, die aber durch Vorteile organisatorischer und/oder werbli-
cher Art voll gerechtfertigt sein können. 
8. Das Briefblatt 
Ein Vordruck, der für die Verbindung zwischen Behörde und Bürger 
besondere Bedeutung hat, ist das Briefblatt. Es ist zugleich 
Grundlage für alle briefartigen Vordrucke. Wichtige Hinweise für 
den Aufbau von Briefblättern gibt die DIN 676 - Geschäftsbrief 
(Vordrucke A 4) -. Ihre zweckmäßige Angabe der Felder für Brief-
kopf, Postanschrift des Absenders und Anschrift des Empfängers, 
des Standes der Bezugszeichen und der Geschäftsangaben sowie der 
Loch-, Faltmarken und Warnzeichen ist auf den sonstigen genorm-
ten Bürobedarf - wie Briefhüllen, insbesondere Fensterbriefhül-
len, Locher, Hefter usw. - abgestellt (vgl. Abbildung 14). 
Günstig ist die in der Norm aufgeführte Form A mit einem Brief-
kopf von 27 mm Höhe. Sie ermöglicht 
- vier ~1ei tere Schreibzeilen gegenüber der Form B mit einem 
Briefkopf von 45 mm Höhe 
bei gleichen Faltbrüchen ein zweites Anschriftfeld am Fuß des 
Blattes, das für die handelsüblichen Fensterbriefhüllen nach 
DIN 680 geeignet ist. 
Auch bei Beachten der Norm können die Briefblätter und briefar-
tigen Vordrucke einer Behörde so gestaltet werden, daß sie ein 
ansprechendes "Firmengesicht" haben und durch ihre Gestaltung 
sogleich die absendende Verwaltung erkennen lassen. Dabei können 
die unterschiedlichen Ämter einer Behörde durch Zusätze gekenn-
zeichnet werden. Sogar bei Stellen mit eigener Bezeichnung kann 
ihre Zugehörigkeit zum Bereich der Behörde durch einen gleichen 
Aufbau der Briefblätter, gleiche Schrift, Anordnung eines Wap-
pens usw. sichtbar gemacht werden. Die Briefblätter verschiede-
ner Ämter und Dienststellen der Landeshauptstadt Düsseldorf ver-
anschaulichen dieses (vgl. Abbildung 15). 
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ABBILDUNG 14: Briefblatt nach DIN 676, Form A 
+-20·~ 85 
n B r i e f k 0 p f AbsenC!er 
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Stadtverw<~.ltun!J Amt 33 · Postfach 11 20 · 4000 Düsscldorf 1 
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Amt für Einwohnerwesen 
Immermannstraße 40 (Dommoi ·Hochhaus) 
Eingang Charlottenstraße 
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Stadtverwaltung Amt 32/5 Postfach 11 20 · 4000 Düssel dorf 1 
Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen 
Städtische Gesamtschu le Kikweg · Düsseldorf 
- Sekundarstufe I -
Postonschrift: 
St6dt. Gesamtschule Kikweg 
Hoidolbergor Straße 75 · 4000 DOsseidorf 1 
Dotum und Zoid!en lhreJ Sdtreibent Mein Zeichen 
jl"it 1\\ r~ 
"' ~ 
Straßenverkehrsamt 
Kaiserstraße 48- 50 





Ausleu oft ertei lt 
@ 
(0211) 8 99-81 
Datum 
I Zimmec 
Tele!. Anfragen nur: 
8.30 b1s 13.00 Uhr und 






Das Feld rechts neben dem Feld für die Anschrift des Empfängers 
ist in der Norm für Eingangs- und Bearbeitungsvermerke vorgesehen. 
Normen sind aber nur Empfehlungen, von denen abgewichen werden 
kann. Da die Empfänger der Briefe der Stadtverwaltung meist Pri-
vatpersonen sind, die derartige Vermerke nicht anbringen, wurden 





Es wird dabei nicht nur die Lage des Amtes, sondern auch derjeni-
ge mit Namen, Zimmer- und Fernsprechnummer angegeben, der Aus-
kunft erteilt. Damit ist von der unpersönlichen Behörde eine per-
sönliche Verbindung geschaffen, die das Herumfragen nach dem "Zu-
ständigen" erübrigt. 
9. Durchschreibsätze 
Um einen Vordruck bürgernah zu gestalten, ist es notwendig, sich 
in den Bürger hineinzudenken, der ihn ausfüllen soll oder als 
Mitteilung bekommen wird. Dazu gehört auch, daß in vielen Fällen 
der Betroffene eine Durchschrift seiner Angaben für seine Unter-
lagen behalten will. Es kann ihm der Vordruck zweifach für Ent-
wurf und Reinschrift zur Verfügung gestellt werden, wie es z.B . 
bei Steuererklärungen seit einiger Zeit üblich ist. 
Für einfache Angaben kann der Vordruck als Durchschreibsatz ge-
fertigt we rden. Da nicht anzunehmen ist, daß dem Ausfüllenden im-
mer Kohlepap i er zur Verfügung steht, sollte stets ein fertig 
durchschreibfähiger Satz zur Verfügung gestellt werden. 
Bei Fertigung mit Einmalkohlepapier als Schnelltrennsatz ist e i-
ne Kennzeichnung seiner Handhabung in dem abzutrennenden Strei-
fen zweckmäßig (vgl. Abbildung 16) . 
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ABBILDUNG 16: Kennzeichnung der Handhabung eines Schnelltrenn-
satzes 
Achtung Schnelltrennsatz I 
Oberen und unteren Rand in etwa 1 cm Breite iest fassen und Kopilelste mit anhängendem Kohlepapier abziehen. 
Bei Verwendung von selbstdurchschreibenden Papieren sollte der 
Hinweis angebracht werden, daß es sich um solches handelt und we-
der das Verwenden von Kohlepapier noch wiederholtes Schreiben er-
forderlich ist, um ein Doppel zu erhalten. Für Bürger, die gerin-
ge Erfahrung mit Büroarbeiten haben, dürfte häufig selbstdurch-
schreibendes Papier nicht bekannt sein. Derartige Hinweise erleich-
tern das wenig beliebte Arbeiten mit Vordrucken. 
11. Der Vordruckentwurf 
Das Entwerfen und Gestalten von arbeits-, insbesondere maschinen-
gerechten Vordrucken erfordert, daß die Abmessungen und derStand 
der Schreibstellen maßgenau angegeben werden. Das bereitetSchwie-
rigkeiten, weil Büromaschinen zum Teil unterschiedliche Bewegungs-
schritte mit Abmessungen haben, die außerdem keine glatten Milli-
meter-Maße sind. 
Es betragen bei Schreibmaschinen und entsprechenden Büromaschinen 
DIN 2107alt DIN 2107 neu 
mm mm 
Schreibschritt 
Pica-Schrift 2,6 2,54 ( 1 /1o inch) 
Perl-Schrift 2, 3 2,12 ( 1 /12 inch) 
Zeilenschritt 4,25 4,23 ('/s inch) 
Die Geräte der Datenverarbeitung haben die in DIN 2107 neu aufge -
führten Bewegungsschritte. 
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Zusätzliche Schwierigkeiten entstehen dadurch, daß das Setzmate-
rial beim Bleisatz Abmessungen nach typographischen Punkten hat. 
Dabei sind 
1 p 0,376 mm 
7 p 2, 632 mm 
11 p 4, 137 mm 
12 p = 4, 513 mm 
Es muß daher bei der Höhe der Schreibfelder ein Ausgleich durch 
wechselnde Punktzahl geschaffen werden. Beim Fotosatz sind die 
Schwierkeiten geringer. Immer aber muß der Hersteller die ge-
wünschten Abmessungen genau kennen. 
Die Schwierigkeiten können durch Verwenden von Entwurfsblättern 
nach DIN 4998 leicht und zuverlässig überwunden ~1erden (vgl. Ab-
bildung 1 7) . 
ABBILDUNG 17: Ausschnitt aus einem Entwurfsblatt nach DIN 4998 
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Die Entwurfsblätter erleichtern auch das Entwerfen von Vordruk-
ken, weil die Nutzfläche in Felder mit 10 Schreibschritten-Brei-
te und 2 Zeilenschritte-Höhe eingeteilt ist. Damit ist ein über-
sichtlicher Rahmen für einen schnellen Entwurf und eine zweckmä-
ßige Gestaltung der Vordrucke gegeben. Ein gut ausgearbeiteter 
Entwurf auf einem Entwurfsblatt ist auch eine Grundlage für die 
Erörterung des Entwurfs mit interessierten und betroffenen Stel-
len. ,., 
Obwohl viele Fachstellen glauben, daß es ausreicht,bei Bedarf e i-
nen Vordruckentwurf zu improvisieren, dürften diese Ausführungen 
gezeigt haben, daß das Entwerfen und Gestalten von Vordrucken 
auch Organisationsarbeit ist, die Fachwissen und Kenntnis der zu-
sammenhänge sowie der Möglichkeiten, Vordrucke bürgernah zu ge-
stalten, voraussetzt. Sowohl der Vordruckverfasser als auch der 
Vordruckgestalter haben dazu einen wesentlichen Beitrag zu lie-
fern. 
" Blöcke mit En t1·rurfsblä ttern für die verschiedenen Bewegungsschritte in den 
Formaten A 4 hoch und quer erhältlich bei Verlag Basten International, 
Schloßbergstr. 6 , 5100 Aachen. 
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Richard Albrecht 
ÜBER DIFFERENZEN ZWI SC HEN DER 'ALLTAGSWELT', DER 'MEDIENREALITÄT', 
DER 'VERRECHTLICHTEN REALITÄT' UND DER 'VERWALTUNGSWELT' 
Versuch einer sozial- und kommunikationswissenschaftliehen An-
näherung an das Verhältnis Bürger - Behörde''' 
1. Kommunikatives Handeln und Behörde 
Formulare als hochstandardisiertes Kommunikationsmittel im Ver-
kehr Bürger - öffentliche Verwaltung (Behörde) haben ihre eige-
ne Sprache . Dieses besondere, von der Umgangssprache abgehobene, 
vor allem von rechtlichen und administrativen Belangen bestimmte 
Sprach- und Zeichensyste m scheint - als künstliche Sprache - von 
der gleichsam 'natürlichen' Alltagssprache wesentlich unterschie-
den. Insofern tritt de n meisten Menschen diese besondere Sprache 
zunächst als etwas Fremdes entgegen. 
Freilich: die Sprache, diese "unmittelbare Wirklichkeit des Ge-
dankens" (Marx/Engels), ist - so Marx und Engels in ihrer Kritik 
an Ludwig Feuerbach 1 bereits 1845/56 - entstanden "erst aus dem 
Bedürfnis, der Notdurft des Verkehrs mit anderen Menschen." 
Und wie notdürftig auch immer der Verkehr für viele Bürger 
mit Behörden abgewickelt werden mag, insbesondere wenn man b e -
denkt, daß für Millionen Menschen die Erlangung öffentlicher So-
zial- und Reproduktionsleistungen nur mittels Verkehr mit Behör-
den zu erlangen ist und also Verkehr mit Behörde n eine Voraus-
... 
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Einige Tage nach der Tagung las ich eine materialreiche und informative 
Auf-Arbeitung, die - dies auch mein Anliegen im Vortrag - die Hachsende 
Bedeutung von staatlich vermittelten Sozial- und Reproduktionsleistungen 
für das Lebensniveau sozial Abhängiger verdeutlicht. Infolge anderer Ver-
pflichtungen kann ich diese Thesen und Aspekte jedoch nicht me hr einar-
beiten, sondern nur auf die Quelle verHeisen. Es ist dies: 
Eberhard Dähne und Jörg Dieckhoff: Materialien zur EntHicklung der Ein-
kommen und der individuellen Konsumtion der Lohnabhängigen i n den sieb-
ziger Jahren, Marxistische Studien, Jahrbuch des IMSF, Frankfurt/Main 2 
(1979) 1 187-244, 
setzung zur Existenzsicherung darstellt, - auch beim Umgang Bür-
ger - Behörde handelt es sich nicht nur um Kommunikationsprozes-
se - verbale und/oder non-verbale, formalisierte oder formulari-
sierte und/oder formell freie, verschriftlichte und/oder mündli-
che, unmittelbare oder/und vermittelte durch Medien (Brief, Tele-
fon) -, sondern darüber hinaus um soziales Handeln. Also, nach 
Max Weber, um Handeln (einschließlich Unterlassen und Dulden), 
das ausgerichtet ist am vergangenen, gegenwärtigen oder zukünf-
tig erwarteten Verhalten anderer, mit denen man verkehrt. 2 
Soziales Handeln ist also immer schon - nach Max Weber ist das 
seine Besonderheit - "sinnhafte Orientierung des eigenen an dem 
fremden Handeln". 3 
Damit bewegen sich Kommunikation, Handeln und kommunikatives Han-
deln in einem sozialen Feld, von dem zwei Fixpunkte genannt wer-
den: sie können auch jedweden Untersuchungen von Austauschprozes-
sen von Bürger - Behörde unterlegt werden. Denn es kann ja, auch 
bei der unmittelbar praxisgeleiteten, Untersuchung des Verhält-
nisses Bürger - Behörde nicht nur - aber natürlich: auch - darum 
gehen, in der "Grauzone sozialwissenschaftlicher Plausibilitäts-
annahmen" (Albrecht/Reidegeld) einige Faustregeln für den kommu-
nikativen Um~ang von Behördenpersonal mit Bürgern auszuarbeiten 4 , 
sondern Behördensprache im allgemeinen und Formularsprache im be-
sonderen sind Formen des handelnden Verhältnisses Bürger - Behör-
de. Insofern ist der neuerliche Wunsch auch von seiten der letzt-
endlich hier verantwortlichen Politiker aller Ebenen und Formate, 
das schon länger als 'dilemmatisch' empfundene Verhältnis Bürger 
- Verwaltung zu bessern 5 , auch um der um sich greifenden Staats-
und Behördenverdrossenheit beikommen zu wollen 6 , zu vermensch-
lichen, sicherlich ein pragmatischer Weg und eine Möglichkeitund 
Form, mehr Bürgernähe und Bürgerfreundlichkeit zu praktizieren. 
Freilich: "Der gute Ton allein genügt nicht" 7 - ebensowenig (so 
kürzlich auch das Statement von Meyer-Vorfelder, derzeit Staats-
sekretär im baden-württembergischen Finanzministerium8 ) wie ad-
ministrative Begrenzungen von Formularverständlichkeiten aus der 
Welt geschaffen werden - etwa in der Steuerverwaltung - können, 
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solange die hochkomplexe Rechtsmaterie von Gesetz, Kommentar bis 
hin zur untergerichtlich-rechtskräftigen Einzelentscheidung gleich-
sam bestimmte Formularfiguren und Erhebungsmuster vorgibt. 
So nötig gleichwohl für den Bürger (insbesondere in der Sozial-
verwaltung, weil es hier um öffentliche, staatlich vermittelte 
Reproduktionsleistungen geht, die diese besondere Klientel nur 
zu oft zur Lebenssicherung braucht 9 ) auch ihm entgegenkommende 
Kommunikations- und Formularformen sind -; dies ist immer nur 
ein Teilbereich, sicherlich ein aktuell und pragmatisch bedeut-
samer, von Bürgerfreundlichkeit und Bürgernähe der Behörde. Denn 
bürgerfreundliche Verwaltung meint mehr: 
ein System von ökonomischen, organisatorischen und Handlungsvor-
aussetzungen sachlicher und personel l er Art, dessen Zusammenhang 
und kombinierter Einsatz es objektiv ermöglicht , daß auch mit 
Hilfe der staatlichen Verwaltung den legitimen und legalen An-
sprüchen der Bevölkerung im allgemeinen und sozial bedürftiger 
Gruppen im besonderen real zum Durchbruch verholfen 1·1ird , 10 
2 . Zum Verhältnis Bürger - Behörde im allgemeinen 
Ohne hier auf Details im Verhältnis und KommunikationsprozeßBür-
ger - Behörde (Verwaltung) umfassend eingehen zu wollen - fest-
steht, daß - wie schon im eben zitierten Versuch einer Eingren-
zung dessen, was mir als bürgernahe Verwaltung gilt,aufscheint -
es sich um ein keineswegs immer einfach praktisch zu bewältigen-
des und wissenschaftlich (systematisch, konzeptionell, empirisch) 
zu durchdringendes gesellschaftliches Problemfeld handelt. 
Wir haben früher bereits versucht, dieses Beziehungsfeld Bürger 
- öffentlich Bediensteter wie folgt - vereinfacht - zu beschrei-
ben und einige Wirkungsfaktoren für die konkrete Ausprägung des 
Kommunikationsprozesses selbst dabei zu benennen (vgl. Schema 
S. 79 ) 11 • Demzufolge gibt es, jetzt diskutiert auf das kommuni -
kative Verhandeln im publikumsbezogenen Verwaltungshandeln, ne-
ben den immer vermittelt einwirkenden allgemeinen gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen - etwa seit Jahren einer von rechts be-
triebenen Stimmungsmache gegen 'die faulen Beamten' 12 - vor al-
l em neben den Interessens- , Erfahrungs- und Sozialisationszusam-
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(1977) 3, 246-283, hier 262) 
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träger 'öffentlich Bediensteter' und 'Bürger' erstens die allge-
meinen rechtlichen und sodann routinisierten und institutionali -
sierten Regelungen der Organisation 'Behörde' und zweitens die 
Rechtsvorschriften, die - wenngleich objektiv vorgegeben, trotz-
dem einen im einzelnen belassenen Spielraum von Ermessen und Be-
urteilen zur jeweiligen Fall-Entscheidung - Verhandlungen Bürger 
- Behörde von seiten der Behörde und Organisation und der öffent-
lich Bediensteten als in diese Organisation zweckhaft eingebun-
dene Funktionäre strukturieren. Insofern kann sich der Verhand-
lungserfolg auch nicht primär nach bloß subjektiven Zufrieden-
heiten des jeweiligen Bürgers mit der jeweiligen Behörde und sei-
nem jeweiligen Personal messen lassen, sondern letztendlich und 
vordringlich: am Erfolg, der sich nach dem Grad der realen Durch-
setzung des Zweckes, zu dem Verhandlungen nötig waren, bemißt. 
Eine Baugenehmigung, eine Lohnsteuerrückzahlung oder auch Wohn-
geld, zudem noch rasch, (überwiesen) zu bekommen sind letztlich 
entscheidender und damit auch objektivierbarere Kriterien als 
blanker situativer Kommunikationserfolg in Form von Zufriedenheit 
mit der 'Behandlung'. 
Das entscheidende Erfolgskriterium scheint mir daher ein objekti-
ves zu sein. Das gilt auch für die Beurteilung von Kommunika-
tionsprozessen und Kommunikationsmedien und -formen im Verkehr 
Bürger - Verwaltung (Behörde). Nicht der gleichsam sekundäre 'Be-
handlungserfolg', der auf bloße augenwischerische Psyche-Trimm-
Techniken hinauslaufen kann, die öffentlich Beschäftigte gegen 
Bürger anwenden (sollen) 13 , wäre damit das zu evaluierende Er-
folgskriterium für den Bürger, sondern sein - mehr oder weniger 
erreichtes - Interesse, zu dessen Durchsetzung er in Verkehr mit 
der Behörde treten muß. 
Als Mittel - Durchsetzungsmedium zugleich - für diesen Zweck 14 
mögen sodann natürlich auch die Kommunikationssituation (typi-
scherweise asymmetrisch zuungunsten des einzelnen Bürgers 15 ), 
die Kommunikationsformen und die Formulare eine wichtige Rolle 
zur Durchsetzung von Bürgerinteressen und Verhandlungserfolg 
spielen. 
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Denn erstens ist jedweder Prozeß zur Erlangung von Leistungen 
aus öffentlichen Mitteln durch Behörden - in der ebenfalls beson-
deren Sprache mancher Sozialwissenschaftler ausgedrückt - 'pas-
siv institutionalisiert''~ d.h., auch bei Berechtigung per legem 
(z.B. auf finanzielle Leistungen nach dem Kindergeldgesetz) muß 
der Bürger von sich aus aktiv werden. Dazu ist zunächst das Wis-
sen um diese Leistungsform und dann das Wissen um die Berechti-
gung nötig, und sodann die Fähigkeit, diese Berechtigung aktenkun-
dig machen zu lassen. Zweitens handelt es sich typischerweise um 
eine rechtliche und verwaltungsmäßige Merkwürdigkeit der Bearbei-
tung von Blirgeranliegen, zugerichtet augenscheinlich auf Behörden 
als Organisationen, daß der BUrger noch immer zur verwaltungsmä-
ßigen 'Bearbeitung' einer ihm ganzheitlichen Problemlage - er 
braucht finanziel le Unterstützungsleistungen von der Sozialver-
waltung - im allgemeinen die Welt von Recht und Verwaltung und 
ihre Sprache übergestülpt bekommt - und sich darin zurechtfinden 
muß, obwohl die Sachverhalte, die er beweisen muß, sicherlich 
zum Teil schon in bearbeiteter, neuerlich auch: verdateter Form 
der Behörde als Verwaltungsorganisation, wenn auch in anderen Ab-
teilungen, vorliegen. Wer z.B. , um eine aktuelle Notlage zu lin-
dern, Hilfe zum Lebensunterhalt beantragt und zugleich Wohngeld, 
muß auch heute in der Regel zu oft noch zweimal ähnliche Beweis-
lasten erbringen , um seine, hier als berechtigt unte rstellten 
Bedürfnisse durchsetzen zu können. 
Diese - mehr oder weniger auch jedem Praktiker bekannten, wenn-
gleich oft verdrängten - grundsätzlichen Überlegungen lassen 
sich noch in zumindestens einer Richtung ergänzen und problemati-
sieren: denn es gibt natürlich immer bei allen Formen möglicher 
und berechtigter öffentlicher Leistungen an Bürger oder Bürger-
gruppen17, deren Erlangung die Behörden vermitteln, verhindern 
oder beibringen helfen, erhebliche Dunke lfelder und Nichtinan-
spruchnahmen seitens leistungsberechtigter Bürger . 18 
Dieses Vollzugsdefizit durch Behörden ist in den verschiedenen 
Bereichen natürlich verschieden ausgeprägt: etwas weniger im Be-
reich der Steuerverwaltung bei Einkommenssteuerpflichtigen als 
bei Lohnsteuerpflichtigen. Im Armutsbereich schließlich dürfte 
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es bei einer besonderen Gruppe, den verarmten armen alten Men-
schen, am größten sein. Dort also, wo öffentliche Reproduktions-
leistungen oft am dringlichsten sind, ist die Nichtausschöpfungs-
quote am höchsten. Innerhalb dieser besonderen Gruppe von Sozial-
hilfeberechtigten beträgt die Abschöpfungsquote von berechtigten 
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) - das brachte 
eine diesen Berechtigtenkreis der Armen empirisch auslotende Stu-
die kürzlich heraus 19 - etwa nur ein Drittel der Möglichkeiten. 
Konkret: "etwa zwei Drittel aller berechtigten alten Menschen 
(zumeist ehemalige gering verd i enende Lohnabhängige und ihre Frau-
en) beanspruchen, obwohl nach BS HG berechtigt, keine öffentli-
chen Sozialleistungen. " 20 
Hier spielen, neben den im Schema (vgl. S. ) genannten Bürger-
attributen "Macht, Sprache, Durchsetzungsfähigkeit, Schichtzuge-
hörigkeit" und ihrem Vorhandensein bzw. ihrer konkreten Ausprä-
gung, im besonderen Behördenangst und Angst vor Schande und oft, 
neben körperlichen und geistigen Erschwernissen und Behinderun-
gen , ein noch vorhandenes obrigkeitsstaatliches Gese llschafts-
bild eine Rolle zur Entstehung des Ausmaßes an Nichtausschöpfung. 
Wenn es jedoch nach Verwaltungsbereichen, Leistungsformen und 
Adressatengruppen (Publika) unterschiedliche Inanspruchnahmen 
und Vollzugsdefizite gibt - und am Tatbestand selbst ist nicht 
zu zweifeln, allein die Quoten sind strittig und jeweils im e in-
zelnen nur schwer abschätzbar 21 -, dann kommt in diesem Zusam-
menhang nun auch der Verständlichkeit von Verwaltungssprache im 
allgemeinen und von Formularen zur Durchsetzung berechtigter Bür-
gerinteressen im besonderen mithilfe des Verwaltungshandelnsein 
gewisser Stellenwert zu 22 - durchaus im fundamentaldemokratischen 
und radikalen Sinn, daß es auch darum geht , die allen Bürgern zu-
gesprochene Rechtsgleichheit (als Gleichheit vor dem Gesetz) 
nicht nur formal, sondern materiell und empirisch unter Berück-
sichtigung sozia l er Ungleichheiten mittels Behörden durchsetzen 
zu helfen, also auch die empirisch feststellbare Verungleichung 
von Bürgern vor der Behörde und durchs behördliche Handeln ak-
tuell aufzuheben .23 
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Hier spielt es dann auch eine Rolle, ob Formulare auf Abschrek-
kung von Bürgern und damit letztlich auf die Verhinderung ihrer 
Interessensdurchsetzung ausgelegt sind, ob sie also möglichst 
vielen Bürgern als möglichen Betroffenen und Berechtigten ver-
ständlich sind und damit auch als bürgernah gelten können - oder 
aber nur wenigen bevorrechteten Bürgern (etwa juristisch geschul-
ten oder Verwaltungspraktikern) verständlich und insofern bürger-
weit und damit auch bürgerfeindlich ausgestaltet sind. 
3. Formulare, Bürger und Behörde 
Wenn schon heute allein in einem Teilbereich der Bundesverwaltung 
- dem innenpolitischen Teil des Bundesgesetzblattes (BgBl. I) -
sich in den letzten 20 Jahren die Gesetzesaufkommen etwa verdrei-
facht haben (von 1082 Seiten 1966 auf 3186 Seiten 1975) und die-
se Dimensionen der Vervielfachunq auch auf Landesebene zutreffen 
- das Gesetzes- und Verordnungsblatt von Rheinland-Pfalz z.B. 
hatte nach gleicher Quelle 1956 161, 1975 433 Seiten 24 -, dann 
ist es klar, daß die Formulardimensionen, insbesondere dann, wenn 
sich Gesetze/Verordnungen auf viele Bürger als potentielle oder 
aktuell Betroffene beziehen, weiter potenzieren müssen. 
Dabei kann dann freilich auch leicht aus dem Blickfeld geraten, 
daß Standardisierung von Erhebungsangaben (das ist schließlich 
einer der angesonnenen Zwecke von Behördenformularen) nicht nur 
zur Bearbeitungs- und Verwaltungsvereinfachung und -rationalisie-
rung angewandt wird, sondern auch zur Gerechtigkeit, hier ver-
standen als Ver-Gleichungsmöglichkeit gesellschaftlicher und in-
dividueller Lebenslagen, führen kann. 
Formulare sind bei den Behörden alltäglich. Wir haben bereits 
früher versucht, das Ausmaß allein der Grundanträge einschlägi-
ger massenhaft verbreiteter Formulare abzuschätzen 25 und konn-
ten dabei für 1974/1975 in etwa bilanzieren 26 : 
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Zahl der Seiten 
Antragsformular gestellten des 
Anträge (in 
Millionen) Antrags 
Lohnsteuerermäßigung (vorweg) 2,5 6 
Lohnsteuerjahresausgleich 12,5 6 (hinterher) 
Einkommenssteuererklärung 10,6 8 (hinterher) 
Antrag auf Kindergeld 7,3 3 
Antrag auf Wohngeld 1,6 4 
Antrag auf Sozialhilfe 
(Hauptantrag) 1 '9 4 
Aus: Eckart Reidegeld: Öffentliche Verwaltung und Verständlichkeit, Recht und 
Politik, 13 (1976) 4, 225; gemeint: pro Jahr 
Das bedeutet - ohne zusätzliches Material (Papier, Nebenanträge 
für besondere Soziallagen, zusätzliche Beweislasten durch An-
tragsteller/Bürger usw.) -, daß z.B. im "ex-post-Verfahren 12,5 
Millionen Anträge auf Lohnsteuerjahresausgleich" 1975 registriert 
wurden, was etwa 75 Millionen Bearbeitungsvorgänge (beidseitige 
Seiten) für Lohnsteuerzahler und Beschäftigte der Finanzämter 
ausmachte allein im Rahmen des Lohnsteuerjahresausgleichs und 
noch ohne Nebenblätter. 2 7 
Hier sind freilich nicht die versuchten oder erfolglos abgebro-
chenen Bemühungen um Lohnsteuerjahresausgleich 1975 erfaßt -
und wer kann schon definitiv behaupten, daß Beweislasten und For-
mulare nicht für einen Teil der, hier nicht abschätzbaren, Nicht-
ausschöpfung im Lohnsteuerjahresausgleichsverfahren mit verant-
wortlich sind. 
Geringer dimensioniert, aber immer noch massenhaft ausgeprägt 
sind die Wohngeldanträge. Nach dem Zweiten Wohngeldgesetz ab 1974 
- dort Anpassung jeweiliger Grenzbeträge an die formell gestie-
genen Nominaleinkommen - liegen nun einige Daten zu Sozialprofi-
84 
len von Empfängern dieser öffentlichen Reproduktionsleistungvor~8 
Daraus ergibt sich, daß es sich bei diesem Personenkreis einmal 
- bezogen auf die Gesamtheit der Empfänger, nicht der möglicher-
weise Berechtigten - 1976 neben 0,8 vH. Selbständigen und 15,3 
vH. sozial abhängig Beschäftigten um etwa 70 vH. Rentner(innen) 
und Empfänger anderer Formen von Nicht-Erwerbseinkommen handelt, 
dazu noch um 8,7 vH. "sonstige Nichterwerbspersonen" (z.B. Stu-
denten). Daraus kann man zweierlei entnehmen: erstens wird die 
reale Problemlage der tatsächlichen Empfänger- und Adressaten-
gruppen von Wohngeld verdeutlicht, darüber hinaus sicherlichauch, 
bedenkt man das ermittelte Ausmaß der Berechtigung und Nichtin-
anspruchnahme bei Armut im Alter im Bereich der Sozialhilfe, die 
Notwendigkeit von Verbesserungen der Zugangsvoraussetzungen, z.B. 
durch räumliche, sachliche und soziale Erreichbarkeit und Zugäng-
lichkeit der Ämter, aber auch durch Verbesserungen des Wohngeld-
antrags (Formulars) selbst.29 
Zweitens läßt sich auch mit diesem Beispiel der soziale Zusammen-
hang von Armut im Alter, einem für die Leistungen der Sozialver-
waltung und ihre Klientel zentralen Problembereich, verdeutli-
chen. Hier werden, strukturell verursacht durch Verrechtlichungs-
prozesse und ihre konkrete Ausprägung und verstärkt durch typi-
sche behördliche Bearbeitungsformen von Problemlagen, gesell-
schaftliche Zusammenhänge deutlich: Realprobleme der Alltagswelt 
werden künstlich zerrissen, um sie gleichsam erst behördlich 'be-
arbeitbar' zu machen . 
Damit ist, aus diesem Beispiel, endlich auch der allgemeine Zu-
sammenhang von Alltagswelt, Medienwelt, der Welt der Verrechtli-
chung und des Rechts und der Welt der Ven1altung systematisch 
und hinsichtlich des Zusammentreffens der verschiedenen 'Welten ' 
im Handeln von Bürger und Behörde auszufalten. Denn hier- im Ver-
waltungshandeln-treffen diese jewils relativ eigenständigen Wel-
ten, die jeweils freilich alle gemeinsam Moment einer übergrei-
fenden Gesamtwirklichkeit sind, zusammen und produzieren so, zu 
oft zum Nachteil des anspruchsberechtigten Bürgers als sozialer Fi-
gur, ihre jewils besonderen - oben bereits in Form von Defiziten 
und Nichtausschöpfungen skizzierten - Probleme und das bekannte 
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Leiden an der, durch die,mit und in der Verwaltung und Behörde. 
4. Von der Alltagswelt zur Verwaltungswelt 
Das alltägliche Leben der Menschen, ihr realer Lebenszusammen-
hang, ihre alltägliche Lebenswelt- entsprechend ihrer Zugehörig-
keit zu sozialen Gruppen und ihrer Stellung im Produktionsprozeß 
sowie ihrer Verfügung über verschiedene Anteile am gesellschaft-
lichen, gemeinschaftlich erarbeiteten Reichtum - stellt sich zu-
nächst für die einzelnen Vielen immer konkret und praktisch dar. 
Das Alltagsleben und die Alltagswelt sind mannigfaltig und, bezo-
gen auf soziale und individuelle Problemlagen wie etwa bestimmte 
Mängelsituationen, zu deren Lösung man in Verkehr mit Behörden 
tritt oder auch nicht, letztlich immer ganzheitlich. 
Dazu schreibt Eckart Reidegeld: 
Personale Problemlagen der Bevölkerung entl'lickeln sich in Distanz 
zu den legislativen Organisationen. Die Umsetzung dieser Problem-
lagen in Handlungsprogramme der öffentlichen Ven1altung ist viel-
fach gebrochen und verzögert. 30 
'Gebrochen' ist der Umsetzungsprozeß - wie schon beispielhaft an-
gedeutet- durch Recht und Verwaltung. Zeitlich 'verzögert' wird 
dieser Prozeß dazu durch bestimmte typische Wahrnehmungsmuster 
und Informationsaufnahmegewohnheiten seitens politischer Instan-
zen und Apparate (etwa Ministerialbürokratie) . Denn typischer-
weise sind die Mängellagen innerhalb der Bevölkerung nicht die 
dieser Bereiche und ihres Personals. 
Hier richtet man sich an Medien - Massenmedien und Fachpubli-
zistik - aus: oft genug löst damit nicht ein Realproblem mögli-
che und nötige Gesetzes(vorbereitungs)aktivitäten aus, sondern 
erst - so Reidegeld weiter - "die Problematisierung des Problems 
im Aufmerksamkeitsbereich der für die Normsetzung relevanten Or-
ganisationen ( ... ) ." 
Obwohl zunehmend auch, etwa in Form geplanter Sozialindikatoren-
verdatung im Arbeits- und Sozialministerium ("Sozialdatenbank") 
des Bundes, eigene Daten über (freilich nicht: von) Problembe-
troffene behördlicherseits erhoben werden (sollen) , scheint doch 
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noch immer die Form der durch Medien gesteuerten Informationsauf-
nahme über reale Problemlagen vorzuherrschen; wobei bekanntlich 
alle Medien - so oder so - selegieren, auswählen , bewerten und 
insofern eine relativ eigenständige Welt, die Welt der Medien, 
konstituieren. 31 Damit ist sodann grundsätzlich die Richtung ei-
ner Politik, die sich nicht nach den wirklichen Problemen aus-
richtet, sondern nach ihrem Niederschlag in Medien, vorbestimmt. 
Oder, in den Worten Eckart Reidegelds: "damit können ihrem sozia-
len Charakter nach fiktive , scheinbare, nicht existierende Pro-
bleme, z .B. angeb lich stagnierende Unternehmergewinne, zu Medien-
problemen werden und entsprechende legislative Aktivitäten, z .B. 
Subventionen, nach sich ziehen. Und vice versa: Brennende Real-
probleme werden nicht zu Medienproblemen und ziehen keine ent-
sprechenden legislativen Aktivitäten nach sich, namentlich bei 
publizistisch unterrepräsentierten und sozial benachteiligten 
Gruppen. Allgemein läßt sich - überspitzt - sagen: Je mehr Publi-
zitätsaufwind ein reales oder fiktives Problem in der derzeiti-
gen Gesellschaftsform der BRD hat, desto größer die Chance, von 
den gesetzesvorbereitenden Instanzen überhaupt wahrgenommen zu 
werden, desto größer aber auch die Wahrscheinlichkeit verrecht-
lichter Interessen- und Problemlagen." 32 
Wie immer dieser Mechanismus der politischen 'Problemverdrängung ' 
auch mithilfe von Medien in der Bundesrepublik ausgeprägt sein fllil.<J 
- in den USA ist vor Jahren in einer Erkundungsstudie empirisch 
erwiesen worden, daß in den sechziger Jahren gleich vier Realpro-
bleme, nämlich Kriminalität , Armut, Rassenintegration und Umwelt-
zerstörung , als Medienprobleme in den Massenmedien kaum themati-
siert wurden. 33 Und, ebenfalls für die USA und mehrfach seit der 
'klassischen ' Studie eines fiktiven Medienereignisses, dem zu-
erst am 30. Oktober 1938 gesendeten Hörspiel "Invasion from the 
Mars" von Orson Welles34 , wurde beispielhaft belegt35 : fiktive 
Ereignisse werden zu Mediennachrichten und können von Menschen, 
die Medien ausgesetzt sind und diesen mehr glauben als ihrer ei-
genen Erfahrung und Erkenntnis, als 'wahr ' akzeptiert werden und 
handlungsleitend wirken. Dieses von Medien bedingte Handeln er-
scheint zwar zunächst, vom Ausgangspunkt her, fiktiv bestimmt -
wirkt aber als reales Handeln auf die Wirklichkeit zurück und 
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kann sie verändern. 
Das gab es auch in der Bundesrepublik: ich erinnere an die Tele-
fonanrufe nicht weniger Zuschauer bei der Sendung während des 
Millionenspiels von Wolfgang Menge ... das antihumanistische 
"Spiel" wurde gleichsam für 'bare Münze' genommen. 
Liegt damit schon ein erster, freilich schon doppelter Selektions-
und Abfilterungsprozeß in der möglichen Bearbeitung von Realpro-
blemen durch Medien und Politik vor, so verstärken sich die Aus-
grenzungsmechanismen von Wirklichkeit und Realproblemen der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit durch Rechts- und Verrechtlichungs-
struktur einerseits und durch Vervlaltungs- und Bearbeitungsmuster 
im Rahmen des herrschenden Rechts andererseits. 
Oskar Negt hat in kritischen Thesen zu Recht und Verrechtlichung 
sicherlich auf eine entscheidende Ebene der gesamten Verrechtli-
chungsproblematik hingewiesen, wenn er von der "Zerfaserung des 
Rechts, verbunden mit einer allgemeinen Infragestellung bisher 
gültiger Rechtskategorien" spricht und diese Erscheinung als "si-
cheres Zeichen" dafür gewertet wissen will, "daß eine bestehende 
Rechtsordnung für den materiellen und geistigen Lebensprozeß ei-
ner Gesellschaft zu eng geworden ist, daß Produktion und Vertei-
lung des gesellschaftlichen Reichtums, vom Kapitalismus erzeugte, 
durch ihn aber nicht zu befriedigende Bedürfnisse der Menschen 
immer häufiger und in immer explosiveren Formen an Rechtsinstitu-
tionen stoßen, die veraltete Produktionsverhältnisse und damit 
objektiv ausgehöhlte Eigentums- und politische Herrschaftsstruk-
turen aufrechterhalten." 36 
Freilich -:so richtig Negts Kritik an der Fessel von Produktions-
und Rechtsverhältnissen auch sein mag, so abstrakt scheint sie. 
Denn auch die Verrechtlichungsproblematik äußert sich nicht nur 
im allgemeinen , sondern bestimmt in konkreten, empirisch nach-
weisbaren Formen im behördlichen Handeln: 
Der Prozeß der Verrechtlichunq - so Reidegeld - kann zu einem 
Auseinanderfallen der Bedürftigen und Berechtigten führen . 37 
etwa dann, wenn zwar Problemlagen verrechtlicht werden, aberkaum 
im gegenwärtigen und noch weniger im zukünftigen Interesse be-
88 
troffener Benachteiligter. Oder gar umgekehrt: zur Erhaltung von 
Vorrechten für wenige und weiteren grundsätzlichen Benachteili-
gungen für viele (hier scheinen mir Investitionsförderungshilfen 
auf bundesgesetzlicher Grundlage typisch, wenn sie, schon mittel-
fristig, zur 'Ausschöpfung der Rationalisierungsreserve' verwandt 
werden und anstatt Arbeitsplätze dauerhaft zu schaffen sie ver-
nichten). Dieser Mechanismus wird typischerweise immer dann grei-
fen, wenn herrschende Interessengruppen durch ihre Vertreter im 
Gesetzesformulierungs- und Vorbereitungsprozeß wirken, Materia-
lien bereitstellen, ihre Dienste nutzbringend anbieten etc. 
Und weiter können selbst Berechtigte durch die Form des Verrecht-
lichungsprozesses für bestimmte Seiten ihrer Problemlagen bedürf-
tig bleiben, können auch bei Verrechtlichunq in ihrem Interesse 
zunächst nicht alle Problemdimensionen durch Gesetze und Verord-
nungen (und nachfolgende Rechtssprechungen im Streitfall) abge-
deckt werden. 
Schließlich gibt es immer schon bei allen Verrechtlichungspro-
zessen time lag, also - mehr oder weniger erhebliche - zeitliche 
Verzögerung in der Durchsetzung. Ein extremes Beispiel: ein ein-
heitliches und vereinheitlichendes Arbeitsgesetzbuch ist in die-
ser deutschen Republik, wiewohl Verfassungsauftrag der Weimarer 
Reichsverfassung von 1919 bis heute nicht durchgesetzt. Reidegeld 
formuliert allgemein: ein Gesetz zur Abmilderung realer Problem-
und Mängellagen von Bevölkerungsgruppen könne immer nur "ein 
mehr oder weniger verspäteter Reflex auf eine problematisierte 
Problemlage der Wirklichkeit" sein. 38 
Das sind einige - sicherlich nicht alle - Besonderheiten von 
Rechts- und Verrechtlichungsprozessen, hebt man auf gesell-
schaftliche Probleme (Realprobleme) ab. Insofern gelten hier wie-
derum eigene Gesetzlichkeiten, so daß man von der verrechtlich-
ten Realität oder auch: von einer relativ eigenständigen Welt 
des Rechts (als System, als Sprache, als Handlungszusamrnenhang) 
sprechen kann. 
Ähnliches gilt für die Behörde als Einrichtung der öffentlichen 
Verwaltung, die zur Exekution rechtlicher Vorgaben dem Rechts-
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ent~tehungsprozeß nachgeschaltet ist und ein wesentliches Moment 
der Rechtsdurchsatzung darstellt. Hier ist der Brennpunkt zwischen 
Rechtsdurchsatzung und Verwaltung und Bürokratismus (durchaus im 
Sinne Theodor Geigers, der ohne Untersuchung von Verwaltung und 
Bürokratie eine ''Soziologie der Rechtsdurchsetzung" als Teilbe-
reich einer Rechtssoziologie wenig sinnvoll fand 39 ). 
Wenn die Behörde nicht auf ihr Publikum bzw. wenn Behörden nicht 
auf ihre aktuell erscheinenden und ihre potentiellen, freilich 
aktuell nicht erscheinenden Publika im Verwaltungshandeln ausge-
richtet sind, sondern allein auf ihre eigenen, wiederum relativ 
eigenständigen und eine eigene Verwaltungswelt mit separaten Re-
geln und Handlungsformen herausbilden - und wo ist das heute 
nicht der Fall -, sind sie verwaltungsintern ausgerichtet und be-
messen z.B. ihren 'Erfolg' an der raschen Bearbeitung oder an ei-
nem Evaluationskriterium wie Mitteleinsparungen. Dieswäre sodann 
ein weiterer Mechanismus der Abfilterung von Problemlagen 40 , Bür-
gerinteressen und legal durchaus noch möglichen Eingriffshandlun-
gen für z.B. Bürger, die aktueller öffentlicher Reproduktions-
leistungen bedürfen und diese begehren. 
5 .... noch einmal zu Formularen und Bürgernähe 
Diese Abfil terungs- und reale Problemlagen verengenden Mechanismen 
brechen sich natürlich auch - wenn man so will - im Medium des 
Formulars. Denn ob es so oder so - bürgernah oder bürgerfern -
ob es beim alten, inzwischen aus dem Verkehr gezogenen, Antrag 
auf Wohngeld (Mietzuschuß) in Berlin z.B. einleitend heißt: "Ich 
beantrage die Gewährung eines Mietzuschusses nach dem Wohngeld-
gesetz in der Fassung vom 29.8.1977 (BgBl. S. 1949)~ oder ob es 
im neuen Antragsformular einen eher alltagspraktisch orientier-
ten Einstieg in Form von "Zur Person" als hervorgehobene Rubrik-
überschrift und sodann eine Spalte "Ich heiße" gibt - das ist 
schon ein erheblicher Unterschied und kann und soll dazu beitra-
gen helfen, daß sich auf der Ebene der Inanspruchnahme von öf-
fentlichen Sozial- und Reproduktionsleistungen durch berechtigte 
Bürger die produktiven Veränderungen für den Bürger auswirken . 
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Damit, das zeigt das Beispiel, könnte ein Filter und eine Er-
schwernis auf der Ebene der Verwaltung mittels veränderter For-
mularwerke eingeschränkt werden. An den rechtlichen Vorgaben 
freilich ändert sich damit nichts: nach wie vor muß sich jeder 
im Rahmen des Wohngeldgesetzes in der jeweils neuesten Fassung 
bewegen. 
Solchermaßen revidierte traditionelle (die meiner Auffassungnach 
von obrigkeitsstaatliehen Formeln, Sprach- und Denkmustern durch~ 
setzt waren: "beantrage die Gewährung") wie der neue im Ver-
kehr befindliche Berliner Formularantrag auf Wohngeld können 
sicherlich einen ersten notwendigen Schritt zu einem Mehr an 
Bürgernähe darstellen. 
(Und auch dieser Schritt war sicherlich nicht leicht und nur mit 
zeitlicher Verzögerung durchsetzbar. Denn über einen ersten sich 
für die betroffenen Bürger positiv auswirkenden Verbesserungs-
vorschlag des "Beratungsblatts für Lohnsteuerzahler" 1971 durch 
eine Hamburger Forschungsgruppe und der Umsetzung ähnlicher Ein-
sichten der Erfordernis der Verständ lichmachung für den Bürger 
vergingen Jahre- seit Anfang 1974.4 1 
In welchem Ausmaß freilich, vordringlich sicherlich von Interes-
se unter dem Gesichtspunkt der Ausschöpfung von öffentlichen 
Leistungen durch Berechtigte, aber auch wichtig unter dem Ge-
sichtspunkt der Zeitökonomie aller Beteiligter wie der "gesamt-
gesellschaftlichen Zeitökonomie"42 , - das wird objektiv, syste-
matisch und empirisch zu evaluieren sein. 
Zur umfassenden bürgernahen Verwaltung - allseits gefordert , 
wenig konsequent gefördert - stehen freilich über das Formular 
und seine Verständlichkeit und Zugänglichke it hinaus zumindest 
noch die folgenden Maßnahmebereiche zur Diskussion und prakti-
schen Anwendung an43 : 
1) Die Verbesserung der räumlichen und zeitlichen Erreichbarkeit 
der Behörde 
2) Die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen des Verkehrs und der 
Verhandlungen Bürger - öffentlich Beschäftigter: hier gilt 
9 1 
es, die zumeist beim Bürger als vereinzelten einzelnen gege-
bene Unterlegenheit gegenüber dem öffentlich Bediensteten auf-
zufangen 
3) Ausweitung der politischen, rechtlichen und finanziellen Vor-
Gaben für öffentliche Reproduktionsleistungen 
Soll jedoch gleichsam alles beim alten bleiben, dann dürfte das 
textverständlich und adressatenbesonders ausgestaltete Formular 
allein kaum mehr als der - sprichwörtliche - Tropfen der Behörde 
auf den heißen Stein der berechtigten Bürgeranliegen sein. 
Denn eines kann man sicherlich nicht fordern: auf der einen Sei-
te eine bürgerfreundliche Behörde - und auf der anderen Seite 
z.B. der These von der Anspruchsinflation ("rising expectations")4 ' 
oder gar des 'sozialen Wildwuchses' das Wort reden und sich so-
dann von daher weigern, die Sektoren des Lebenserhalts auszubauen, 
sondern sie - und sei es um den Preis der wörtlich zu nehmenden 
Inflationierung der Mittel für den Bereich rüstungswirtschaftli-
cher Todesökonomie - weiter einzuschränken in Form finanzieller 
Restriktionen öffentlicher Hände aller Ebenen. 
Die Quadratur des Kreises konnte bisher noch niemand lösen. Eine 
bürgerfreundliche Verwaltung ohne entsprechende Finanzmittel wäre 
- so scheint mir - nicht nur eine unlösbare Aufgabe, sondern ei -
ne contradictio in adjecto . Insofern steht, gerade in der Krise, 
der demokratische und soziale Rechtsstaat auch hier am Scheide-
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Georg Diederich 
DAS KOMMUNIKATIONSMITTEL "FORMULAR" 
Was sollte man tun, um Behördenvordrucke für den Bürger möglichst 
leicht verständlich zu machen? 
1. Einführung 
Die vorstehende Frage ist aktuell geworden vor allem durch behörd-
liche "Computerausdrucke" und 1'/ohngeldanträge, die für den Bürger 
schwer- und unverständlich sind. Wenn wir diese Frage sachge-
recht beantworten wollen, müssen wir uns zunächst folgendes klar 
machen: 
Die Behördenvordrucke sind an den Bürger gerichtete Texte, die 
- ihm entweder etwas mitteilen (Mitteilungsvordrucke) odel 
- ihm bestimmte Fragen stellen (Fragevordrucke). 
Sie müssen daher, wenn sie ihren Zweck erfüllen sollen, wie alle 
anderen an den Bürger gerichteten Texte für diesen möglichst 
leicht verständlich sein. 
So ist z.B. eine dem Bürger übersandte Wasserrechnung ein Mit-
t e i 1 u n g s vor druck. Auch wenn sie mit einem Computer 
"ausgedruckt" ist, muß sie für den Bürger verständlich sein. Die 
in ihr "ausgedruckten Daten" müssen so ausführlicherläutertsein, 
daß der Bürger verstehen kann, was sie bedeuten. In vielen Com-
puterausdrucken ist das bisher noch nicht geschehen. Es ist kein 
Problem und nur eine Frage der Zeit, daß diese fehlenden Erläu-
terungen in die betreffenden Vordrucke noch aufgenommen werden. 
Weit schwieriger ist es für die Behörden, einige Fragevor-
d r u c k e ausreichend verständlich zu machen, die alljährlich 
von Millionen von Bürgern auszufüllen sind, z.B . im Jahre 1976: 
Vordruckart Seitenzahl Antragsteller 
1. Antrag auf LohnSt-Jahresausgleich 6 12,5 Mio 
2. Einkommensteuererklärung 8 10,6 Mio 
3 . Antrag auf Kindergeld 3 7,3 ~lio 
4. Antrag auf Lohnsteuerermäßigung 6 2,5 Mio 
5. Antrag auf Sozialhilfe 4 1 '9 Mio 
6. Antrag: auf jqohngeld 4 1,8 ~lio 
Zusammen 36 ,6 Mio 
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Von diesen Vordrucken hat vor allem der Antrag auf Wohngeld beim 
Bürger zu neuen Schwierigkeiten geführt: Er enthielt zahlreiche 
für den Bürger noch unbekannte Begriffe, erforderte die Beibrin-
gung vieler Angaben und Unterlagen und mußte zu etwa 70 % von Rent-
nern, Rentnerinnen und anderen Nicht-Erwerbstätigen ausgefüllt 
werden (aus: Der Deutsche Beamte, 12/79). 
Es ist daher kein Zufall, daß gerade dieser Vordruck zu vielen 
Klagen der Bürger und zu großen Erschwernissen bei den Wohngeld-
stellen geführt hat. 
2 . Anwendung der sechs Leitsätze für die Textverständlichkeit 
Wie schon erwähnt , sind auch die Fragevordrucke Texte, die für 
den Bürger möglichst leicht verständlich sein müssen. Auf sie 
sollten daher wie auf alle anderen für den Bürger bestimmten Texte 
die sechs Leitsätze für die Textverständlichkeit angewendet wer-
den, die im Behördenbereich erstmals von der Bundesstelle für 
Büroorganisation und Bürotechnik (BBB) beim Bundesverwaltungsamt 
in Köln in ihrem Merkblatt M 23 "Textgestaltung" bekannt gemacht 
worden sind (07.78). 
Diese sechs Leitsätze und ihre gehirnbiologischen Gründe sind in 
Abbildung 1 zusammengestellt. 
ABBILDUNG 1: Die sechs Leitsätze für die Textverständlichkeit 
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sen Weg zu ent-
wickeln und zu 
benutzen 
Aus der "Zeitschrift für das Post- und Fernmeldewesen" Nr. 11 /79 , s. 38ff. 
L e i t s a t z 1 : 
Gegenstände hervorheben, über die etwas ausgesagt werden soll 
Was bisher nur vermutet wurde, ist heute eine wissenschaftliche 
Erkenntnis: Die Reihenfolge "Gegenstand - Aussage über den Gegen-
stand" in Informationen ist erbbiologisch vorprogrammiert und da-
her lebenslang am leichtesten verständlich. 
Man weiß dies heute aus dem Ablauf der geistigen Entwicklung von 
Kleinkindern während ihrer ersten drei Lebe nsjahre . In dieser Le-
bensphase, in der ihr Gehirn noch wächst, 
- erke nnen die Kinder zunächst di e Gegenstände ihre r Umwelt, dann 
e r st deren Verhaltensweisen. 
- Hiernach er lernen sie zunächst die Wörter für di e Gegenstände, 
dann erst die Wörter für deren Verhaltensweisen. Sogar taub-
stumme Kinder entwickeln ohne fremde Hilfe eine Zeichensprache 
in der Reihenfolge "Gegenstand -Aussage über den Gegenstand". 
Die gedankliche, sprachliche und bei Texten a uch typographische 
Hervorhebung der Gegenstände, über die etwas ausgesagt werden 
soll - bei Fragevordrucken: über die etwas gefragt werden soll -
ist daher biologisch richtig und er l eichtert wesentlich die Text-
und Vordruckverständlichkeit. 
Das bedeutet für Fraqevordrucke: die wesentlichen Gegenstände, 
nach denen gefragt wird, in k urzen Fragen oder Stichwörtern aus-
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ABBILDUNG 2: Hessischer Wohngeldantrag Seite 1 
(mit eingefügten Abschnittsüberschriften) 
Beachten Sie bitte die beigefügten Hinweise 
1den 
zgistrat der Stadt- den Kreisausschuß des Landkreises 
.·-- ----- ~ l ~-:p~ c--···: ~ . !~ : 
• 1"' •. · .• .- .• • .' r. . ~ · 
. _ _,.~-;~ .l o~ L 11.1 , . c~~ag 
I ' ""' • I 
I I 
; .ni."..AngabaÖ.siAddl.lf.c echende Unterlagen zu belegen I 
Zutreffendes bitte ankreuzen. i'rtiiiiti'i'ti'•)'' ........................................................................... . 
Antrag auf Gewährung von Wohngeld (Mietzuschuß ) 
Erstantrag D Wlederholungaantrag D 
mgaben zur Person 





ledig 0 verheiratet 0 geschieden 0 verwitwet 0 getrennt lebend 0 
0 Selbständiger 0 Beamter 0 Angestellter 
0 Rentner, Pensionär 0 sonst. Nichterwerbstätiger 0 Arbeitsloser 
0 Arbeiter 
0 Student 






N~·;.;.;~/F'I;m~···· .................................................................... · ······· ·· · ·· c;öi1:"18it'~~h·i .. ö·rt········ ············ ........... ................. . 
st·~~·a~;·H·~·~·i;;ümm~·~· · · ....... .......... ................. ........ ....... ....................................... ................ ...... ,. .• i~t;;~nümm~;· ...... . 
0 Ist Hauptmieter 0 ist Untermieter 
0 bewohnt eine Wohnung im eigenen Haus 
0 ist sonstiger Nutzungsberechtigter 
0 ist Wohnbesitzberechtigter 
Ist die Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert worden 7 jaO neinO 
Hat die Wohnung Sammelheizung 7 
Fernheizung 7 







Bezugsfertigkeit Wann ist die Wohnung errichtet worden und bezugsfertig geworden? 
0 bis 20.6.48 
0 nach dem 20.6.4B Tag Mor1at Jahr 
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sagekräftig angeben und in halbfetter Schrift linksbündig vor die 
Zeilen setzen, in denen die zugehörigen Fragen gestellt werden. 
Ein gutes Beispiel hierfür ist die in Abbildung 2 wiedergegebene 
Seite 1 des Hessischen Antrags auf Gewährung von Wohngeld. 
Diese Seite 
faßbar, wenn 
wäre noch "transparenter" und geistig leichter er-
1) die Fragen 1, 2 und 4 unter die stark hervorgehobene Ab-
schnittsüberschrift "Angaben zur Person" und die Fragen 
3 und 5 bis 9 unter die Abschnittsüberschrift "Wohnung, 
für die Sie Wohngeld beantragen" gestellt würden und 
2) die Nummern der Fragen, zu denen Erläuterungen beigefügt 
sind, auffallend gekennzeichnet würden, z.B. durch sie 
umgebende kleine Kreise. 
Leitsatz 2: 
Aussagen nicht zu lang oder zu inhaltsreich machen 
Dieser Leitsatz, der auf das begrenzte Erfassungsvermögen unse-
res 20-Sekunden-Gedächtnisses zurückgeht, führt zu den beiden 
folgenden wichtigen Empfehlungen: 
1) Sätze, die eine gedankliche Einheit bilden, nicht länger als 
vier Schreibmaschinenzeilen machen. Sätze bilden eine ge-
dankliche Einheit, wenn sie bis zuende gelesen werden müssen, 
um ihren gedanklichen Inhalt zu verstehen. 
2) Sätze auch nicht mit Hauptwörtern überfüllen, insbesondere 
nicht mit zu langen Hauptwortketten. 
Die Seite 1 in Abbildung 2 entspricht diesen Empfehlungen. 
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Leitsatz 3: 
Leserunbekanntes stets durch Leserbekanntes erläutern 
Dieser Leitsatz ergibt sich 
1) aus der gehirnbiologischen Entdeckung, daß unsere Gedächtnis-
inhalte unter Mitwirkung molekularer Eiweißstoffe in den Mil-
liarden Zellen unserer Großhirnrinde qespe ichert sind , und 
2) aus ·dem Erfahrungssatz, daß wir Unbekanntes nur verstehen und 
behalten können, wenn es uns durch uns bereits Bekanntes ver-
ständlich gernacht wird. 
Seite 1 des Hessischen Wohngeldantrags entspricht auch diesem 
Leitsatz. Leserunbekanntes ist in beigefügten Erläuterungen bür-
gerverständlich erklärt. Leider fehlen - wie schon gesagt - die 
besonderen Hinweise auf die jeweils zugehörigen Erläuterungen. 
Leitsatz 4: 
Leserbekanntes nicht grundlos durch Leserunbekanntes verfremden 
Dieser Leitsatz ist nichts anderes als eine Umkehrung des Leit-
satzes 3 : Was schon bekannt ist, braucht nicht mehr erläutert zu 
werden. 
Jeder hat bereits aus der allgerneinen Lebenserfahrung bestimmte 
Vorstellungen über die Be deutung von Textgestaltungsforrnen, über 
typische Abläufe, über- und Unterordnungen, konkrete und abstrak-
te Gegenstände und Bedeutungen zahlreicher Wörter. Von diesen 
Vorstellungen sollte man nicht grundlos abweichen. 
Aus dem gleichen Grunde sollte man in fachlichen Texten Gegen-
stände und Aussagen stets mit den gleichen Ausdrücken oder For-
mulierunge n benennen (Verbot des Fachausdruckwechsels). 
Auch diesem Leitsatz entspricht die Seite 1 in Abbildung 2 . 
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Leitsatz 5: 
Wenn möglich Gegenstände und Aussagen sichtbar machen 
Schon vor 3000 Jahren ist in China der Satz geprägt worden: "Ein 
Bild sagt mehr als 1000 Worte". 
Das visuelle geistige Erfassungsvermögen ist jedem anderen weit 
überlegen. Die Informationsmenge, die wir in einer Sekunde durch 
das Auge aufnehmen, ist um ein Vielfaches arößer als die durch 
Schrift oder Sprache erfaßbare Informationsmenge. 
Darum ist es z.B. so vorteilhaft, die wesentlichen Gegenstände 
von Texten und Vordrucken auch typographisch hervorzuheben. 
Leitsatz 6: 
Grundsätzlich den Weg vom Allgemeinen zum Besonderen gehen 
Wir wissen heute aus zahlreichen wissenschaftlichen Untersuchun-
gen, daß unser Gehirn zu einer hierarchisch geordneten Speiche-
rung der Gedächtnisinhalte neigt: Unser Gehirn entwickelt von 
sich aus den Weg vom Besonderen zum Allgemeinen, um dann mit dem 
Allgemeinen neues Besonderes verbinden zu können. 
Auch diesem Leitsatz entspricht es, die wesentlichen Gegenstände 
von Texten hervorzuheben, um Texte leichter verständlich zu ma-
chen: in den Titeln oder Betreffen von Texten, in den Abschnitts-
überschriften, in den Einleitungen zu längeren Texten, in den Ab-
sätzen und Aufzählungen; ja, in jedem Satz, der über seinen Sinn-
gegenstand etwas aussagt, denn jeder solche Satz ist ein klein-
ster Weg vom Allgemeinen zum Besonderen. 
Voranstellen von Vorbemerkungen: 
Es würde den Hessischen Wohngeldantrag noch verständliche r TTlachen, 
wenn ihm kurze Vorbemerkungen vorangestellt würden über den Zweck 
des Wohngeldes, über das Recht auf l'iohngeld, über die hierfür 
wichtigsten Voraussetzungen, über das Ausfüllen und das Einrei-
chen des Antrags. 
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In solche Vorbemerkungen gehören soweit angebracht auch Ausfüh-
rungen, die die Vordruckempfänger ermutigen, den Vordruck zu l e-
sen. Viele Vordruckempfänger sind aus ihren schlechten Erfahrun-
gen mit anderen Vordrucken der Ansicht, daß es gar keinen Z1veck 
hat, einen Vordruck wie den Wohngeldantrag zu lesen, weil sie ihn 
doch nicht verstehen. Für diese Empfänger sollte in den Vorbemer-
kungen noch in der Wir-Form gesagt werden, 
- daß die Wohngeldstelle (nicht: eine zentrale Behörde) sich be-
müht hat, den Vordruck möglichst leicht verständlich zu machen, 
und 
daß sie gern bereit ist, den Antragstellern fernmündlich oder 
persönlich behilflich zu sein. 
3. Abschaffung des bürgerfernen "Ich" bei peripheren Behörden 
Um möglichst bürgernah zu sein, sollten die Vordruckbearbeiter 
als "Wir" zu Wort kommen und der Bürger als "Sie" angesprochen 
werden . Das erleichtert auch die Verständlichkeit, insbesondere 
der Vordruckerläuterungen. Unpersönlich gehaltene Erläuterungen 
muß der Bürger erst durch e inen zusätzlichen Denkvorgang auf sich 
selbst beziehen. 
Diesem persönlichen "Wir" der Vordruckbearbeiter steht bei peri-
pheren Behörden, die nicht als Amt, sondern als Person auftreten, 
das bei diesen Behörden noch gebräuchliche bürgerferne "Ich" im 
Wege. Es sollte im Rahmen der Bemühungen um bürgernahe Vordrucke 
geprüft werden, ob das geändert werden kann. Das "Ich" wird von 
den Verfassern in der Regel a ls so unpassend empfunden , daß die 
persönliche Form oft vermieden und durch unpersönlich gehaltene 
Formen ersetzt wird. 
4. Beispie l für die Wirksamkeit der sechs Leitsätze 
An einem Beispiel soll noch gezeigt werden, wie wirksam die sechs 
Leitsätze für die Textverständlichkeit sind. 
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Die Straßenverkehrszulassungsordnung, die nicht nur für Diplom-
Ingenieure verständlich sein soll, enthält in ihrem § 57 Abs. 2 
die folgende Vorschrift über die Anzeigegenauigkeit von Tachome-
tern: 
(2) Die Anzeige der in Absatz 1 genannten Geräte darf vom Solh1ert 
ab1·1eichen 
1. bei Geschwindigkeitsmessern:':) in den letzten beiden Dritteln des 
Anzeigebereichs - jedoch mindestens von der 50-km/h-Anzeige ab, 
wenn die beiden letzten Drittel des Anzeigebereichs oberhalb der 
50-km/h-Anzeige liegen - 0 bis plus 7 vom Hundert des Skalenend-
werts; bei Geschwindigkeiten von 20 km/h und darüber darf die An-
zeige den Sollwert nicht unterschreiten. 
:':) gemeint sind Tachometer 
Wendet man auf diesen Text die Leitsätze für die Textverständlich-
keit an, dann entsteht der folgende leicht verständliche inhalts-
gleiche Text: 
(2) Für die Anzeigegenauigkeit von Tachometern gilt: 
1. Tachometer dürfen von der 20-km/h-Anzeige an keine niedrigere als 
die gefahrene Geschwindigkeit anzeigen. 
2. Sie dürfen jedoch eine höhere als die gefahrene Geschwindigkeit 
anzeigen 
a) von einem Drittel der Tachometer-Höchstanzeige ab, 
b) schon von der 50-km/h-Anzeige ab, wenn die Tachometer-Höchst-
anzeige über 150 km/h liegt. 
3. Die zuviel angezeigte Geschwindigkeit darf jedoch nicht mehr als 
7 "'ö der Tachometer-Höchstanzeig-e betraqen. 
Welche Leitsätze s i n d angewendet worden? 
1) Nach L e i t s a t z sind die drei wesentlichen Gegenstän-
de des Textes durch drei Aufzählungen hervorgehoben. 
2) Nach L e i t s a t z 2 ist hierbei der zu lange und zu volle 
Satz in vier kürzere, je für sich zu erfassende gedankliche 
Einheiten aufgeteilt. 
3) Nach L e i t s a t z 3 ist Leserunbekanntes durch Leserbe-
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kanntes erläutert worden. Der leserunbekannte Begriff "Soll-
wert" ist durch den leserbekannten Begriff "AnzeiCje der ge-
fahrenen Geschwindigkeit" ersetzt. 
4) Nach L e i t s a t z 4 ist Leserbekanntes nicht grundlos durch 
Leserunbekanntes verfremdet. 
a) Die Ordnung ist dem leserbekannten Ansteigen des Tachometer-
Zeigers angepaßt. 
b) Die Verfremdung des leserbekannten Ausdrucks "Tachometer" 
in "Geschwindigkeitsmesser" ist beseitigt. 
c) Der verfremdende Ausdruckwechsel von "Anzeigebereich" zu 
"Skalenendwert" ist beseitigt. 
5) Nach L e i t s a t z 5 sind die Gegenstände und Aussagen so-
weit möglich sichtbar gemacht worden, und zwar hier dadurch, 
daß rein gedankliche Vorstellungen durch Vorstellungen ersetzt 
worden sind, die auf visuellen Wahrnehmungen beruhen. Den "Ska-
lenendwert" hat noch niemand gesehen, wohl aber die "Tachome-
ter-Höchstanzeige" auf dem Tachometer. Entsprechendes gilt für 
den "Sollwert" und die "Anzeige der gefahrenen Geschwindigkeit". 
6) Nach L e i t s a t z 6 sollen wir in Texten grundsätzlich den 
Weg vom Allgemeinen zum Besonderen gehen. Auch dies ist in der 
Neufassung geschehen. 
5. Die vier Verständlichkeitsfaktoren der Texte 
Wendet man die sechs Leitsätze auf geschäftliche und fachliche 
Texte an, dann erkennt man sehr bald, daß es immer wieder vier 
Elemente der Texte sind, auf die sich die Leitsätze auswirken: 
1) die Transparenz (= Ubersichtlichkeit) 
2) die Ordnung (= sachgerechte innere Ordnung der Gegenstände) 
3) Inhalt (= verständniserleichterndes Ergänzen, Kürzen, Abstra-
hieren, Konkretisieren, Erläutern, Definieren und Visualisie-
ren) und 
4) die Sprache (= verständniserleichternde Ausdrucksweise) 
Man kann diese vier Elemente daher bezeichnen als die "Verständ-
lichmacher" oder mehr fachsprachlich ausgedrückt als die "Ver-
ständlichkeitsfaktoren" der Texte. 
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Ordnet man nach diesen vier Verständlichkeitsfaktoren die konkre-
ten Empfehlungen, die man beim Anwenden der sechs Leitsätze auf 
Texte und Vordrucke am häufigsten braucht, dann ergibt sich die 
Prüfliste für das Optimieren von Texten einschließlich Vordruk-
ken, die in Abbildung 3 in Frageform wiedergegeben ist. 
6. Die Rolle des Leserinteresses 
Nicht richtig ist - wie das mitunter geschieht -, das Leserinter-
esse zu den Verständlichkeitsfaktoren zu rechnen. Ein schwer-
oder unverständlicher Text oder Vordruck wird nichtdadurch leicht 
verständlich, daß ein Leser an seinem Inhalt interessiert ist. 
Welche Rolle spielt dann das Leserinteresse?- Es spielteine ähn-
liche Rolle wie der körperliche Appetit: 
1) Appetit und Leserinteresse können von vornhereinvorhandensein. 
Kann der Verfasser eines Vordrucks damit rechnen, daß ein Vor-
druck - Mitteilungs- oder Fragevordruck - von seinen Lesern 
für wichtig und verständlich gehalten wird, dann braucht er 
sich um die Erregung des Leserinteresses keine Gedanken zu ma-
chen. 
2) Muß der Verfasser eines Vordrucks befürchten, daß der Vordruck 
von seinen Empfängern für unwichtig gehalten wird, dann muß er 
dafür sorgen, daß die Wichtigkeit leicht erkennbar gemacht 
wird. 
3) Muß der Verfasser befürchten, daß der Vordruck zwar für wich-
tig, aber von vornherein für schwer- oder unverständlich ge-
halten wird, dann muß er alles tun, 
a) um diesen Eindruck zu vermeiden, und auf jeden Fall den In-
halt des Vordrucks möglichst leicht verständlich machenund 
b) die Vordruckempfänger darauf hinweisen, daß er alles für 
die Verständlichkeit Mögliche getan hat. 
Daraus ergibt sich z.B. für die Anträge auf Wohngeld die Notwen-
digkeit, in Pressemitteilungen und spätestens in den Vordruck-
Vorbemerkungen die Hinweise zu geben, die in dem Abschnitt "Vor-
anstellen von Vorbemerkungen" in Absatz 2 angeführt sind. 
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ABBILDUNG 3: 
Prüfliste für das Optimieren von Tex ten in der T-0-1-S-Folge 
Transparenz (T) 
61 Text transpare nt ges talt e t? 
Titel oder Betreffe 
Titel ode r Betr eff kurz und 










Zur besse ren Übersicht 
Abschnitte gebildet? 
Wenn nötig Haupt · und 
Unte rabsc hnitt e geb ilde t? 
Abschnittsstufen typografisch 
\'Crdeutlicht? 
Wen n zwec kmä ßig 
Abschnitt e gekennzeichne t? 
Zu r besse ren Übe rsicht 
Absä tze gebildet ? 
Gegenstände der Absä tze 
her\'o rg e hob e n '! 
Wenn zweckmäl~ ig 




Zur besseren Übersicht 
A ufz ä hlunge n geb ildd '? 
We nn a usreichend 
S tr ic haufzählun ge n gebildet '! 
Sonsliges über die Transparenz 
Ordnung (0) 





Gege nständ e nach ihrer 
Zuge hörigk e il geordnet? 
Gage nstän de nach ihrem 
Ab lauf geordnet'? 





Gege ns tänd e nach den Ordnungs· 
vorstellungender Leser geo rdn e t'! 
Gege nständ e nac h den Ar be it s-
abläufe n de r Lese r geo rdne t '? 
Textbezogene Ordnung 
57 Gege nstä nd e nac h ihre m Bezugstext geurdnl!l '? 
Sonstiges über die Ordnung 
58 
59 
A llge m eines grund sä tz lic h vor 
Besonde re m ei ngeo rdnet '? 
Te x t mit E inh: itung, Ober-
le itunge n und Schlu ß versehen '! 
82 
lnhalt sühersicht u Empfe hlun ge n fur ~8_1-+_'_'a_· '_"_P•_'_c n_<_g_e_st_al_< •_'_' --------~ ~-8_3-+_L_i_< ,_·ra_<_u_'a_"_'a_h_en __ b_ea_c_h'_' _'?-----i 
Empfe hlun ge n fti r F ußnu ten S ti chwo rtverzek hnis 
headllcl '! 84 tr a nsparent gest:tlt et'! 
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ABB ILDUNG 3: 
Inhalt (I) 
31 
Inhalt leic ht verständlic h 
ge macht ? 
Bemessen des Inh alts 
Gege nstä nde voll ständig, aber 
nic ht zu ausfU hrlieh erörtert '? 




Gege nstä nde angemesse n 
abstrahi ert '? 
Gege nstände ni c ht unn ö tig 
abst rahie rt '? 
Gege nstä nd e ausre iche nd 
konkr e tisiert '? 
Erläutern und Derin iere n 
36 
37 
Lese runb..:k an ntes leic ht 
verständlich erl äut e rt '! 
Wenn nö tig Begriffe d er 
Gege nstä nde de fini ert ? 
Visuali sie ren 
38 
39 
Tabellen und Obe rsichten 
verwendet'! 
Gegenstä nd e dur ch Uilde r 
ve rstä ndlicher gemac ht '! 





G ründ e, Zwec ke oder Ziele 
angegebe n? 
Verw e isun ge n mög lichst 
ve rm ieden? 
Ne ufassung vo r ßeric htigu nge n 
bemrzugt? 
Wenn nö tig 
T ex tve rs tändl ic hk e it ge tes te t ? 
Sprache (S) 







Einfache Ausdru cksweise 
bevorzugt? 
Kurz e Ausdruckswelse 
bevorzugt? 
E ntbehrliche passive 
Sprachformen vermieden'? 
Wenn :wgebracht persön liche 
Au&Sag efo rmen angewe ndet? 





Verständliche Fachausd rU cke 
verwendet? 
Fachausdruckwechse l 
ve rmiede n'? 





S inngegens tänd e vo n Sä tze n 
hervo rgeho ben? 
Sätze nicht zu lan g 
o der z u voll ge ma cht ? 
Zeichense tzung 
22 
Funktinne n der Sa lzzeic hen 
vo ll genutzt? 
Aus: Diederic h, Georg : Textges taltung in \ürtsch aft und Verwaltung, Verlag 
Moderne Industrie , München 1977. 
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7. Verbindung der einzelnen Fragen mit ihren Erläuterungen? 
Das "Knüppel-beim-Hund-Prinzip" gilt auch flir die Text- und Vor-
druckgestaltung. So heißt es z.B. in dem eingangs erwähnten Merk-
blat M 23 "Textgestaltung" Uber Fußnoten: 
Fußnoten möglichst vemeiden: Si e zwingen die Leser, zusammenge-
höriges an unterschiedlichen Stellen zu lesen. 
Fußnoten nur dann bilden, wenn ihre Angabe im Text oder Bild stö-
ren würde oder nicht möglich ist . 
Das bedeutet flir die Erläuterungen zu den Fragen in Vordrucken, 
daß die Erläuterungen möglichst bei den Fragen abzudrucken sind. 
Dies ist z.B. bei dem in Abbildung 4 wiedergegebenen Berliner An-
trag auf Wohngeld geschehen. 
Bei den meisten größeren Fragevordrucken ist dies jedoch ausprak-
tischen Gründen nicht zu empfehlen: 
1) Sind die Erläuterungen sehr umfangreich, dann wUrden die 
Fragen und Antworten weit voneinander getrennt sein, und 
die Transparenz der Vordrucke würde sowohl flir den BUrger 
als auch flir den Auswerter der Vordrucke verloren gehen. 
2) MUssen die Vordrucke schreibmaschinengerecht sein, dann 
wUrden auch schon kürzere mit den Fragen verbundene Er-
läuterungen das Ausfüllen mit der Schreibmaschine sehr 
erschweren . 
Im übrigen sind getrennte Fragevordrucke und Erläuterungen flir 
den BUrger nur eine geringfügige Erschwernis, wenn er den Vor-
druck und seine Erläuterungen beim Ausfüllen nebeneinander l egen 
kann und er durch l eicht erkennbare und gezielte Verweisungen von 
den Fragen zu ihren Erläuterungen geführt wird. 
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ABBILDUNG 4: Berliner Wohngeldantrag Seite 1 




Antrag auf Wohngel 
Mietzuschuß 




Schreiben Sie bitte in Druckschrift und kreuzen Sie Zutreffendes so an 'l8f 
Antragsteller: 
Name Vorname ggf. Tef.-Nr. 
Wer stellt den Antrag? Der Haushattsvorstand. Das ist derjenige, der den Mietvertrag uni 










Falts Untermieter, wohnhaft bei: 




Name des Hauptmieters 
Sofern Sie noch nicht in der vorgenannten Wohnung wohnen , geben Sie bitte Ihre jetz 
Anschrift an: 
1000 Berlin 
Zustellpostamt Straße Hausnummer 
5 
Die Adresse des Vermieters oder der Hausverwallung ist 
Name_ ggf. Firma Anschrift ggf. Tei.-Nr. 
Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn Sie Hauptmieter sind. 
6 
Wann sind Sie oder Ihre Familie in den Wohnraum, für den Wohngeld beantragt wird, ein! 
zogen? 
genaues Daturn 
8 . Schlußbemerkungen 
In den vorstehenden Ausführungen ist gesagt worden, 
- daß die Behördenbordrucke für den Bürger vor allem möglichst 
leicht verständlich gemacht werden müssen und 
- daß hierzu besonders auf die vier Verständlichkeitsfaktoren 
aller geschäftlichen und fachlichen T r a n s p a r e n z , 
Ordnung, Inhalt und Sprache geachtetwer-
den sollte. 
Ist das - wie das heute häufig zu lesen ist - ein Verständlich-
machen der "Formularsprache " ? 
Ich halte diese Frage für begründet. 
Die Sprachwissenschaft sollte daher nicht von "Formularsprache" 
sprechen, sondern ihre Untersuchungen über die Erleichterung 
der Text- und Vordruckverständlichkeit als Sonderaufgabe ihres 




KURZBERICHT - DISKUSSIONSVERLAUF - FÜNF-PUNKTE-PROGRAMM 
1 . Kurzbericht 
Hier wird nur über die Punkte der Tagesordnung berichtet, die 
nicht als Vorträge auf den vorstehenden Seiten abgedruckt sind. 
1.1. Eröffnet wurde die Arbeitstagung von Wolfgang Mentrup. Er 
wies darauf hin, daß das IdS auf diesen neu eingerichteten Ar-
bei tstagungen im Rahmen einer angewandten Sprachwissenschaft mehr 
aktuelle und sprachbenutzerbezogene Themen behandelt; so sind 
auf der ersten Arbeitstagung dieses Typs im tlai 1979 Fragen ei-
ner Reform der deutschen Orthographie diskutiert worden. 1 Kritik 
an der Amtssprache ist nicht neu. So wird etwa 1917 der "Anschluß 
des Amtsstils an den allgemeinen Sprachgebrauch und (die) Vermei-
dung aller entbehrlichen Fremdwörter" gefordert, und zwar unter 
dem Gesichtspunkt der Reinheit der deutschen Sprache, diedadurch 
als gefährdet angesehen wird, daß schlechtes Amtsdeutsch durch 
die Tagespresse und die Fachzeitschriften in die Masse kommt, die 
das Amtsdeutsch "wegen des Ansehens der Behörden nachahmt". 1925 
wird etwa die Allgemeinverständlichkeit von Gesetzestexten ge-
fordert, um durch eine überzeugende Form dazu beizutragen, "das 
Verhalten der Bevölkerung in einer das Gemeinwohl fördernden Wei-
se zu regeln". Gegenüber dem sprachpflegerischen Gesichtspunkt 
der Reinheit der Sprache und dem finalen Gesichtspunkt derDurch-
setzbarkeit der Gesetze steht heute im Mittelpunkt der sachlich 
und sozial von der Verwaltung und ihren Leistungen abhängigeBür-
ger. Im Mittelpunkt dieser Tagung stehen mit den Formularen Tex-
te, die wie etwa die Anleitungen für den Anschluß und die Bedie-
nung elektrischer Geräte, wie die Ratgeberbroschüren fiir Herz-
kranke und Kleingärtner, wie die Hirtenbriefe für die Gläubigen 
und die Propagandaschriften für den Bürger an den jeweiligen 
Nichtfachmann gerichtet sind. Es sind Texte der fachexternenKom-
munikation, die der Bürger lesen, verstehen und bearbeiten muß, 
damit er seine Rechte wahren, seine existentiellen Bedürfnisse 
artikulieren und seine Pflichten erfüllen kann: Der Wind ist Wind 
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in den Segeln . Mit de m Terminus 'fachexte rn' ist die Ve rbindung 
herge stellt zur allgemeinen Fachsprachendiskussion und zu de rAr-
beit des IdS, das etwa die Jahrestagung 1978 unter das Th e ma 
"Fachsprachen und Gemeinsprache " gestellt hat und das mit de r Ar-
beit an dem Projekt "Beratungsgespräche" im Herbst 1979 be gonnen 
hat. 2 
1 .2. Marulf Iken, "Cornpute rformulare ", ging am Nachmittag de s e r-
sten Tages von der Verhältnismäßigkeit der Mittel aus und plädier -
te für Testläufe vor allem be i Vordrucke n, die in Ri e s e nme ngen 
hergestellt und verbreitet werden. Der Ausdruck Fo Pmula 1• ist neu-
e rdings g e g e nübe r VoY'd Y' uck negativ be wertet (FoY'mali s men J und wird 
immer weniger gebraucht. Der Vordruck ist eine Schnittstelle zwi-
schen Mensch und Maschine, wobei de r Mensch im Unte rschied zu d e n 
Computern Redundanze n nicht nur gewöhnt ist, sondern auch notwen-
dig hat. Nach einem historischen Abriß über die Entwicklung der 
Formulare und der diese h e rstellende n Maschinen beantwortete der 
Referent die Frage, warum gerade he ute soviel Proteste gene rell 
gegen die Formulare geäußert werden, damit, daß früher nur wenige 
Leute mit entsprechenden Texten zu tun hatten. 
Heute ist im Bereich der Vordrucke ohne Computer nicht mehr aus-
zukommen. Während in der e rsten Phase e ine Dominanz der Maschi-
ne nfachleute festzustellen war und die Fachabteilungen mehr als 
Dienstleistungsabteilunge n für die Maschine ve rstanden wurden, 
ist nach und nach eine Emanzipation im EDV-Umfeldeinge trete n. Das 
Wissen inne rhalb der Fachabteilungen um die Möglichkeiten de r Com-
puter ist größer geworde n; di e Erke nntnis, daß 80 % der Einträ ge 
mit Hilfe des Kugelschreibers gemacht werden, läßt es ökonomi-
scher und bürgernäher erscheinen, mehr Zeit für di e Prog ramme auf-
zuwenden, um damit Zeit bei der Ausfüllung einzusparen. Di e feh-
lende Redundanz bei computerhergestellte n Vordrucken muß ausge-
glichen werden durch Erklärungen und graphische Mittel (vgl. vor 
allem oben den Vortrag von M. Helbig); d.h.: es ist eine größere 
Bereitschaft zur Verbesserung der Vordrucke g e nere ll und auchder 
durch Computer herge stellten zu beobachten. Eine Norm f ür Compu-
tervordrucke ist nicht möglich, da di e Sach- und Marktbe r e iche 
j e spez ifische Anforderungen stelle n. Wichtig ist alle rdings, daß 
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für die einzelne Firma und Behörde ein einheitliches Firmenbild 
gewählt wird. Für die weitere Entwicklung ist zu sagen, daß die 
Bereitschaft zur Verbesserung allgemein noch größer werden wird 
und daß die Vordruckhersteller auch mit ihren Computern sehr vie-
le Möglichkeiten bieten. Außerdem ist ein Trend zu Mehrzweckfor-
mularen zu beobachten. Die t echnische Entwicklung geht dahin, Ma-
schinen zu entwickeln, die bis zu 755.000 Zeilen pro Stunde druk-
ken können. 
1. 3. Am Vormittag des zweiten Tages wurde über Erfahrungen mit 
den verschiedenen Entwürfen des Antragsformulars auf Wohngeld 
(Mietzuschuß) berichtet. Nach Hein z Fotheringharn hat der Senator 
für Bau- und Wohnungswesen der Stadt Berlin der Neubearbeitung 
des Berliner Vordrucks den Musterentwurf, der von dem Institut 
Horst Nowak (Heidelberg) im Auftrag des Bundeskanzleramts erarbei-
tet wurde, zugrunde gelegt. Gegenüber dem Musterentwurf sind je-
doch textliche Umänderungen notwendig gewesen, und zwar wegen un-
richtiger Fragestellungen und unrichtiger Erläuterungen zu ein-
zelnen Fragen. Die Erfahrungen mit dem veränderten Entwurf sind 
positiv; der Vordruck wird wesentlich besser ausgefül lt, dieFra-
gen werden genauer beantwortet. Zurückzuführen ist dies auf die 
Ubersichtlichkeit und auf die eingearbeiteten Er l äuterungen zu 
den einzelnen Fragen. In Harnburg hat es laut Auskunft des Amts 
für Wohnungswesen besondere Schwie rigkeiten mit der Antragsstel-
lung bisher nicht gegeben, da in Harnburg auf die Gestaltung ver-
ständlicher Vordrucke Wert gelegt wird. Gewährleistet wird dies 
durch einen Vordruck- und Organisationsausschuß, der mit der je-
weils zuständigen Fachbehörde die Vordrucke er- undüberarbeitet. 
Für die l etzte Uberarbeitung sind unter Verwendung des Musterent-
wurfs von Nowak und der Berliner Vordrucke einige Änderungen vor-
gesehen, die jedoch nicht dem Berliner Vordruck entsprechen . 3 Man 
hat auf die Mischung von Frage und Aussage verzichtet , die langen 
Sätze noch weiter verkürzt und davon abgesehen, die Er läuterun -
gen in den Text einzubeziehen . Als weitere Gründe für die Nicht-
übernahme des Berliner Antrags wurde angegeben , daß der Antrags -
umfang maximal vier Seiten betragen und daß nicht so schweres 
Papier verwendet werden sollte, um die Gefahr von Str afporto aus-
zuschließen. Außerdem hat man zugunsten einer größeren Schrift 
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auf die Freiräume mit den Nebenüberschriften verzichtet. Nachden 
bisherigen Erfahrungen ist der neue Antragsvordruck gut angekom-
men und hat zur vollständigeren Ausfüllung und zu weniger RUck-
fragen beigetragen. Die Fachkommission "Wohngeld" hat eine Ar-
beitsgruppe aus den Ländern Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein gebildet, die auf der Grundlage 
der Formulare der verschiedenen Bundesländer einen bundeseinheit-
lichen Entwurf erarbeiten soll. Der Senator fUr das Bauwesen der 
Freien Hansestadt Bremen hat bisher eine neue Bearbeitung unter 
Berücksichtigung der Studie des Instituts Nowak nicht durchge-
führt. 
GUnter Schmidt, Amt fUr Wohnungswesen der Stadt Mannheim, kenn-
zeichnete die Erfahrungen mit dem Antrag auf Mietzuschuß nach dem 
Wohngeldgesetz in Mannheim 3 generell als gut, wies jedoch darauf 
hin, daß bei bestimmten Fragen einige Schwierigkeiten bestehen; 
so etwa bei den Fragen nach den Aufwendungen zur Erfüllung ge-
setzlicher Unterhaltsverpflichtungen, der Bezugsfertigkeit der l~oh­
nung und der Höhe und Zusammensetzung der Miete. Außerdem erläu-
terte er die gestaffelte Behandlung formloser Anträge auf Bewil-
ligung von Wohngeld, die von dem Hinweis auf den amtlichen An-
tragsvordruck und die fUr die Bearbeitung des Antrags erforderli-
chen Angaben und Unterlagen Uber die Erinnerung an diesen Hin-
weis bis zum Bescheid fUhrt, daß nach der Nichteinhaltung der im 
ersten Schreiben angegebenen Frist der formlose Antrag nunmehr zu-
rückgewiesen ist. In Mannheim gibt es 10.800 Empfänger von Wohn-
geld mit monatlich Uber DM 1.000.000,--. 
1 .4. Am Nachmittag des zweiten Tages skizzierte die Abteilung 
"Sprache und Gesellschaft" des IdS das Arbeitsvorhaben "Verständ-
lichkeit und Angemessenheit von Antragsformularen in der Inter-
aktion 1 Bürger - Behörden 1 ". Diese noch sehr vorläufigen Überlegun-
gen stehen in größerem Zusammenhang mit der:t neuen Projekt "Bera-
tungsgespräche- Analyse asymmetrischer Dialoge", das im Januar 
1980 angelaufen ist. Ausgangspunkt aller Überlegungen ist, daß 
Sprechen und Schreiben (auch das Ausfüllen von Formularen) als 
Handeln in konkreten sozialen Kontexten betrachtet wird und daß 
entsprechend handlungstheoretisch orientierte Analysen konkre-
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ter Interaktionssituationen notwendig sind, um Aufschlüsse über 
das Funktionieren von Sprache und sprachlicher Kommunikation zu 
erhalten. 
Gesichtspunkte für die Unte rsuchung des Formularbereichs sind 
etwa: 
- Die rechtlichen Grundlagen, Ausführungsbestimmungen und Dienst-
anweisungen der einzelnen Behörde und die Umsetzung der be-
hördlichen Fachsprache in die Alltagssprache 
- Der interne Arbeitsablauf bei der Antragsbearbeitung und die 
interpre tative Gewichtung der einzelnen Angaben durch die Be-
hörde 
- Die spezifischen Erwartungshaltungen auf seiten des Bürgers 
hinsichtlich der Gewichtungspraxis in den Behörden 
- Die Kriterien für die Verständlichkeit von Texten 
Ziel eines solchen Vorhabens müßte es u.a. sein, auf den ver-
schiedenen Ebenen solche sprachlichen Eigenschaften zu isolieren, 
die kommunikationshemmend wirken. Ein empirischer Zugang zu den 
Kommunikationsschwierigkeiten zwischen Bürgern und Beamten ist 
nur durch eine Analyse faktischer Interaktionssituationen im Zu-
sammenhang mit dem Beantwortungsvorgang möglich. Dabei könnten 
folgende Punkte wichtig sein: 
- Schriftliche und mündliche Anfragen und e ntsprechende Auskunft 
durch die Behörde vor der Antragsausfüllung 
- Situationen, in denen das Formular in der Behörde zusammen mit 
dem Beamten ausgefüllt wird 
- Ausfüllen des Formulars durch den Antragsteller ohne fremde 
Hilfe 
- Mündliche und schriftliche Rückfragen zu Schwierigkeiten bei 
der Antragsausfüllung durch den Antragsteller 
- Systematische Analyse der falsch oder unvollständi g ausgefüll-
t en Anträge 
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Das auf der Grundlage der so gemachten Erfahrungen überarbeitete 
Formular müßte seinerseits wiede rum in einem tatsächlichen Bean-
tragungsvorgang ven1endet und erneut hinsichtlich der genannten 
Gesichtspunkte analysiert werden. Wissenschaftliche Zielsetzungen 
dieses Verfahrens könnten sein: 
- Uberprüfung entwickelter Verständlichkeitskonzepte und Gewin-
nung neuer Kriterien durch die Bewährung in diesen Praxistests 
- Formulierung von Prinzipien für die Umsetzung der Fach- bzw. Be-
hördensprachen in Alltagssprache für spezifische Zielgruppen 
2. Diskussionsverlauf 
2.1. Daß Formulare bzw. Vordrucke im Kommunikationskreis "Bürger 
-Behörde- Bürger ... " unentbehrlich sind, war unbestritten, 
selbst wenn einmal die Frage aufkam, ob man die Vordrucke nicht 
durch formlose Briefe oder direkt durch mündliche Beratung er-
setzen kann. Diese Frage erschien eher als rhetorische Frage, 
wenn man bedenkt, daß auf der einen Seite 1974/1975 mehr als 25 
Millionen Anträge zur Lohn- und Einkommenssteuer gestellt wurden 
und daß auf der anderen Seite etwa e ine Kreisverwaltungca. 3.000 
und eine Großstadt ca. 12.000 verschiedene Vordrucke hat. Sodreh -
te sich die Diskussion nicht um die Frage "ob überhaupt Formulare", 
sondern um die Frage "welche Formulare?". Es ging um Fragen der 
Textproduktion und der Textrezeption; übergeordnete Gesichtspunk-
te waren fachliche Richtigkeit, Rationalisierung und Wirtschaft-
lichkeit sowie Bürgernähe. 
2.2. Es wurde die Meinung geäußert, daß der Gestaltung der For-
mulare sowohl in sprachlicher als auch in optischer Hinsicht in-
nerhalb der Verwaltung noch nicht das Gewicht zugemessen wird, 
das ihr wegen der Bedeutung der Vordrucke zukommt. Die Formulie-
rung von Vordrucken wird oft nicht anders behandelt als die Ab-
fassung von Briefen. Als mögliche Gründe dafür wurden genannt: 
- Ein gewisser fachlicher Hochmut, der bei Fachleuten nicht nur 
der Verwaltung oft zu beobachten ist 
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-Die zu starke amtsinterne Ausrichtung der Formulare, die zuh in-
terfragen für einen Insider natürlich besonders schwer ist; an-
ders ausgedrückt: mangelnde Erkenntnis der Wichtigkeit der Vor-
drucke als fachexterner, d.h. auf den Lain hin ausgerichteter 
Texte 
- Die teilweise Überforderung der Beamten, die auch dar in begrün-
det ist, daß das Formulieren von Formularen in der Ausbildung 
bisher kaum vorgesehen ist 
- Eine gewisse Lethargie der Beamten, da die Umstellung und Neu-
bearbeitung von Formularen natürlich eine große Arbeit bedeu-
tet 
- Mangelnde Unterstützung durch die höheren Ebenen der Behörden 
bzw. mangelndes Bewußtsein der Führungskräfte von der Wichtig-
keit dieses Problems 
Diskutiert wurden die Möglichkeiten, die Gestaltung der Vordruk-
ke als eine zentrale Aufgabe auch der Organisation anzusehen und 
Vordrucksachbearbeiter einzusetzen , die speziell auch für die Ge-
staltung von Formularen ausgebildet werden, wobei die Ausbildung 
nicht nur venval tungsinterne, sondern auch verwa l tungsexterne Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen hätte. Kritisch wurde entgegnet, 
daß ein so l cher Sachbearbeiter in einer zentralen Position mit 
Sicherheit hoffnungslos überlastet sei . 
Es wurde weiterhin festgestellt, daß an zu vielen Orten Formula-
re hergestellt werden und daß dabei kaum ein Austausch von Miß-
erfolgen und Erfolgen bzw. eine Koordination stattfindet. Dem Zu -
viel an Einze l aktivitäten steht ein Zuwenig an Kooperation gegen-
über. Dies führt dazu, daß über die ganze Bundesrepublik hin ver-
streut in denselben Sachbereichen die verschiedensten uneinheit-
lich gestalteten Formulare verbreitet sind. Dem wurde zunächst 
entgegengehalten , daß etwa im Finanzbereich eine bundeseinheit-
liche Regelung getroffen ist und daß verschiedene Fachkommissio-
nen und Bundesstellen um eine Einheitlichkeit bemüht sind. Auf 
der anderen Seite wurde unter Hinblick auf die jeweilige Zustän-
digkeit von Bund, Ländern und Gemeinden die Forderung als Utopie 
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bezeichnet, eine bundesweite Koordination in den verschiedenen 
Sachbereichen zu erreichen. Dies ist schon innerhalb der Gemein-
den eines Kreises außerordentlich schwierig und angesichts der 
Menge der Formulare letztlich wohl unmöglich. Zum anderen könne 
man die Frage stellen, wozu eigentlich eine einheitliche Fassung 
der Vordrucke innerhalb eines Sachbereichs nützlich ist. Wichtig 
ist doch, daß die unterschiedlichen Formulare eines Sachbereichs 
der allgemeinen Forderung nach Verständlichkeit genügen. Darüber 
hinaus sollte man natürlich die vorhandenen Ansatzpunkte zur Ver -
einheitlichung und zur Verbesserung ausfindig machen und nach 
Möglichkeit nutzen und dabei weniger nach dem Prinzip der Impro-
visation, sondern mehr nach dem der Organisation verfahren. Wenn 
das Ziel einer totalen Einheitlichkeit auch nicht erreichbar ist, 
so ist doch ein höheres Maß an Einheitlichkeit anzustreben. 
2. 3. Allgemein wurde akzeptiert, daß bei dem Massenanfall von Vor-
drucken aus Gründen der Rationalisierung und Wirtschaftlichkeit 
der Einsatz von Computern unabdingbar ist. Den Hinweisen aufneue 
technisch mögliche noch schnellere Maschinen bei der Herstellung 
der Formulare sowie auf neue Mensch-Maschine-Kommunikations-Sy-
steme wurde entgegnet, daß damit wiederum die Gefahr gegeben ist, 
daß das Programm die Formulare bestimme und nicht umgekehrt, daß 
die Gesichtspunkte der Technik die Gesichtspunkte des Adressaten 
auf der Strecke ließen. Dem Lob des Fortschritts wurde die Frage 
entgegengehalten, ob man alles machen müsse, was man technisch 
könne. Der Vorstellung einer weiteren technischen Expansion wur-
de die des bewußt begrenzten Wachstums entgegengehalten, begrenzt 
durch die Bedürfnisse des Benutzers der Formulare. Diese Bedürf-
nisse müßten die Gestaltung der Vordrucke bestimmen und diese 
dann wiederum das Programm; eine primäre Ausrichtung der Vordruk-
ke auf Computerprogramme würde das bestehende Unbehagen des Bür-
gers enorm steigern. Rationalisierung ist nur im Rahmen der Bür-
gerfreundlichkeit vertretbar. 
Ein zentrales Problem der Vordrucke stellt die Notwendigkeit dar 1 
Vorlagen 1vie Gesetze, Dienstanweisungen u.ä. in den Vordrucktext 
umzusetzen. Das führt oft dazu, daß fachliche Ausdrücke, idioma-
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tische Wendungen und veraltetes Amtsdeutsch in die Formulare ein-
gehen. Vor allem bezogen auf die Fachtermini wurden die verschie-
denen Möglichkeiten der Übersetzung, der Kommentierung, der Para-
phrasierung mit Beispielen und der direkten Übernahme diskutiert, 
wobei als zentraler Gesichtspunkt die fachliche Richtigkeit zu 
gelten hat. Ein anderer Diskussionsgegenstand ist abgegrenzt mit 
den Ausdrücken Freundlichkeit und Höflichkeit - unpersönlicher 
Stil. Damit verbunden sind auf der einen Seite einführende Infor-
mationen des Bürgers über den Zweck des Vordrucks, auf der ande-
ren Seite Anreden, Höflichkeitsformen und Grußformeln. Bezüglich 
des Amtsdeutsch wurde auf Wortwahl, Satzbau und Gliederung, Häu-
fung von Substantiven, Verwendung von Abkürzungen und Fremdwör-
tern hingewiesen. Weitere Gesichtspunkte waren Kennzeichnung der 
auszufüllenden Kästchen, Zeilenlänge, Schrifttyp, insgesamt die 
graphische Gestaltung und Anordnung der Vordruckeinheiten, die 
einheitliche Gestaltung generell, das Verhältnis von Vorspann, 
Vordruck und Erläuterungen, der logische Aufbau des Formulars und 
die Ordnung der Gedankenführung: alles faßbar unter die Oberbe-
griffe der Übersichtlichkeit und Verständlichkeit. Dabei wurde 
die Kritik an dem psychologischen Verständlichkeitskonzept kri-
tisiert sowie auf Versuche in den USA und in England hingewiesen. 
Einigkeit herrschte darüber, daß bei der Berücksichtigung der vor-
stehenden Gesichtspunkte Vertreter etwa der Psychologie, der So-
ziologie, der Didaktik u.a. mit herangezogen werden sollten. Vor-
drucke, die in Massenauflage erscheinen, sollten in Probeläufen 
getestet werden, um an der Resonanzquote mögliche Schwierigkeiten 
zu erkennen, bevor diese Formulare allgemein verbreitet werden. 
Ein Problem dieses Verfahrens ist natürlich die Frage der Zeit und 
der Kosten. Ein anderes Problem wurde in dem Hinweis deutlich, 
daß man bei einem Formular von 300.000 Exemplaren in einem Probe-
lauf 20% Fehler ermittelt habe, daß man sich mit dem daraufhiner-
arbeiteten Anweisungen, die zu einer Reduzierung der Fehler auf 
1 - 2% geführt hätten, den Vorwurf der Bürokratisierung eingehan-
delt habe. 
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2.4. Die abweichenden Bezugssysteme der Kommunikationspartner 
'Bürger - Behörde', die unterschiedliche Sprache der Verwaltung 
und des Alltags, die Asymmetrie der Kommunikationssituation, all-
gemein: das Auseinanderklaffen von Alltagswelt und Verwaltungs-
welt sowie die durch die Formulare gegebene Überführung eineskon-
kreten Vorgangs in einen dem gesetzlichen Auftrag gemäßen Fall 
als Realität des Bürgers von Amts wegen - all dieses führt zu ei-
ner in der Fremdheit der Verwaltungssicht begründeten negative n 
Einstellung der Bürger gegenüber der Verwaltung überhaupt und den 
Vordrucken speziell. So ergaben Umfragen, daß 80% der Befragten 
das Amtsdeutsch und die Unverständlichkeit der Bürokratie bemän-
gelten und daß auf die Frage, wodurch das Rechtswesen abschrecke, 
als zweiter Grund von 73 % der Befragte n die Unverständlichke it 
der Juristensprache angegeben wurde, die dazu führe, daß man häu-
fig gar nicht wisse, was vor sich gehe. Verbunden damit ist eine 
Angstschwelle, die etwa folgende Formulierung gefunden hat: "Wenn 
ich Anträge stelle oder Formulare ausfüllen muß, habe ich immer 
Angst, etwäs falsch zu machen." Auf der anderen Seite steht die 
alltagspraktische Bedeutung der Formulare und ihrer Ausfüllung 
als Zugang zu öffentlichen Leistungen, in vielen Fällen als Si-
cherung der materiellen Existenz. Darin liegt die Gefahr einer 
Benachteiligung von vorneherein unterprivilegierter Gruppen, was 
oft dazu führt, daß die Zahlungen die am wenigsten Bedürftigen 
der Bedürftigen erreichen, da diese die besseren Voraussetzungen 
habe n, sich fallgerecht darzustellen bzw. kompete nte Hilfe zu mo-
bilisieren. Vor diesem Hintergrund wurde diskutiert, Aufklärungs-
und Informationsbroschüren als Kenntnisgabe von möglichen Ansprü-
chen zu verteilen, die Möglichkeit der mündlichen Beratung durch 
die Verwaltung und Sozialhelfer weiter auszubauen und dem Bürger 
mehr bewußt zu machen, die Verlagerung von Gesprächen vor die An-
tragstellung zu ermöglichen sowie die Beratung stärker in die Um-
welt der betroffenen Bürger zu verlegen. Diesen Über legunge n 
steht jedoch das Problem der personellen Besetzung in de r Verwal-
tung gegenüber. 
2.5. Angesichts der in den Vorträgen und Diskussionen deutlich 
geworden e n generellen Problematik dieses Bereichs wurde auf die 
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steigende Bereitschaft und auf die erweiterten Bemühungen be-
stimmter Behörden hingewiesen, umfassende Maßnahmen zur Verbes-
serung des Verhältnisses Bürger - Behörde durchzuführen. Dies 
zeigt sich auf den verschiedensten Ebenen, angefangen bei der 
Bundesregierung über Bundesministerien und Landesministerien bis 
zu den Verwaltungen von Städten und Gemeinden. Dabei wurde auf 
die Notwendigkeit einer stärkeren Koordination und Kooperation 
noch einmal nachdrücklich hingewiesen. 
3. Fünf-Punkte-Programm 
In der Diskussion am Nachmittag des letzten Tages wurden auf der 
Grundlage einer von Wolfgang Mentrup ausgearbeiteten Vorlage die 
wichtigsten Gesichtspunkte, die in den Vorträgen und in den sich 
daraus ergebenden Diskussionen angesprochen worden waren, noch 
einmal aufgegriffen. Gemeinsam wurden die folgenden, mehr allge-
meinen Aussagen formuliert: 
1) Vordrucke (Formulare) sind im Kommunikationskreis "Behörde-
Bürger- Behörde ... '' unentbehrlich. Bei ihrer Gestaltung sind 
deshalb grundsätzlich sowohl die Erfordernisse der Behörden 
als auch die der Bürger zu berücksichtigen, und zwar nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel und des Zwecks. 
Da die Behörden für die Bürger und nicht die Bürger für die 
Behörden da sind, muß neben der fachlichen Richtigkeit die 
Bürgernähe vor der Rationalisierung ein zentraler Gesichts-
punkt sein. 
2) Bei den Behörden hat heute die Frage, wie Vordrucke bürgernah 
gestaltet werden können, noch weithin einen geringen Stellen-
wert. 
122 
Es erscheint deshalb u.a. als notwendig 
- daß die höheren Ebenen der Behörden Bemühungen, dem Bürger-
interesse angemessene Vordrucke zu gestalten, unterstützen 
- daß die abschließende Gestaltung der Vordrucke als Organi-
sationsaufgabe angesehen wird 
- daß die Vordrucksachbearbeiter speziell für diesen Bereich 
aus- und fortgebildet werden 
daß schon bestehende Ansätze einer Koordination und eines 
Austauschs von positiven und negativen Erfahrungen weiter 
ausgebaut werden 
3) Viele der gegenwärtig verwendeten Vordrucke sind vornehmlich 
ausgerichtet auf fachinterne Vorlagen wie Gesetze, Dienstan-
weisungen, auf die amtlichen Erfordernisse und die maschinel-
le Auswertung. Bei der Gestaltung bürgernaher, d.h. verständ-
licher und übersichtiicher Vordrucke sollten die verschieden-
sten Gesichtspunkte berücksichtigt werden, wie etwa 
- Art der Anrede des Bürgers 
- Vermeidung e ines veralteten Amtsdeutsch 
- Erläuterung von Fachausdrücken und Fachbegriffen 
- übersichtlicher Satzbau und angemessene Kürze der Sätze 
- Hervorhebung der wichtigsten Gegenstände 
- Aufbau und übersichtliche Gliederung 
- Verhältnis des Vordrucks zu den Erläuterungen 
- graphische Gestaltung 
Generell zu bedenken ist die Möglichkeit, Erkenntnisse der 
Psychologie, der Soziologie und der Didaktik mitzuverwerten. 
Vor allem bei Vordrucken in hoher Auflage sollten die Ent-
würfe mit einer repräsentativen Benutzergruppe getestet wer-
den. 
4) Wegen Unverständlichkeit und Unübersichtlichkeit werden viele 
Vordrucke von den Bürgern negativ bewertet. Weit verbreitet 
ist die AbnAigung , die Vordrucke überhaupt zu lesen oder zu 
bearbeiten, sowi e die Angst, etwas falsch zu machen. 
Neben der bürgernahen Gestaltung der Vordrucke ist es notwen-
dig, den Bürgern bewußt zu machen 
- daß eine Verwaltung ohne Vordrucke nicht auskommt 
daß unter dem Ziel einer raschen und angemessenen Behand-
lung der zahllosen Anträge und damit auch des Antrags jedes 
einzelnen gewisse Eigenheiten des Vordrucks in Kauf zu neh-
men sind 
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~ daß die Verpflichtung des Bürgers, die Vordrucke vollstän-
dig und richtig auszufüllen, auch der Wahrung seiner Rechte 
dient 
5) Die Möglichkeit der persönlichen Beratung des Bürgers durch 
die zuständigen Sachbearbeiter beim Ausfüllen der Vordrucke 
sollte weiter ausgebaut und dem Bürger bewußt gemacht werden. 
4. Resümee 
Zwar stand im Mittelpunkt der Diskussion das auseinanderklaffen-
de Nebeneinander der Alltagswelt des Bürgers und der Welt der 
Verwaltung, doch wurde vor allem zum Schluß ein weiterer Gegen-
satz sehr deutlich: der Gegensatz zwischen den Theoretikern und 
Praktikern, zwischen linguistischer Forschung und amtlicher Sprach-
praxis. In dem Spannungsfeld der Pole 'abstrakte Theorie' und 
'konkrete Praxis' entstand zunächst bei vielen Teilnehmern das 
Gefühl einer mehr oder weniger starken Frustration; auf der an-
deren Seite war jedoch auch ein gewisser Prozeß der Sensibilisie-
rung beider Seiten für die Standpunkte der jeweils anderen spür-
bar. Sicher ist, daß vor dem Hintergrund der mehr allgemeinen Be-
standsaufnahme dieser Arbeitstagung weitere Schritte zur Konkre-
tisierung in Richtung auf die mehr generell formulierten Ziele 
unternommen werden sollten, wie Siegfried Grosse in seinem Schluß-
wort zur Tagung betonte. 
Erste Schritte könnten sein: 
- Erstellung einer umfassenden Bibliographie zur Amts- und Ver-
waltungssprache, zum Büro- und Geschäftsverkehr, zum Problem 
de r Formulare unter Einschluß auch soziologisch, psychologisch 
und sprachlich-stilistisch orientierter Arbeiten 
- Ein Wörterbuch des Bürowesens oder ein Wörterbuch zur Formular-
sprache, analog etwa zu dem Vorschlag einer schwedischen Re-
gierungskommission, ein Wörterbuch zu verfassen, das den "Um-
gang mit Bürokraten" erleichtern soll 
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- Intensive li.nguistische Analyse von Formularen der verschieden-
sten Sachbereiche 
Was nicht auf der Tagung besprochen wurde: 
- Dokumentation von Projekten und sonstigen vor allem behördli-
chen Tätigkeiten im Bereich - allgemein gesprochen - der Amts-
und Verwaltungssprache un der Formulare 
- Veranstaltung zumindest einer zweiten Tagung in ähn licher Zu-
sammensetzung zur Konkretisierung der mehr allgemeinen Bestands-
aufnahme der ersten Tagung in Richtung etwa auf die genannten 
Schritte hin 
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EINIGER VORDRUCKE ZUM ANTRAG AUF WOHNGELD 1 
1 • 2 Institut Nowak, Heidelberg 
2. Berlin 
2.1. Berlin 10.78 3 
2. 2. Berlin 1. 78 
3. Harnburg 
3. 1 • Harnburg 2.79/4.79 
3. 2. Harnburg 10.77/5.78/7.78 
4. Mannheim 
1 Die verschiedenen Farben kommen bei dieser Reproduktion nicht 
zur Geltung. 
2 Die Gliederungszahlen der Aufstellung, z.B. 1. bz1·1. 2.1., ste-
hen auf dem ersten Blatt des Vordrucks in eckigen Klammern, 
z.B. [1] bZ\'1. [2.1.]. 
3 Diese Angaben finden sich in den Vordrucken auf der ersten Sei-




Name Vorname Telefonnummer 
Wer stellt den Antrag? 
Der Haushaltsvorstand. Das ist derjenige, der den größten Teil 
der Unterhaltskosten für den Haushalt trägt 
und in der Regel auch den Mietvertrag unterschrieben hat. 
Ich bin 
Kreuzen Sie bitte so an: 









Ich beantrage Wohngeld für den Wohnraum 
1000 Berlin . 
Zustellpos tamt 
Straße Hausnummer Stockwerk 
Bezirk 
Lage im Stockwerk 
Wenn Sie jetzt zweimal dieselbe Adresse schreiben mußten. 
bedenken Sie bitte : Es gibt Antragsteller. die noch gar nicht in der 
Wohnung wohnen. für die sie Wohngeld beantragen. 
Wir danken Ihnen für Ihr Verständnis. 
Ich bin in diesem Wohnraum. für den ich Wohngeld bean trage 
0 Hauptmieter 
0 Untermi eter 
0 Sonstiger Nutzungsberechtigter 
0 Bewohner einer Wohnung 
im eigenen Mehrfamilienhaus 
Wer ist ein sonstiger Nutzungsberechtigter? 
Zum Beispiel der Bewohner einer Gemeinschaftswohnung 
oder eines Altenheims. 127 
3 
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Die Adresse des Vermieters oder Hausverwalters ist 
Vorname. Name oder Firma Postleitzahl 
Straße Hausnummer 
Wer soll hier angegeben werden: Der Hausverwalter 
oder der Vermieter? 
On 
Telefonnummer 
Bitte geben Sie den an, mit dem Sie persönlich zu tun haben. 
Normalerweise ist das der Vermieter. Wenn Ihre Wohnung 
einer Gesellschaft oder einem großen Unternehmen gehört. 
ist es meist der Hausverwalter. 
Wenn Sie selbst Untermieter sind: 
Geben Sie bitte die Adresse Ihres Vermieters an. 
Wann sind Sie oder Ihre Familie in diesen Wohnraum eingezogen? 
Genaues Datum Tag, Monat. Jahr 
Die Wohnung war zum ersten Mal bezugsfertig 
0 bis zum 24. 06. 1948 
0 bis zum 31. 12. 1965 
0 bis zum 31. 12. 1971 
0 nach dem 31. 12. 1971 
Geben Sie möglichst noch das genaue Jahr an: 
Wenn Sie es nicht wissen: 
Ihr Vermieter wird Ihnen sicher helfen ! 
Ist die Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert worden? 
0 Ja 
0 Nein 
Diese Frage müssen Sie nur beantworten bei Wohnungen, 




Dieser Wohnraum hat eine Größe von . 
Wenn Sie es nicht w issen: 
.. ............ Quadratmetern 
Schauen Sie im Mietvertrag nach 
oder fragen Sie Ihren Vermieter. 
Wenn Sie Untermieter sind: 
Geben Sie bitte nur die Quadratmeterzahl der Räume an. 
die Sie gemietet haben. 




Bad oder Dusche zählen hier nur. 
wenn sie in einem e1genen Raum sind 
und Warmwasser haben. 




Zur Miete 13 
Bewohnen Sie eine Wohnung im eigenen Mehrfami lienhaus? 
0 Ja 
0 Nein 
Wenn nein. machen Sie bit te gleich mit Frage 14 wei ter. 
Wenn ja. setzen Sie h1er bitte den Betrag ein. den Sie 
für eine vergleichbare Mietwohnung zahlen müßten. 
Oie Frage 14 brauchen Sie nicht zu beantwor1en. 
Die monatlich zu zahlende Miete mit allen 
Umlagen und Zuschlägen beträg t insgesa mt 
Diese Gesamtmiete besteht aus der Grundmiete 
und verschiedenen Nebenkosten. 01e Kosten für Strom-
und Gasverbrauch gehören nicht zu den Nebenkosten. 
Oie reinen Betriebskosten bei Zen tralheizung. Fernheizung. 
Warmwasserversorgung. die mit dem Verbrauch nichts 
zu tun haben. gehören jedoch dazu. Zum Beispiel : 
Zentralheizungspauschale. 
Die Gesamtmiete setzt sich zusammen aus: 
0 Grundmiete (kal t) 
0 Zen tralheizungspauscha le 
0 Fernheizungspauscha le 
0 Warmwasserpauschale 
0 Untermietzuschläge 
0 Zusch läge für gewerbli che oder ähnl iche Nutzung 
0 Vergütung für überlassene Möbel 
0 Kühl schrank -. Waschmaschinenbenutzung 
0 Garage. Au to-Stellplatz. Garten 
Wenn Sie die genauen Beträge mcht kennen : 
Dann kreuzen Sie nur an (ohne Angabe 




......... ... ........ DM 
.. .. .... DM 
.... _ ........ DM 
............ DM 
..... . ....... DM 
...... _ ..... DM 
............ DM 
...... __ .... DM 




tsel<ommen 01e von Jemandem Luscnusse zu Ihrer Mietet 
0 Ja 
0 Nein 
Wenn ja, wieviel? Monatlich .. . .. .. .. .. ..... ..... ... DM 
Erha lten Sie bereits Wohngeld für eine andere Wohnung 





Haben Sie einen Teilihrer Wohnung untervermietet? 
Nutzen Sie einen Teilihrer Wohnung nur gewerbli ch 7 
Wenn keines von beidem zutrifft. 
brauchen Sie die Fragen 18, 19 und 20 nicht zu beantworten. 




Von meinem Wohnraum nutze ich ausschließlich gewerblrch oder beruflich 
........ Räume mit zusammen ................. Quadratmetern 
An Personen, die einen selbständigen Haushalt führen. 
habe ich untervermietet oder kostenlos überlassen : 
19 
........ Räume mit zusammen ................. Quadratmetern 
20 
Ich habe untervermietet: 
Leerzimmer: ........ Räume mit zusammen ................. Quadratmetern 
für monatlich zusammen . . ....... DM 
Teilmöbl. Zimmer: ...... . Räume mit zusammen Quadratmetern 
für monatlich zusammen DM 
Vollmöbl. Zimmer : Räume mit zusammen Quadratmetern 
für monatlich zusammen DM 
Beachten Sie bitte. daß Zuschläge lür 
Herzung, Strom. Verpflegung, Bettwäsche, Zimmerrernigung und ähnliches 
hier nicht zäh len. 
Sre brauchen also nur die rerne Zimmermrete anzugeben. 
Was ist. wenn Sre mrt Ihrem Untermreter ernen Gesamtprers 
(lnk lusiv-Preis) vereinbart haben. zum Bersp rel : Zimmer mit Herzung 
und Frühstück 7 
WennSreden Anterl für dre reine Zrmmermrete (Kaltmrete) nich t wrssen 
Dann kreuzen Sre brtte hrer an: 
0 Leerzimm er· Gesamtpreis 
0 Teilmöblierte Zrmmer: Gesamtpreis 




Der Begriff .Familienmitglieder. die zum Haushalt rechnen" 
kommt jetzt häufig vo r. Wir haben diesen Begriff auf der nächsten Seite 
erklärt (Punkt 27 auf der 6. Seite). 
Bitte blättern Sie jetzt um und lesen Sie diese Erklärung genau du{ch. 
bevor Sie die nächsten Fragen beantworten! 
Haben Sie oder ein Familienmitglied. das zu Ihrem Haushalt rechnet. 
einen Antrag auf Rente oder ähnliche Bezüge gestellt? 
0 Ja 
0 Nein 
Wenn ja. ist über diesen Antrag schon entschieden worden? 
0 Ja 
0 Nein 




Erhalten Sie oder ein anderes Familienmitglied im Hausha lt 
Sozialhi lfe oder Kriegsopferfürsorge (KbH). 
oder wurde ein entsprechender Antrag gestellt? 
0 J<) 
0 Nein 
Müssen Sie oder ein anderes Familienmitglied im Hausha lt 
gesetzliche Unterhaltsverpflichtungen erfüllen (zum Beispiel 
für Kinder bezahlen) 7 
0 Ja 
0 Nein 
Wer ist zum Unterhalt verpflichtet? 
0 Ehegatten untereinander 
0 Verwandte in gerader Linie untereinander 
zum Beispiel der Vater gegenüber seinem Kind (oder umgekehrt) 
0 Der Vater gegenüber seinem unehelichen Kind 
0 Geschiedene Ehegatten untereinander 
Wer bezahlt? An wen? Wieviel? 
Name Name und Adresse monatlrchDM 




Für wen? ..................................................... . 
Name des Ernplangers 
Sind diese Zahlungen für die auswärtige Unterbringung 
von jemandem bestimmt. der in der Berufsausbildung steht? 
0 Ja 
0 Nem 
Für wen7 .. 
















Was sind . Familienmitglieder. die zum Haushalt rechnen"? 
.Zum Haushalt rechnen· heißt : 
Gemeinsam wohnen und w irtschaften. 
zum Beispiel gemeinsam kochen. gemeinsames Geld haben. 
Was ist für das Wohngeldamt ein .. Familienmitglied"? 
Zunächst einmal der Antragsteller selbst 
und sein Ehega tte 
Außerdem : 
Kinder. einschließlich adoptierter und unehelicher Kinder. 
Eitern. Großeltern. Enkel. 
Geschwister. Tanten. Onkel. Nichten. Neffen. 
Schw iegereltern . Schw iegerkinder. Sti efeltern. Stiefkinder. 
Neffen oder Nichten des Ehegatten. 
Pflegek inder 
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Zum Haushalt rechnen folgende Familienmitglieder : 
Tragen Sie bitte zuerst den Antragsteller ein (Nummer 1)! 
Tragen Sie auch die Familienmitglieder em. 
die vorübergehend vom Haushalt abwesend sind. 
geboren am 
W •e so ll man d re Tabelle ausfullen 1 
Begmnen Ste mrt d er Nummer 1 
Das tst de r Antragsteller 
Gehen Sre d re Tabelle am bes ten von links 
nach re chts durch Sehrerben Sre also 
zunachst den Namen und d en Vou rarn en. 
dann das Geburtsdatum. dann das 
Vervvandtschaltsverhal tms. dann den Beruf 
Verwand tschaft s-
verhaltms 
zum Antragste ller Beruf 
Antragsteller 
Gehen Sre dann au l d re rechte Tabelle uber 
Do r1 srnd d re Emnahmen des JCWeil rgen 
Farw lrenmrtglled s emzu traaen t 
W enn ernP. Zer le nrcht ausreiCht 
(zum Bersp rel w enn Jemand 
m ehrf! re Er rrkom men g lert.:hzer hg hat) 
Dann rrehrnen Sre ern lach d •e nachsie 
Zerle m•t dazu 
Erhalten S1e Kind erge ld für Kinder. die zum Familienhaushalt rechnen? 
0 Ja 
0 Neu1 
Wenn Ja. tragen Sie b1tte e1nfach d1e entsprechenden Nummern 
der Kinder aus der ob1gen Tabelle h1er en 
Nr 
21 
~gen Sie hier bitte d1e Art 
r Ein~ahmen ein: 
utto lohn. Bruttogehalt : Rente. Pension 
1pfangene Unterhaltszahlungen 
•zialhi lfe. Kriegsopferfürsorge 
1künfte aus selbständ iger Tätigkeit 
eteinnahmen. Zinsen. Dividenden. 
chbezüge 
• "'""''"'''' "'''-''' ""'''-' ._ ,,,. , ._,,,., , ..... ,, '-''-'1 I Ul lllll '-' lllll ll'dll o.JUü l 
in den nächsten 12 Monaten ? 
0 Ja 
0 Nein 
Hier geht es nur um Änderungen. die Sie jetzt schon sicher wissen. 
Zum Beispiel wenn ein Fami lienmitglied in Rente geht. 
oder wenn es arbeitslos war und jetzt wieder eine Arbeit 
gefunden hat. 
Grund der Änderung Ab wann? Datum Neue Einnahmen DM 
30 
Einnahmen dieser Familienmitgl ieder: 
Tragen Sie bitte die Einnahmen in derselben Reihenfolge ein, 
wie die Familienmitglieder in der linken Tabelle. 
Zuerst also die Einnahmen des Antragstellers. 









B1tte nur ausfül len. 
wenn diese 
über 564 DM 
im Jahr liegen 
Jährlich DM 
Freibetrag 
fü r besondere Personengruppen 
Erläuterung s1ehe unten! 
Buchstabe % Datum 
Erläu terungen zum Freibetrag 
für besondere Personengruppen 
Wenn ein Fam11ienmitgl1ed zu dtesen 
Personeng ruppen gehör t. tragen Ste emlach 
den entsprechenden Buchstaben e1nl 
A Schwerbehinderte 
{H1er m ussen S1e noch den Grad 
der BehmdefUng 1n % e1ntragen) 
B Pl legebedUrft1ge Schwerbehinderte 
C Heimkehrer 
D Opfer der nat•onalsoz•a l•st•schen 
Verfolgung 
Vertr1ebene 
Deutsche aus der DDR 
oder aus Ostberl1n 
(Bei E und F müssen S1e noch 
eintragen. wann der Wohns1t1111 dte 
BAD oder nach Wes tberh n verleg t 





ISl Uer AllUäYSlellel VUIII rdlllllleiHldU::>IIdll VUIUUt:Jyt:llt:IIU clUVVt:::>t:IIU! 
0 Ja 
0 Nein 
Das trifft zum Beispiel zu bei: Handelsvertretern. Arbeitern auf Montage. 
Der Familienhaushalt muß aber Mittelpunkt des Lebens bleiben. 
Ist ein Familienmitglied. das zum Haushalt gehörte. 
innerhalb der letzten 36 Monate gestorben? 
0 Ja 
0 Nein 
Wenn ja. tragen Sie bitte ein: 
Vorname und Na me des Verstorbenen Sterbetag 




Diese Angaben sind für die Berechnung Ihres Wohngeldes wichtig. 
Das Wohngeld soll gezahlt w erden an: 
Name Anschnft 
0 Bar 
0 Bargeldlos auf: 
Konto-Nummer Bankle•tzahl 
Bank 
Postscheckamt (be1 Postscheckkonto ) 
Ich versichere. daß die Angaben in diesem Bescheid vollständig 
und richtig sind. 
Ich weiß. daß 1ch gesetzl ich verpflichtet bm 
• Änderungen in den persönli chen und wirtschaftlichen Verhältnissen. 
d1e für das Wohngeld erheblich sind. sofort mitzuteilen. 
(Nach Erhalt des Wohngeld -Bescheides 1st das nicht mehr nötig I) 
• lv11tzu tei len. wenn der Wohnraum. fü r den Wohngeld gezahlt w~rd. 
noch bevor der Bewdl1gungsze1traum abgelaufen 1st. von allen Familien-
mitgliedern. clie zum Haushal t rechnen. mcht mehr bewohnt w 1rd. 
• Zu Unrecht empla11genes Wohngeld zu ruckzuza hlen. 




[ 2. 1.] 
Betr.: Antrag auf Wohngeld - Mietzuschuß-
Sehr geehrte Damen und Herren I 
Sie wollen Wohngeld beantragen. Dazu haben Sie sich ein Antragsformular besorgt. 
Die Verwaltung hat sich bemüht,. die vom Gesetz vorgeschriebenen Fragen und die entsprechen-
den Fachausdrücke allgemeinverständlich zu fassen. Damit das Wohngeldamt prüfen kann, ob 
Ihnen Wohngeld zusteht, sollten Sie die Fragen sorgfältig beantworten. 
Sie werden leicht erkennen, welche Fragen für Sie zutreffen. ln vielen Fällen brauchen Sie die rich-
tige Antwort nur anzukreuzen. 
Ob und in welcher Höhe Ihnen Wohngeld zusteht, hängt ab 
von dem Familieneinkommen, 
von der Zahl der zu Ihrem Haushalt rechnenden Familienmitglieder, 
von der Höhe dilr zuschußfähigen Miete. 
Um eine reibungslose Bearbeitung Ihres Wohngeldantrages zu erreichen, sind für bestimmte An-
gaben im Antrag Unterlagen erforderlich. Sie erleichtern dem W,ohngeldamt die Arbeit, wenn Sie 
diese Unterlagen dem Antrag beifügen. 
Welche Unterlagen sind notwendig? 
Auf der Rückseite finden Sie eine Aufstellung der wichtigsten Unterlagen. 
Daraus können Sie ersehen, welche Unterlagen - soweit sie für Ihren Fall zutreffen - dem Antrag 
beizufügen sind: 
BauWohn IV ·Wog 21 - Mielzuschußenlrag (10 78) 
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Für die Personenangaben: 
Personalausweise oder Pässe, polizeiliche Meldebescheinigungen 
für das Mietverhältnis: 
Mietvertrag und Ergänzungsvereinbarungen - auch Mietbuch oder -Quittungen, 
Nachweis über die Einnahmen aus Untervermietung 
bei Lohn- und Gehaltsempfängern : 
Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers; einen Vordruck dafür erhalten Sie beim Wohngeldamt 
bei Rentnern und Empfängern ähnlicher Bezüge: 
Rentenbescheid mit der letzten Änderungsmitteilung oder andere Leistungsbescheide 
bei Einkommensteuerpflichtigen: 
letzter Einkommensteuerbescheid, Vorauszahlungsbescheid, letzte Einkommensteuererklärung 
für den Nachweis über erhöhte Werbungskosten : 
Bescheinigung des Finanzamtes 
für Kinder: 
Nachweis über Kindergeld oder vergleichbare Leistungen 
bei Arbeitslosen: 
Bescheid des Arbeitsamtes über die Höhe des Arbeitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe 
bei sonstigen Einkommensbeziehern 
Nachweis über die Höhe der Einnahmen, z. B. über Krankengeld, Unterhaltsleistungen, Ausbil-
dungs- oder Erziehungsbeihilfen , Zinsen, Dividenden 
für die Zugehörigkeil zu besonderen Personengruppen: 
z. B. Schwerbehindertenausweis, Vertriebenenausweis, 
Notaufnahmebescheid 
für Ausländer und Staatenlose : 
Aufenthaltserlaubnis. 
Noch etwas: 
Im Einzelfall kann es auch notwendig werden, daß das Wohngeldamt Sie um Vorlage weiterer 
Unterlagen bittet. 
Wenn Sie zu der einen oder anderen Frage noch nähere Auskünfte brauchen, stehen Ihnen die 
Sachbearbeiter des Wohngeldamtes gern zur Verfügung. 






Antrag auf Wohngeld 
Mietzuschuß 
Bauwesen - Wohngeldamt -
Person 
rWohnraum 
Schreiben Sie bitte in Druckschrift und kreuzen Sie Zutreffendes so an 'J& 
Antragsteller: 
Name Vorname ggf. Tei.-Nr. 
Wer stellt den Antrag? Der Haushaltsvorstand. Das ist derjenige, der den Mietvertrag unter-










Falls Untermieter, wohnhaft bei: 




Name des Hauptmieters 
Sofern Sie noch nicht in der vorgenannten Wohnung wohnen, geben Sie bitte Ihre jetzige 
Anschrift an: 
1000 Berlin 
Zustellpostamt Straße Hausnummer 
5 
Die Adresse des Vermieters oder der Hausverwaltung ist 
Name ggf. Firma Anschrift ggf. Tei.-Nr. 
Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn Sie Hauptmieter sind. 
6 
Wann sind Sie oder Ihre Familie in den Wohnraum, für den Wohngeld beantragt wird, einge-
zogen? 
7 
Die Wohnung ist bezugsfertig geworden 
genaues Datum 
bis zum 24. Juni 1948 0 
nach dem 24. Juni 1948 0 
Bei einer Wohnung, die nach dem 24. Juni 1948 bezugsfertig geworden ist, geben Sie das 
genaue Jahr an 
Wenn Sie es nicht wissen: Ihr Vermieter wird Ihnen sicher helfen. 
137 
BauWohn IV· Wog 21 - Mtetzuschußantrag {10 78) 




Ist die Wohnung mit öffentlichen Mitteln gelördert worden? 
ja 0 nein 0 
Die Frage müssen Sie nur beantworten bei Wohnungen, die nach dem 24. Juni 1948 bezug 
fertig geworden sind. 
9 
Der Wohnraum hat eine Gesamtfläche von Quadratmeter. 
Wenn Sie es nicht wissen: Schauen Sie im Mietvertrag nach oder fragen Sie Ihren VermietE 
Wenn Sie Untermieter sind, geben Sie nur die Quadratmeterzahl der Räume an, die Sie g 
mietet haben. 
10 
Die Wohnung ist ausgestattet mit 
Ofenheizung 0 Zentral-, Fern- oder Etagenheizung 0 Bad oder Duschraum 
Bad oder Duschraum zählen hier nur, wenn dafür in Ihrer Wohnung ein eigener Raum vc 
handen ist. 
11 
Wird die Wärme oder Warmwasser von einem Fernheizwerk geliefert? 
ja 0 
12 
Liegt die von Ihnen bewohnte Wohnung im eigenen Mehrfamilienhaus? 
nein 0 
ja 0 nein 0 
Wenn nein, machen Sie gleich mit Frage 13 weiter. 
Wenn ja, geben Sie hier bitte als Mietwert den Betrag an, den Sie für eine vergleichb< 
Wohnung zahlen müßten. 
Die Frage 13 brauchen Sie dann nicht zu beantworten. 
13 
Die monatlich zu zahlende Miete mit allen Umlagen, Zuschlägen und Vergütungen betri 
insgesamt: [ 
Die Gesamtmiete besteht aus einer Grundmiete und verschiedenen Nebenkosten. Zu d 
Nebenkosten zählen z. B. Zentralheizungs- und Warmwasserkosten. 
Die Kosten für Strom- oder Gasverbrauch gehören nicht zu den Nebenkosten. 
Sind solche Nebenkosten in der Miete enthalten, ohne daß hierfür besondere Beträge v 
einbartworden sind, dann kreuzen Sie diese bitte nur an. 
ln der Gesamtmiete sind an Nebenkosten enthalten: 
Kosten für Zentralheizung . 
Kosten für Fernheizung. 
Kosten für Warmwasser 
Kosten für Finnwarmwasser . 
Untermietzuschläge 
Zuschläge ·für gewerbliche oder ähnliche Nutzung 
Vergütung für überlassene Möbel . 
Vergütung für Waschmaschinenbenutzung 
Vergütung für Kühlscrrankbenutzung . 
Vergütung für die Überlassung einer Garage, eines Auto-Stell-














Bekommen Sie von jemandemZuschüssezur Bezahlung der Miete? 
ja 0 




Erhalten Sie bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für diese oder eine andere 
Wohnung, oder haben Sie dafür einen Antrag gestellt? 
ja 0 
Die Fragen 16 bis 18 brauchen Sie nur zu beantworten, 
wenn Sie einen Teil Ihrer Wohnung nur gewerblich nutzen 
oder einen Teil Ihrer Wohnung untervermietet haben. 
16 
Von meiner Wohnung nutze ich ausschließlich 
beruflich oder gewerblich Räume mit zusammen 
17 
Von meiner Wohnung habe ich untervermietet: 
nein 0 
Quadratmetern. 
Leerzimmer mit Quadratmetern für monatlich:_ ____ _.:D::..:.::M 
Teilmöbl. Zimmer mit 
Vollmöbl. Zimmer mit 
Quadratmetern für monatlich ___ _ _ _:D:.._M: 
Quadratmetern für monatlich _____ ...:D:.:Mc.: 
Beachten Sie bitte, daß die u. U. in der Untermiete enthaltenen Untermietzuschläge, Zu-
schläge für Möblierung-, Heizung- und Warmwasserkosten, Strom, Bettwäsche, Zimmer-
reinigung und ähnliches hier nicht zählen. Sie brauchen nur die reine Zimmermiete anzu-
geben. 
Was ist, wenn Sie Räume Ihrer Wohnung zu einem Gesamtpreis untervermietet haben, onne 
daß für die Nebenkosten - z. B. für Möblierung oder Heizung - ein besonderer Betrag ver-
einbart wurde? 
Dann kreuzen Sie bitte an, weiche Nebenkosten in der Untermiete enthalten sind. 
für Teilmöblierung 0 
für Vollmöblierung 0 







für Bettwäsche 0 
für Zimmerreinigung 0 
für Untermietzuschläge 0 
18 
Von meiner Wohnung habe ich an Personen, die einen selbständigen Haushalt führen, kosten-
los überlassen: 
Räume mit Quadratmetern. 
Der Begriff .,Familienmitglieder, die zum Haushalt rechnen", kommt in den .nächsten Fragen 
häufig vor. Wir erklären diesen Begrifl. 
Wer wird nach dem Wohngeldgesetz als Familienmitglied angesehen? 
Zunächst einmal der Antragsteller selbst und sein Ehegatte. 
Außerdem Kinder einseht. adoptierter oder nichtehelicher Kinder, 
Ellern, Großeltern, Enkel, Geschwister, Tanten, Onkel, Nichten, Neffen, Schwie-
gersohn, Schwiegertochter, Stiefeltern, Stiefkinder, Neffen oder Nichten der Ehe-
frau , Pllegekinder. 
"Zum Haushalt rechnenu heißt: 
Gemeinsam wohnen und wi rtschaften. 
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Zu meinem Haushalt rechnen folgende Familienmitglieder: 
Tragen Sie bitte zuerst den Antragsteller ein (Nummer 1)! 
Tragen Sie auch die Familienmitglieder ein, die vorübergehend vom Haushalt abwesend si 
Verwandschafts-
verhältnis zum 











Einnahmen dieser Familienmitglieder: 
Tragen Sie bitte die Einnahmen in derselben Reihenfolge ein, wie die Familienmitgliede! 





Zuerst also die Einnahmen des Antragstellers. 
- Geben Sie bitte alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert an, ohne Rücksicht auf ihre Que 
Tragen Sie hier bitte die Art der Einnahmen ein, monatlicher werden bei Einnahmen aus 
z. B. Lohn, Gehalt, Pension, Witwen- und Waisengelder, Betrag nichtselbständiger Arbeit erhöl 
Renten, Unterhaltszahlungen, Sozialhilfe, Einkünfte aus - brutto - Werbungskosten geltend gernE 
selbständiger Arbeit, Zinsen , Dividenden, Sachbezüge DM ja - r 
21 
Erhalten Sie Kindergeld oder vergleichbare Leistungen im Sinne des Bundeskinderg< 
gesetzesfür Kinder, die nicht zum Haushalt rechnen? 
ja 0 nein 0 
Falls ja, für welche Kinder? 
Name - Vorname Geburtsdatum Anschrift 
22 
Werden sich die Einnahmen der Familienmitglieder in den nächsten 12 Monaten ändern? 
ja 0 nein 0 
Hier geht es nur um Änderungen, die Ihnen schon jetzt bekannt sind (z. B. Wechsel des ArbE 
Verhältnisses, Aufnahme einer neuen Beschäftigung bei Arbeitslosigkeit, Beg inn der Ren! 
gewährung). 








Haben Sie oder ein Familienmitglied, das zu Ihrem Haushalt rechnet, einen Antrag auf Rente 
oder ähnliche Bezüge gestellt, über den noch nicht entschieden ist? 
ja 0 nein 0 
wenn ja, wann , bei wem? 
24 
Haben Sie oder ein Familienmitglied, das zu Ihrem Haushalt rechnet, in diesem Jahr Vermö-
genssteuer zu zahlen? 
ja 0 nein 0 
25 
Erhalten Sie oder ein Familienmitglied, das zu Ihrem Haushalt rechnet, Sozialhilfe oder Kriegs-
opferfürsorge oder wurde ein entsprechender Antrag gestellt? 
ja 0 nein 0 
26 
Werden von Ihnen oder anderen Familienmitgliedern Unterhaltszahlungen geleistet, zu denen 
sie gesetztich verpllichtet sind (z. B. für nicht zum Haushalt rechnende Kinder)? 
ja 0 nein 0 
Wer ist zum Unterhalt verpflichtet? 
Ehegatten untereinander, Verwandte in gerader Linie untereinander (z. B. Kinder gegen-
über den Ellern), der Vater gegenüber seinem nichtehelichen Kind, geschiedene Ehegatten 
untereinander. 
Falls ja, Verwandtschafts-
Wer zahlt? An wen? Verhältnis Wieviel? 
Name Name und Anschrift monallich DM 
Die Unterhaltszahlungen sind bestimmt für 
a) die auswärtig e Unterbringung eines in der Berufsausbildung befindlichen, zum Haus-
halt rechnenden Familienmitgliedes . . 
b) die auswärtige Unterbringung einer in der Berufsausbildung befindlichen; nicht zum 
Haushalt rechnenden Person 
c) eine nicht zum Haushalt rechnende Person 
27 
Folgende Familienmitglieder gehören nachstehend aufgeführten Personengruppen an: 
Name des Familienmitgliedes 
1. Schwerbehinderte 0 0 0 0 
falls ja, Grad der Schwerbehinderung in °/o 0/o 0/o % 
2. Schwerbehinderte, die pllegebedürltig im Sinne 
des § 69 Abs. 3 Satz 1 des Bundessozialhilfe-
gesetzessind 0 0 0 0 
3. Heimkehrer 0 0 0 0 
4. Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung . 0 0 0 0 
5. Vertriebene 0 0 0 0 
6. Deutsche aus der SBZ oder Berlin (Ost) 0 0 0 0 
Falls zur Personengruppe Nr. 5 oder 6 zugehörig, 
wann wurde der Wohnsitz in die Bundesrepublik 








Sind Sie (Antragsteller) vom Familienhaushalt vorübergehend abwesend? 
Das trifft z. B. zu bei: 
29 
ja 0 nein 0 
Handelsvertreter, Arbeiter auf Montage oder oft auch bei in Aust 
dung befindlichen Personen 
Ist ein Familienmitglied, das zu Ihrem Haushalt gehörte, innerhalb der letzten 36 'Mon< 
gestorben? 
ja 0 nein 0 
Name des Verstorbenen Sterbetag 
Wurde die Wohnung nach dem Tod des Familienmitglieds gewechselt? 
ja 0 nein 0 
- Diese Angaben sind von Bedeutung, bis zu welchem Höchstbetrag die Miete . bei d 
Berechnung des Wohngeldes berücksichtigt werden kann. Verstorbene Familienmitglied 
zählen für 36 Monate nach dem Sterbetag weiterhin zum Familienhaushalt; längstens bis ' 
Aufgabe der Wohnung, die mit dem Verstorbenen gemeinsam benutzt wurde. 
30 
Soll das Wohngeld auf ein Konto überwiesen werden? 
ja 0 nein 0 
Falls das Wohngeld auf das Konto des Vermieters oder eines anderen empfangsberechtigt 
Dritten gezahlt werden soll: 
Name und Anschrift 
des Zahlungsempfängers: - ------------------------
Konto-Nr.l I I I I I I I I I I des Antragstellers O. des Ehegatten 
des Vermieters 0. _ des empfangsberechtigten Dritten 1 
bei der/beim -----------.B"'a"n"k-=o"d"er:-;;-Po"'s"'ts=-=ro=eck=a=m"'t -------------
Ich versichere, daß ich die vorstehenden Fragen vollständig und wahrheitsgemäß beantwortet habe; insbesond< 
bestätige ich, daß die unter Frage 19 aufgeführten Personen keine weiteren Einnahmen - auch nicht aus gelege 
Iichen Nebentätigkeiten - haben. -
Mir ist bekannt, daß ich gesetzlich verpflichtet bin, das Wohngeldamt unverzüglich zu unterrichten, wenn 
a) Änderungen in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen, die für die Leistung erheblich si1 
vor Erlaß des. Bewilligungsbescheides eintreten, 
b) der Wohnraum, für den Wohngeld gewährt wird, vor Ablauf des Bewilligungszeitraums nicht mehr v 
den zum Haushalt rechnenden Familienmitgliedern benutzt wird. 
Ich weiß, daß ich zu Unrecht empfangenes Wohngeld zurückzahlen muß. 
Berlin, den----------------




Iauwesen - Wohngeldamt -
2. l 
Antrag auT wonnge1a 
MletzuschuB 
ten Sie bitte die anliegenden Hinweise. Bitte deutlich, möglichst ln Blockschrift ausfüllen! - 0 = Zutreffendes bitte ankreuzen. 
Zum Nachwels der Angaben sind sämtliche entsprechenden Unterlagen beizufügen! 
Ich beantrage die Gewährung eines Mietzuschusses nach dem Wohngeldgesetz ln der Fassung vom 29. 8. 1977 
(GVBI. S. 1949) 
Antragsteller: 
Zuname Vorname 
Familienstand: ledig 0 verhelratet 0 verwitwet 0 geschieden 0 
Wohnung, für die Mletzuschuß beantragt wird: 
1000 Berlin 
Zustellpostamt Straße - Hausnummer 
Gebäudeteil Stockwerk Lage im Stockwerk ggf. VJohnungs-Nr . 
Falls Untermieter. 
wohnhaft bei: 
Sofern noch nicht in der genannten Wohnung wohnhaft, jetzige Anschrift: 
1000 Berlin 
Zustellpostamt Straße 
Falls Hauptmieter. wer Ist Vermieter oder Bevollmächtigter? 
'Iama Anschrift gg l . Telefonnummer 
Wann haben der Antragsteller oder die zu seinem Haushalt 
rechnenden Familienangehörigen diese Wohnung bezogen? 
Hausnummer 
- Die Fragen B 5 und 6 sind auch von Untermletern zu 'beantworten. 
Wann ist diese Wohnung bezugsfertig geworden? a) bis zum 24. Juni 1948 0 
Telefon-Nr. 
Name des Hauptmieters 
b) nach dem 24. Juni 1948 0: Jahr der Bezugsfertlgkelt: 19 __ 
Bei Bezugsfertigkeit der Wohnung nach dem 24. Juni 1948: Ist sie mit öffentlichen Mitteln gefördert worden? 
)a 0 nein 0 
Welche GesamtJiäche hat die Wohnung? . ___________ Quadratmeter 
Untermieter müssen die Flache der von ihnen ausschließlich genutzten Räume einsalzen) 
3ammelheizung (Zentral-, Fern- oder Etagenheizung) vorhanden? ja 0 nein 0 
'alls ja: . Zentral- oder Etagenheizung 0 Fernheizung Q 
g ~ OctU UUtH UU~I,;nfctUIII VUfllt:tiiUt:HI f 
10 Gesamtmiete (einseht. aller Umlagen, Vergütungen, Zuschläge) monatlich 
Darin sind enthalten: 
a) Kosten des Betriebes zentraler Heizungs- und Brennstoffversorgungsanlagen 
b) Umlagen für Fernheizung insges. ------ DM, 
davon entsprechen den unter a) genannten Kosten . . 
c) Kosten des Betriebes zentraler Warmwasserversorgungsanlagen 
d) Umlagen für Fernwarmwasser lnsges. DM, 
davon entsprechen den unter c) genannten Kosten 
e) Untermietzuschläge . . ... . . 
f) Zuschläge für die Benutzung von Wohnraum zu anderen als Wohnzwecken 
g) Vergütungen für die Überlassung von Möbeln (mit Ausnahme von Einbaumöbeln, soweit 
sie üblich sind) . . . . . . . . . . . . . . . . . .... . ... . 
h) Vergütungen für die Überlassung von Waschmaschinen und Kühlschränken 
11 Welche der unter B 10 a bis h genannten Umlagen, Vergütungen und Zuschläge sind ln der 
Miete enthalten, ohne daß ein besonderer Betrag hierfür angegeben Ist? 
a 0 b 0 c 0 d 0 e 0 f0 g 0 h 0 
11 a Werden zur Bezahlung der Miete Belträge von a~derer Seite gewährt? 
Wenn ja, in welcher Höhe monatlich: DM 
12 Falls eine Wohnung im eigenen Haus bewohnt wird: Der Mietwert der Wohnung beträgt 
monatlich . . . . . . . . . . . . . .. . .. . 
Von der Gesamtfläche der Wohnung sind untervermietet: 
Jet u lltllll 
ja 0 nein 
(Die Einnahmen aus Untervermietung sind ohne Untermietzuschlag und ohne Kosten für sonstige Nebenleistung 
- z. B. Frühstück, Zlmmerreinigung, Stromkosten u. ä. - anzugeben.) 
13 ___ Leerzimmer mit _____ Quadratmetern für monatlich 
14 ___ vollmöbl. Zimmer mit _____ Quadratmetern für monatlich 
15 _ __ tellmöbl. Zimmer mit----- Quadratmetern für monatlich 
16 Von der Gesamtfläche der Wohnung werden 
a) selbst ausschließlich gewerblich oder beruflich benutzt __ Räume mit ____ Quadratmete 
b) unentgeltlich an nicht zum Haushalt rechnenden Personen überlassen __ Räume mit ____ Quadratmete 
17 Ist ein zum Haushalt rechnendes Familienmitglied Innerhalb der letzten 3 Jahre vor dem Monat 
der Antragstellung verstorben? 
Name des Verstorbenen wann verstorben 
17a Falls ja: Wurde die Wohnung nach dem Tod des Familienmitgliedes gewechselt? 
ja 0 nein 
ja 0 nein • 
Hausnan fuhren, aber auch solche, die nur vorübergehend abwesend sind}: 
- Unter lfd. Nr. 1 ist immer der Antragsteller einzutragen -
lfd. Zuname Vorname Geburtsdatum Verwandtschaftsverhältnis 








Einkommensverhältnisse der unter C 1 aufgeführten Familienmitglieder: 
Zu E i n n a h m e n aus nichtselbständiger Arbeit E i n n a h m e n anderer Art 
Beruf 
lfd. 
- Einnahmen aus Untervermietung sind unter 813-15 anzugeben -
Nr. 
aus 
c 1 monatlicher Werden erhöhte Art der Einnahme monatlicher Betrag 
Bruttobelrag Werbungskosten (z. B. aus selbständiger Arbeit, aus Kapital-
geltend gemacht? vermögen oder Sparguthaben (Dividenden, 
Zinsen), Renten, Unterhalt, Sachbezüge, 
DM (ja - nein) Sozialhilfe) DM 
1 
Sind Änderungen bei den vorstehend aufgeführten Einnahmen eines oder mehrerer Familienmitglieder innerhalb der 
nächsten 12 Monate zu erwarten? 
Name des Familienmitgliedes Grund 









Name und Anschrift 
des Berechtigten 
Der Unterhaltsbetrag is t I die Unterhallsbeträge sind I bestimmt für 
Verwandtschafts-
verhä ltnis 
ja 0 nein 
Höhe des 
Betrages mtl. 





b) die auswärtige Unterbringung einer in der Berufsau sbildung befindlichen, nicht zum Haushalt rechnenden Person Q 
c) eine nicht zum Haushalt rechnende Person 0 
Bitte beachten Sie die Hinwaise zu C 6 und zu II Familienmitglied aus Tabelle C 1 
Ud. Nr.: 
1. Schwerbehinderte ....... . ... . 
falls ja, Grad der Schwerbehinderung ln % 
2. Schwerbehinderte, die pflegebedürftig Im Sinne des § 69 
Abs . 3 Satz 1 des Bundessozialhilfegesetzes sind · 
3. Heimkehrer 
4. Opfer der natlonalsoziapstiscben Verfolgung 
5. VertrleQ.ene I Sowjet~onenflüchtilnge . 
6. Deutsche aus der SBZ oder Berlln (Ost) 
Falls zur Personengruppe Nr. 5 oder 6 zugehörig, 








0 0 0 
___ % ___ % 0 
--- ' 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
0 0 0 
(West) verlegt? .. .. . . . . ... . . . , ... ... ... . 
--------
Hat ein unter C 1 aufge.führtes Familienmitglied einen Antrag auf Rente oder rentenähnliche Bezüge gestellt, über d• 
noch nicht e~tschleden worden Ist? 
[) 1 Hat ein unter C 1 aufgeführtes Familienmitglied Im Jahr der Antragstellung Vermögensteuer zu 
entrichten? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
2 Wird bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für eine andere Wohnung gewährt oder 
Ist Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für eine andere Wohnung beantragt worden? 
falls ja, für welche: 
3 Ist der Antragsteller vom Familienhaushalt vorübergehend abwesend? 
Werden äem Antragsteller oder seinen zum Haushalt rechnenden Familienangehörigen Leistungen 
aus Mitteln der Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge gewährt oder sind solche Leistungen beantragt 
worden? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..... . 
Besteht ein verwandtschaftliches Verhältnis zwischen Antragsteller und Untermieter oder Haupt-
mieter? .................................... .. . . 
falls ja: 
Name des Untermieten oder Hauptmieters Verwandtschallsverhältnis 
ja 0 nein I 
ja 0 nein I 
ja 0 nein I 
ja 0 nein I 
ja 0 nein ( 
ja 0 nein I 
E Soll das Wohngeld auf ein Konto überwiesen werden? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ja 0 nein I 
2 Falls das Wohngeld auf das Konto des Vermieters oder eines anderen empfangsberechtigten Dritten ln Berlin gezal 
werden soll: 
Name und Anschrift 
des Zahlungsempfängers: - ---------------- ----------------
3 Konto Nr. des Antragstellers 0. des Vermieters 0. des empfangsberechtigten Dritten ( 
des Ehegatten 0 
bei der I beim 
KontofUhrendes lnstllu t Depka-Zwelgstel le 
Ich versichere, daß Ich die vorstehenden Fragen vollständig und wahrheitsgemäß beantwortet habe; lnsbesondet 
bestätige ·ich, daß die unter C 1 aufgeführten Personen keine weiteren Einnahmen - auch nicht aus gelegentliche 
Nebentätigkelten - haben. 
Mir ist bekannt, daß Ich gesetzlich verpflichtet bin, das Wohngeldamt unverzüglich zu unterrichten, wenn 
a) Änderungen in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sin• 
vor Erlaß des Bewilligungsbescheides eintreten, ' 
b) der Wohnraum, für den Wohngeld gewährt wird, vor Ablauf des Bewilligungszeitraums nicht mehr vo 
den zum Ha.ushalt rechnenden Familienmitgliedern benutzt wird . 
Berlln , den--------------
· Unterschriftdes Antragstellers 
Das Wohngeldamt wird Sie nach Eingang Ihres Antrages 
um Vorsprache bitten, sofern dies zur Bearbeitung Ihres 
Antrages erforderlich ist. 
Der Vordruck ,.Antrag auf Wohng eld - Mietzuschuß -" 
gilt für Mietwohnungen, einzelne gemietete Räume, 
Wohnraum in Wohnheimen, Wohnbesitzwohnungen und 
Eigentümerwohnungen in Mehrfamilienhäusern . 
I. Was lsl bei den einzelnen Fragen zu beachten? 
Antragsteller ist nach dem Wohngeldgesetz der Mieter 
oder sonstige Nutzungsberechtigte des Wohnraumes, 
für den Wohngeld beantragt wird . Kommen mehrere 
Familienmitglieder in Betracht, so ist nur der Haushalts-
vorstand antragsbarechtigt. Als Haushaltsvorstand ist 
das Familienmitglied anzusehen, das im Zeitpunkt der 
Antragste llung den größten Teil der Unterhallskosten 
für die zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder 
trägt. 
Falls Ihnen die Wohnlläche Ihrer Wohnung nicht be -
kannt ist und Sie sie auch nicht au s Ihren Mietunterlagen 
ersehen können, fragen Sie hiernach bitte Ihren Ver-
mieter. 
Ein Bad oder Duschraum ist vorhanden, wenn Ihre 
Wohnung mit einer betriebsfähigen Badeeinrichtung in 
einem besonderen Raum mit zentralem oder besonderem 
Warmwasserbereiter ausgestattet ist. Nach allgemeiner 
Verkehrsauffassung ist unter einer Badeeinrichtung ein 
Bad mit Wanne oder Dusche zu verstehen. Betriebsfähig 
ist die Badeeinrichtung dann , wenn Sie zu Badezwecken 
jederzeit zur Verfügung steht . 
Beantworten Sie hier bitte zunäch st die Frage , welche 
Miete Sie insgesamt zahlen. 
Die se Fragen sind nur zu beantworten, soweit sie für 
Ihr Mietverhältnis zutreffen. 
Setzen Sie bitte nu r solche Beträge ein , die vertraglich 
besonders festgesetzt worden sind . Werden dagegen 
derartige Leistungen durch Ihre Miete (Unterm iete) ab-
gegolten. so kreuzen Sie bitte den ent sprechenden Kre is 
unter Frage B 11 an. 
Als Mie twert für die vom Antragsteller im eigenen Hause 
bewohnte Wohnung ist der Betrag anzugeben, welcher 
der Miete für eine vergleichbare Wohnung entspricht . 
Diese Fragen sind nur von Hauptmietern oder sonstigen 
Inhabern ganzer Wohnungen zu beantwor ten. 
Die Angabe der verstorbenen Famil ienm itglieder. die 
zum Haushalt gehörten, ist von Bedeutung für den 
Höch stbetrag der Miete. der bei der Wohngeldberech· 
nung zugrunde geleg t wird. Verstorbene Mitglieder 
werden für die Dauer von 36 Monaten nach dem Sterbe· 
monat weiterhin zu den Familienmitgliedern gerechnet. 
längstens jedoch bi s zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Wohnung, di e mit dem Verstorbenen gemeinsam benut zt 
wurde, aufgegeben worden ist. 
Zu den Familienmi tg liedern gehören: Der Ehegatte, 
Verwandte in gerader Linie (z. 8 . Großeltern. Ellern . 
Kinder . Enke l) , Verwa ndte zwei ten und dritten Grades 
in der Seitenlinie (z. B. Geschwister, Tanten, Nic llten. 
Neffen). Verschwager te in gerader Li nie (Scllwieger · 
eitern, Schwiegerkinder, Stiefeltern, Stiefkinder) sowh 
Verschwägerte zweiten und dritten Grades in der Seiten 
Iinie (Neffe oder Ni chte des Ehegallen) , Pflegekinde, 
ohne Rücksicht auf ihr Alter , Pflegeeltern . 
Mit ihrer lfd . Nr . aus Frage C 1 sind nur die zum Haus 
hall rechnenden Famlllenmllglfeder aufzuführen, di< 
über eigene Einnahmen verfügen. 
Es sind alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert anzu. 
geben, ohne Rücksicht auf Ihre Guelfe und ohne Rück· 
sieht darauf, ob die Einnahmen steuerpflic htig sind ode1 
nicht. 
Zu den Einnahmen aus nichlselbsländlger Arbeit gehö· 
ren u. a.: Löhne, Gehälter, Sachbezüg e, Gratifikationen 
Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine 
Beschäftigung im öffentli chen oder privaten Diensl 
gewährt werden, sowie Warte· und Ruhegelder , Witwen· 
und Waisengelder und andere Bezüge und Vorteile au ~ 
fr üheren Dienstleistungen . 
Zu den Einnahmen anderer Art gehören u. a.: Einnahmen 
aus selbständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb, aus Kapi-
talvermögen oder Sparguthaben (Dividenden, Zinsen) , 
aus Vermie tung und Verpachtung, aus La nd~ und Forst· 
wirtschaft, Renten aus der gesetzli chen Rentenversiche· 
rung (BfA , LVA) und solch e nach dem Buod esversor-
gungs·, Lastenausg leichs-, Entschädigungsgesetz, Kin· 
dergeld nach dem Kindergeldgeselz, Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenh ilfe, Krankengeld, Sozialh ilfe, Unlerhall s-
leislungen, Erziehungs-, Ausbildungs- und For tbildung s-
beihilfen (Stipendien) , Sachbezüge. 
Die Einnahmen sind ungekürzt (brulto) und einzeln 
anzugeben . 
3 Hier sind gegebenenfalls solche Familienmitglieder auf· 
zuführen, die z. B. Einnahmen aus einer sa i sonbeding~ 
ten Beschäftigung beziehen; in sbesondere Maurer. 
Zimmerleute, Gartenbauarbeiter . 
Kraft Geset zes unterhaltspflichtig sind : 
a) Ehegatten untereinander , 
b) Verwandte in gerader Linie untereinander, 
c ) der Vater gegenüber seinem nichtehelichen Kind , 
d) der Vater gegenüber der Mutter seines nichtehe· 
Iichen Kindes aus Anlaß der Geburt. 
e) geschiedene Eheg_atten untere inander . 
5 Nicht zum Haust1alt rechnende Personen sind Unter-
ha llsberecht ig te (s. C 4) , sofern sie mit dem Unterhalts-
pfli chtigen ke inen gemeinsamen Hausstand führen. 
Als Berufsa usbildung ist j ede Ausbi ldung anzusehen, 
welche die zur Ausübung eines künft igen Beru fes not· 
wendigen fachlichen Fer tigkeiten und l<enntnisse in 
einem geordneten Ausbildungsgang vermi ttelt . 
6 So fern Familienm itg li eder den nachstehend aufge führ -
ten Personengruppen angebOren, setzen Sie bi tte hi er 
die entsprechende laufende Nummer aus C 1 ein und 
kreuzen den Kreis an. dessen l\1erkmal zutre ffend ist. 
Zu den besonderen Personengruppen !lilC h ~ 16 und 
§ 8 Abs. 2 des Woh ngeldgese tzes gehoren: 
1. Sclw1er l>ehrnder te. 
fähigkeit um wenigstens 50 vom Hundert, die 
pflegebedürftig im Sinne des§ 69 Abs. 3 Satz 1 des 
Bun·dessozialhilfegesetzes sind, 
3. Heimkehrer im Sinne des Heimkehrergesetzes, die 
nach dem 31. Dezember 1948 zurückgekehrt sind, 
4. Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung und 
ihnen Gleichgestellte im Sinne des Bundesentschädi-
gungsgesetzes, 
5. Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge im Sinne der 
§§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes, 
6. Deutsche aus der SBZ Deutschlands und dem sowje-
tisch besetzten Sektor von Berlin im Sinne des § 1 
des Flüchtlingshilfegesetzes. 
D 1 Die Beantwortung dieser Frage ist im Hinblick auf § 20 
des Wohngeldgesetzes erforderlich. Nach dieser Vor-
schrift wird Wohngeld in der Regel versagt, wenn ein 
zum Haushalt rechnendes Familienmitglied im Jahr der 
Antragstellung Vermögensteuer zu entrichten hat. 
Ist Vermögen vorhanden, für das keine Vermögensteuer 
zu entrichten ist, so sind aber die evtl. daraus erzielten 
Erträge (Dividenden, Zinsen usw.) als Einnahmen unter 
C 2 anzugeben. 
3 Für die Beantwortung dieser Frage kommt es wesent-
lich auf die Umstände des Einzelfalles an. Familien-
mitglieder rechnen auch dann zum Haushalt, wenn sie 
vorübergehend abwesend sind. Vorübergehend ab-
wesend sind Familienmitglieder, wenn der Familien-
haushalt während der Abwesenheit Mittelpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen bleipt. Das trifft z. B. bei Trennungs-
entschädigungsempfängern, Handelsvertretern, Reisen-
den und häufig auch bei in Ausbildung befindlichen 
Personen zu. 
II. Welche Untertagen sind beizufügen? 
Um eine reibungslose Bearbeitung Ihres Antrages zu 
erreichen, fügen Sie bitte ~ soweit zutreffend ~ fol-
gende Unterlagen bei. Unterlagen, die Sie nicht aus der 
Hand geben wollen, sind auf Verlangen zur Einsicht-
nahme vorzulegen. 
Miet- oder Nutzungsvertrag, evtl. Vorvertrag, 
Mietbuch oder -quittungen, 
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Nachweise über die unter B 10 a bis h aufgef 
Kosten, Umlagen, Zuschläge und Vergütungen, 
Nachweis über die Höhe der Einnahmen aus Un1 
mietung, 
Nachweis über die Höhe der geleisteten Unte 
zahlungen, 
Nachweis über die Zugehörigkeit zu besondere1 
sonengruppen: 
z. B. Ausweis nach dem Bundesvertriebeneng 
Notauf nahm ebesch e i d, Sc h werbehindertenaus wei 
entsprechender Anerkennungsbescheid als Behin( 
Bescheid des Sozialamts über die Gewährun· 
Pflegegeld nach § 69 Abs. 3 Satz 1 des Bundes 
hilfegesetzes oder Bescheid über den Bezug von F 
geld nach § 35 des Bundesversorgungsgesetze: 
nach§ 558 der Reichsversicherungsordnung. 
Sämtliche Einnahmen sind durch entsprechend 
scheinigungen, Bescheide oder ähnlich zu beleger 
Insbesondere ist für jedes Familienmitglied, da 
nahmen aus nichtselbständiger Beschäftigung ha 
Verdienstbescheinigung vorzulegen. Vordrucke I 
lassen Sie sich bitte von Ihrem Wohngeldamt at 
digen und dann von den Arbeitgebern, eventuel l 
von der Krankenkasse ausfüllen. 
Über die Höhe von Einnahmen aus Lehr- oder J 
dungsverhältnissen und die Dauer dieser Verhä 
sind ebenfalls Nachweise, z. B. der Lehrvertrag, 
legen. 
Werden Sie zur Einkommensteuer veran lagt. leg• 
bitte den letzten Einkommensteuerbescheid, der 
auszahlungsbescheid und die letzte Einkommem: 
erklärung vor. Zu Ihren Mitwirkungspflichten nacl 
Ersten Buch des Sozialgesetzbuches gehört, dc 
die Einkommensteuererklärung bis zum 31. Mai 
Jahres für das vorausgegangene Kalenderjahr ab~ 
Prüfen Sie bitte noch einmal Ihre Angaben im A 
ob Sie für deren Richtigkeit einstehen können. Wer 
wissentlich falsche Angaben eine Uberzahlun! 
Wohngeld herbeiführt, muß die überzahlten ß, 
zurückzahlen und bei Betrug mit strafrechtliche 
folgung rechnen. 
At.""" I YII:::JU.,I._. .... ._._., I 1'"-'lll"-" • L-V ~,...,._ II II lVII YY.._,I LV....,11.._, I IIII YYV IUV o 
Nohngeldstelle hilft, wenn Sie Fragen haben. 
- Wohngeldstelle -ts D Bezirksamt 
DOrtsamt 
, ] 
Entg~geng?nomme_!1 _~ ~------,-Nc-m 
Gz. EA _________ _ _ 
Antrag auf Gewährung von Wohngeld (Mietzuschuß) 
Name I Vorname geboren am 
Antragsteller 
Qtedig 0 verheirate t Overwitwet D geschieden 0 getrennt lebend 
e:J Selbständiger ~ Beamte r e:J Angestellter ~Arbeiter ~Rent~e r 
~Pens ionär ~ Student ~ Arbeitsloser ~sonstiger Nichterwerbstätiger 
Straße, Hausnummer, Stockwerk, Zustellpostamt 
Anschrift 
Für welche Wohnung beantragen Sie Wohngeld? 
DAnschri ft wie oben 
O andere Anschrift:--------- ------------------
Wie nutzen Sie die Wohnung? Als [i] H 1 . 1 0 aupm1e er 
Wer ist der Vermieter? 
~ Untermieter/ Heimbewohner 
~ Bewohner einer Woh11ung im eigenen Mehrfamilienhaus 0 oder gemischt genutzten Haus 
[§] Sonstiger Nutzungsberechtigter 
D (zum Beispiel Bewohner einer Genossenschaftswohnung) 
~ Wohnbesitzberechtigter 
Name/Firma, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort 
Beziehen Sie bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für 
diesen oder anderen Wohnraum? 
Haben Sie bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für 
diesen oder anderen Wohnraum beantragt? 
Falls ja: Für welche Wohnung (Anschrift)? __________________________ _ 
Art der Leistung? ___________ Für welchen Zeitraum? von ____ _ 
Von welcher Stelle? ________________________ -=::-------;::::o---
Nutzen Sie die Wohnung nur vorübergehend? 
An wen soll das Wohngeld Name/Vorname 
überwiesen werden? 
Kontonummer _____ ----::----:----::--c----::--,---,---:-----:--------------
8ank, Sparkasse, Postscheckamt bei ______________ __________________ _ 
Bankleitzahl 
Wohnen in Ihrer Wohnung Familienmitglieder oder andsre Personen, 
die nicht zu Ihrem Haush21.lt gehören? Dnein 
~ Welche Familienmitglieder (einschließlich vorübergehend Abwesender) und andere 
Personen gehören zu Ihrem Haushalt? 









D Welche Einnahmen in Geld und Geldeswert einschließlich Zinsen, Dividenden u.s.w. (ohne Untermieteinnahmen) haben die in der Aufstellung zu CV angegebenen Personen? 
IId. !.[j] (g] 11] Belriebsaus- Amtliche Vermerke Nr. Art der Einnahme t~ Bruttoeinnahme gaben, erhöhte (nicht vo·m Antragsteller aus ~ ~~ DM Werbungskosten auszutOllen) (j) ~~ DM 
D D [] 
D D D 
D D D 
D [] [] 
D [] [] 
D D D 
D D D 
D [] [] 
Sind die Einnahmen der in der Aufstellung zu CV angegebenen 
D ia On, Personen erheblichen Schwankungen unterworfen? 
Falls ja : Bei wem? Laufende Nummer ___ 
Welche Schwankungen? 
Werden sich die Einnahmen der in der Aufstellung zu CV angegebenen 
Dia Dm Personen innerhalb der nächsten zwölf Monate voraussichtlich ändern? 
Falls ja: Bei wem? 1. Laufende Nummer Ab wann? Auf welche Höhe? D 
2. Laufer.de Nummer Ab wann? Auf welche Höhe? D 
~ Beiträge zur sozialen Sicherung und Steuern vom Einkommen 
Entrichtet eine in der Aufstellung zu CV angegebene Person 
a) Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit? Dia Dm 
b) laufende Beiträge zu öHenllichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen 
Einrichtungen, die hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung Pflichtbeiträgen 
Dia Dm zu Sozialversicherung entsprechen? 
Falls ja: Wer? Laufende Nummer Laufende Nummer 
Entrichtet eine in der Aufstellung zu CV angegebene Person 
Dia On, Steuern vom Einkorrmen? 
Falls ja : Wer? laufende Nummer _ _____ _ _ Laufende Nummer _ __ 
0 Ist eiöle in der Aufstellung unter er. angegebene Person 
vermögenssteuerpflichtig? D io O n, 
Falls ja: Wer? Laufende Nummer _ _ _ ____ Laufende Nummer __ 
-- - --
----- - - -- - -- - -
-·- --- -
Rechnen zum Haushalt Kinder, für die Kindergeld nach dem Bundeskinder-
geldgesetz oder eine vergleichbare Leistung nach §8 Absatz 1 dieses 
Gesetzes gewährt wird? OJa 
Falls ja: Für welche in der Aufstellung zu (j) angegebenen Kinder? 
Laufende Nummer/n - ------------------------
Wer ist der Empfänger dieser Leistung/en? ---:o=o:------------------
Bezieht eine in der Aufstellung zu (j) angegebene Person Kindergeld oder eine 
vergleichbare Leistung für nicht zum Haushalt rechnende Kinder? OJa 
=aus ja: Für we n? 
Na me Geburtsdatum 
Wer ist der Empfänger dieser Leistung /en? 
Anschrift 
Ist die Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert worden? 
Wann war die Obis Ende 1918 
Wohnung zum ersten 0 1919 bis zum 20. Juni 1948 
Mal bezugsfertig? D nach dem 20. Juni 1948, und zwar im Jahre l'-'-1 9"-------:----' 
Welche Gesamtfläche hat die Wohnung? m2 
Hat die Wohnung Sammelheizung/Etagenheizung? 
Fernheizung? 







Tag , Monal, Jahr Amtliche Vermerke 
Ab wann zahlen Sie für die Wohnung Miete o. Nutzungsentgelt? (nicht vom Antrags teile• 
W I h tl . h G ' ' hl' ßl' h II U I dV .. auszufüllen) e c e mona 1c e esamtm1ete emsc 1e 1c a er m agen un ergutungen, 
aber ohne Sonderzahlungen (z.B. Garage) zahlen Sie? nM 
Sind in der Gesamtmiete Beträge enthalten für: 
ja nein falls ja: 
/ ~Betrag nicht 
0 0 
Betrag festgesetzt auf festgesetzt 
1. Heizung? DM 0 
~ . 1Narmwasser? 0 0 DM 0 
3. Unterve rmietung? D 0 DM 0 
l. Benutzung von Wohnraum D 0 0 zu anderen als Wohnzwecken? DM 
5. Vollmöblierung? 0 0 DM 0 
Teilmöblierung? D 0 DM 0 
3. Kühlschrankbenutzung? D 0 DM 0 
7. Waschmaschinenbenutzung? 0 D DM 0 
l ----------- D 0 ____________________ DM 0 
Welche Beträge zahlen Sie neben der 
Miete für Fernheizung? monatlich ___________ DM 
Welche Anlagekosten \Grundpreis) 
::Jinschl. Mehrwertsteuer sind 
:Jarin enthalten? monat lich DM 
VVird ein Teil des Wohnraums vo11 einer in der Aufstellung zuQ)angegebenen 
PerSOll gm.verblich oder berufl ich genutzt? 
Falls ja: ___ Raume, ___ m, 
-1aben Sie einen Teii des \I'Johnraums er.tgelilich oder unentgeltlich einem 
3nderen i.:ll)erlassen, insbesondere untervermietet? 
=ötis ja . Bitte I ur iedP. t;oer la&sur.g oder Untervermietung eine Erkl3rung (besonderes Formular) ausfü:.an. 
Tragen andrc;re Personen. Firmen oder Behörden zur Miete bei? 
Dja Onein I 
Dja Dnein 
Dja Dnein 
=a!IS ja. V·lt= r l DM 
_ ~ ~--~-------=-~n_,.,_el_ch_er_m_on_a_tlic_h_en_H_öh ".'e?'....= =====:_':""'J 
Ist eine in der Aufstellung zu (j) angegebenen Person 
schwerbehindert ? Dia 
Falls ja: Bitte laufende Nummer und 
Grad der Erwerbsminderung eintragen 
Dnein 
I vH. I v.H.I 
Falls ja: Bitte laufende 
Nummer eintragen. 
Enthalt der Ausweis das Merkzeichen H? 
Sind Sie pflegebedürftig im Sinne des § 69 BSHG 
oder erhalten Sie ein Pflegegeld nach § 69 BSHG, 
§ 558 RVO oder eine Pflegzulage nach § 35 BVG? 
Heimkehrer (Rückkehr nach dem 31 . Dez. 1948) 
oder Opfer nationalsozialistischer Verfolgung? 
Vertriebener, DDR-Flüchtling oder Deutscher aus 





Falls ja: Wann wurde der Wohnsitz in die 
Bundesrepublik Deutschland einschließl ich 
Berl in (West) verlegt? 
Datum I Datum 
]) Ist ein bisher zum Haushalt rechnendes Familienmitglied innerhalb 
der letzten 36 Monate vor dem Monat der Antragstellung verstorben? 
Falls ja: We(I, ___ _____________ Wann? _ ________ _ 
I-laben Sie danach die Wohnung gewechselt? 
Falls ja: Wann? _ ___________________ ______ _ 
Haben Sie nach dem Sterbetag Ihres Familienmitgliedes eine weitere 
Person in den Haushalt aufgenommen? 
Falls ja: Wen? Wann? 
§) Leistet eine in der Aufstellung zu (j) angegebene Person Aufwendungen 
1 zur Erfüllung gesetzlicher Unte rh~ lt sverpflichtunge n? 
~ja: Bitte besonderes Formblatt ausfüllen! 
Ich versichere, daß die vorstehenden Angaben richtig und vollständig sind. 
Mir ist bekannt, daß ich gesetzl ich verpflichtet bin, 






2. unverzüglich anzuzeigen, wenn der Wohnraum, für den Wohngeld gewährt wird, vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes nicht me 
von allen angegebenen Personen benutzt wird , 
3. das zu Unrecht empfangene Wohngeld zurückzuzahlen, wenn ich die ungerechtfertige Gewährung zu vertreten habe. ln diesem 
Fall muß ich unter Umständen mit einer strafrechtlichen Verfolgung rechnen. 
Datum I Unterschrift des A,ltragstellers 
0 Die Angaben sind geprütt 
D Die Angaben zu Nr. - --------- v1 urden 
im Einvernehmenmil dem Ant rags teUer 
Oergänzt 0 geändert 
ERLÄUTERUNGEN ZUM ANTRAG AUF GEWÄHRUNG VON 
WOHNGELD (i\llietzuschuß) 
(Die Randnummern beziehen sich auf die entsprechenden Nummern des Antragvordrucks) 
iehr geehrter Antragsteller! 
Das Wohngeld kann nur berechnet werden, wenn Sie die Fragen im Antrag vollständig 
beantworten. ---
Fügen Sie bitte alle Originalunterlagen bei, damit der Antrag bearbeitet werden kann. 
Die Unterlagen erhalten Sie bald zurück. 
Wenn es für die Entscheidung über Ihren Antrag erforderlich ist, kann die Wohngeldstelle 
Auskünfte von Arbeitgebern, Vermietern oder Behörden einholen. 
Beantragen Sie das Wohngeld rechtzeitig . 
Wohngeld wird nur vom Beginn des Monats an gewätu·t, in dem der Antrag eingeht. 
Bitte schreiben Sie deutlich und vergessen Sie nicl·ot zu unterschreiben! 
) Antragsberechtigt sind Mieter, Untermieter und ihnen vergleichbare Nutzungsberechtigte (Inhaber 
von Genossenschaftswohnungen oder Stiftswohnungen, Bewohner von Wohnheimen, Inhaber miet-
ähnlicher Dauerwohnrechte). Ferner sind antragsberechtigt Eigentümer von Mehrfamilienhäusern , 
gemischt genutzten Gebäuden oder Geschäftshäusern, wenn s ie eine Wohnung im eigenen Haus 
bewohnen. 
Gehören zum Haushalt mehrere Familienmitglieder, so ist der Haushaltsvorstand antragsberechtigt. 
Haushaltsvorstand ist das Familienmitglied, das im Zeitpunkt der Antragstellung den größten Teil der 
Unterhaltskosten für die zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder trägt. 
Nicht antragsberechtigt sind Personen, die vorübergehend außerhalb des Familienhaushalts leben. 
D Vergleichbar sind Leistungen aus öffentlichen Kassen, die dazu bestimmt sind, die Miete für die 
Wohnung oder einzelne Räume ganz oder teilweise zu decken. 
Nicht vergleichbar sind Leistungen zum Beispiel für die Unterkunft nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz und dem Bundesversorgungsgesetz, der Ortszuschlag zu den Bezügen der Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes. 
) Eine Wohnung wird vorübergehend genutzt, wenn der Familienhaushalt des Antragstellers weiter-
hin der Mittelpunkt seiner Lebensbeziehung bleibt (zum Beispiel Trennungsgeldempfänger, in der 
Regel Auszubildende, verheiratete Seeleute, Kranke in Krankenhäusern und Heilanstalten, Insassen 
von Strafanstalten, deren Aufenihalt zeitlich begrenzt ist). 
~ Der Antragsteller kann das Wohngeld auch an den Vermieter überweisen lassen. 
D Zum Haushalt des Antragstellers gehören zum Beispiel nicht: 
verheiratete Kinder des Antragstellers, die mit ihrer Familie Räume in der Wohnung des Antrag-
stellers bewohnen und darin eineil selbständigen Haushalt führen, sowie Untermieter. 
) Familienmitglieder sind der Antragsberechtigte und seine folgenden Angehörigen: 
der Ehegatte, sowie zum Beispie l: 
Großeltern. Ellern. Kinder. Enkel. 
Geschwister. Tanten. Neffen. 
Schwtegerelt ern. Schwiegerktnder. 
Stiefeltern. Stiefk inder. 
Schwager. Schwagerin und deren Kinder rlurctt E:helic:hkei tserklärung mit ihm verbundene P,ersonen, 
Pflegektnder ohne Rucksicht auf ihr Alter und Pliegeelte rn . 
Familienmitglieder rechnen zum Haushalt, wenn sie mit dem Antragsteller eine Wohn- und Wirt-
schaftsgemeinschaft führen, das heißt, wenn sie Wohnraum gemeinsam bewohnen und sich ganz 
oder teilweise gemeinsam mit dem täglichen Lebensbedarf versorgen. 
Zu vorübergehend abwesenden Familienmitgliedern vergleichen Sie bitte die Erläuterung zu@). 
Es sind auch Personen anzugeben, die mit dem Antragsteller eine Wohn- und Wirtschaftsgemein-
schaft führen, ohne Familienmitglied zu sein. 
® Geben Sie bitte an, unter welcher laufenden Nummer der Bezieher des Einkommens in der Aufstellung 
zu(f)angegeben ist. 
Es sind alle (auch einmalige) Einnahmen in Geld oder Geldeswert brutto und einzeln anzugeben. 
Hierzu gehören unter anderem: 
a) Löhne, Gehälter (einschließlich Einnahmen aus Neben- und Aushilfstätigkeit, Entgelt für Über-
stunden, Sonntags-, Feiertags-, Nachtarbeit), Sachbezüge, Gratifikationen, Tantiemen, Trink-
gelder, vermögenswirksame Leistungen der Arbeifgeber nach dem 3. Vermögensbildungsgesetz 
und andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung im privaten oder öffentlichen Dienst 
gewährt werden, Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder sowie andere Bezüge und 
Vorteile aus früheren Dienstleistungen. 
Die Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit sind durch Verdienstbescheinigungen des Arbeif-
gebers (auf amtlichen Vordrucken) nachzuweisen . 
Vordrucke erhalten Sie in der Wohngeldstelle. 
b) Einnahmen aus Kapitalvermögen (Zinsen, Dividenden), aus Vermietung und Verpachtung, aus 
Gewerbebetrieb, aus Land- und Forstwirtschaft. Die Einnahmen sind durch den letzten Einkommen 
Steuerbescheid, ergänzende Vorauszahlungsbescheide, die letzte Einkommensteuererklärung 
::>der in sonstiger geeigneter Weise nachzuweisen (zum Beispiel Steuerquittungen, Bescheini-
gungen des Geldinstitutes) 
c) Einnahmen aus Unterhaltsleistungen (auch Sachleistungen), Sozialhilfe, Arbeifslosengeld, Arbeits· 
losenhilfte, Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Stipendien. 
Für alle Einnahmen ist der Zeitraum anzugeben, in dem sie erzielt wurden. ln der Regel sind die 
Einnahmen aus den letzten sechs Monaten vor der Antragstellung nachzuweisen. Bei erheblichen 
Schwankungen sind die Einnahmen des letzten KalenderJahres oder der letzten zwölf Monate vor 
der Antragstellung nachzuweisen. 
Wenn sich die Einnahmen künftig ändern, so sind die zu erwartenden Einnahmen anzugeben 
und nachzuweisen. 
Einmalige Einnahmen sind als solche zu bezeichnen. Außerdem ist der Zeitraum anzugeben, dem 
sie zuzurechnen sind (zum Beispiel bei Gehaltsnachzahlungen). 
Die Werbungskosten/Betrlebsausgaben sind für jede Einkommensart gesondert anzugeben. Bei 
den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit beträgt der vorgeschriebene Pausch-Betrag der 
Werbungskosten zur Zeit jährlich 564,- DM; höhere Werbungskosten müssen nachgewiesen 
werden. Bei den Renten und den sonstigen Einnahmen dürfen nur die nachgewiesenen Werbungs 
kosten oder Betriebsausgaben im Sinne des Einkommensteuerrechts angegeben werden. 
® Belträge zu Versicherungen, die hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung den Pflichtbeiträgen zur 
SozialversichEnung entsprechen, sind Insbesondere freiwillige Beiträge zur Sozialversicherung, zur 
gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung einschließlich Krankentagegeldversicherung, zur 
Lebensversicherung, zur privaten Unfallversicherung, zu Pensions- und Versorgungskassen, zur 
Berufs- oder Qienstunfähigkeitsversicherung und zu Betriebsgemeinschaftskassen für zusätzliches 
Ruhegeld. 
Geben Sie bitte an, unter welcher laufenden Nummer die jeweilige Person 1n der Aufstellung zu 
®angegeben ist. 
@wenn Sie die Angaben nicht aus Ihren Unterlagen (Mietvertrag und ähnliches) entnehmen können, 
holen Sie bitte beim Verm;eter Auskünfte ein. 
Als Sammelheizung /Etagenheizung ist eine Zentralheizung anzusehen, an die alle Wohn- und 
Schlafräume der Wohnung angeschlossen sein müssen. Das gilt gegebenenfalls auch für Kachel-
ofen- Mehrraumheizungen sowie Nachtstrom- Speicherheizungen. 
~ Gesamtmiete ist das Entgelt für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraumaufgrund von Miet-
verträgen oder Nutzungsverhältnissen einschl.ießlich Umlagen, Zuschlägen und Vergütungen. Zur 
Gesamtmiete gehören auch die unter Nummern 1 bis 8 genannten Kosten, Zuschläge und Ver-
gütungen, die jedoch nicht zuschußfähig sind. Wenn die jeweiligen Beträge dafür dem Antragsteller 
nicht bekannt sind, wird von der Wohngeldstelle ein Pauschbetrag festgesetzt. 
Sonderzahlungen für Leistungen, die nicht die Wohnraumnutzung betreffen, (zum Beispiel Garage, 
Stellplatz oder Hausgarten) gehören nicht zur Miete. 
Falls Sie eine Wohnung im eigenen Mehrfamilienhaus oder in einem gemischt genutzten Haus 
bewohnen, tragen Sie bitte den Mietwert Ihrer Wohnung und die darin enthaltenen Nebenkosten ein. 
V Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens von Schwerbehinderten mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeil von 50 v.H. und mehr können Einnahmen bis zu einem Betrag von 1.500,- DM, 
bei Schwerbehinderten mit einer Mindert;ng der Erwerbsfähigkeit von 80 v.H. und mehr sowie bei 
Schwerbehinderten, die pflegebedürftig im Sinne von § 69 Absatz 3 Satz 1 des Bundessozial-
hilfegesetzes sind 2.400,- DM, abgesetzt werden. Der Nachweis der schweren Behinderung und 
des Grades einer auf ihr beruhenden Minderung der Erwerbsfähigkeit sind in der Regel durch 
Vorlage eines Ausweises nach § 3 Absatz 5 des Schwer'lehindertengesetzes zu führen. Die Pflege-
bedürftigkeit ist durch Vorlage eines Bescheides nachzuweisen. 
Bei Helmkehrern und Opfern nationalsozialistischer Verfolgung können Einnahmen bis zu einem 
Betrag von 1.200,- DM abgesetzt werden. 
Bei Vertriebenen, DDR-Flüchtlingen, sowie Deutschen aus der DDR oder Ber11n (Ost) können 
Einnahmen bis zu diesem Betrag abgesetzt werden, wenn seit der Stellung des ersten Antrages 
auf Gewährung von Wohngeld nicht mehr als vier Jahre vergangen sind und der Antrag innerhalb 
von sechs Jahren nach Verlegung des Wohnsitzes oder ständigen Aufenthalts in die Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) gestellt worden ist. 
!)Hat si_ch die Zahl der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder durch Tod verringert, so ist 
dies fur die Dauer von 36 Monaten nach dem Sterbemonat ohne Emfluß auf die maßgebende 
Haushaltsgröße, längstens jedoch bis zu einem Wohnungswechsel oder bis zur Aufnahme eines 
weiteren Familienmitgliedes in den Haushalt. 
~Unterhaltspflichtig sind kraftGesetzesfolgende Personen: 
1. Ehegalten einander 
2. Verwandle in gerader Linie einander 
(Kinder, Ellern, Großellern und Enkel) 
3. Der Vater gegenüber seinen nichtehelichen 
Kindern 
4. Der Vater gegenüber der Mutter seiner 
nichtehelichen Kinder aus Anlaß der Geburt 
5. Geschiedene Ehegalten einander 
1enn Sie weitere Auskünfte benötigen, stehen Ihnen die Sachbearbeiter gern zur Verfügung 
:>mmen Sie bitte zu den Sprechzeiten: 
montags von 8.00 bis 16.00 Uhr 
donnerstags von 8.00 bis 15.30 Uhr 
freitags von 8.00 bis 12.30 Uhr 
v1il freundlicheil Grüßen 
Ihre Wohngeldstelle 
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Als Nachweis zum Antrag auf Wohngeld kommen nachstehend aufgeführte Unterlagen in Frage: 
D Personalausweis 
D Anmeldebestätigung aller zum Haushalt rechnenden Familienangehörigen 
D Brutta-Verdienstbescheinigung (Vordruck) für jedes zum Haushalt rechnende Familienmitglied 
D Unterlagen über laufen(le Einnahmen aus Renten (Erst-Rentenbescheid und letzte Erhöhungs-
mitteilung), Leibrentenvertrag, Ruhegehälter, sonstige Versorgungsbezüge, Treuegelder oder Unter 
stützungen einschl. gezahlter Weihnachtsgelder oder Sonderzuwendungen aus ehemaligen 
Beschäftigungsverhältnissen 
D Belege über Krankengelder 
D Belege über Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
D Leistungsbescheide des Arbeitsamtes 
D Zahlungsbelege über Kindergeld des Arbeitsamtes 
D Belege Über Einkommen aus Unterhaltsleistungen 
(z.B. Urteil, Beschluß oder Vergleich, Zahlungsnachweis) 
D Belege über Unterhaltszahlungen lt. Vordruck 
(z.B. Urteil, Beschluß oder Vergleich, Zahlungsnachweis) 
D Letztelr Einkommensteuerbescheid und -erklärung, ergänzende Vorauszahlungsbescheide 
D Lehrvertrag 
D Immatrikulationsbescheinigung 
0 Flüchtlingsausweis, Notaufnahmebescheid oder Registrierschein für Aussiedler 
D Nachweise über Schwerbehinderung 
D Nachweise über den Bezug von Pflegegeld bzw. -zu lagen 
D Miet- oder Nutzungsvertrag 
D Bescheinigung des Vermieters über D wohnfläche D Baujahr der Wohnung 
D Letzte/r Mietquittung oder Überweisungsbeleg 
D Schreiben des Vermieters über Mietänderung 
D Nachweise über Zinsen und Dividenden aus Sparguthaben, Genossenschaftsanteilen, Wert-
papieren usw. 
D Bei Untervermietung: Erklärung lt. Vordruck 





- ---------------- -------- ---·--
i . 2. ] Bille beachten Sie 'IOr dem Ausfüllen das beiliegende Erläuterungsblatt! 
Sowe•t der Antrngsteller emzelne Fragen n1cht beantworten kann, 
wird die Bewilligungsstelle beim Ausfüllen behilllich sein. 
das 0 Bezirksamt 0 Ortsamt ----------- ------
EA-----------------
0 Posleingang am --- ----- --
0 Entgegengenommen am --------:-N:-m-,-, 
Antrag auf Gewährung von Wohngeld (Mietzuschuß) 
Es liegt in Ihrem Interesse, den Antrag sorgfältig und deutlich auszufüllen und . 
bei der Antragstellung alle in Betracht kommenden Unterlagen beizufügen. 
Name I V01name geh. am 
Antragsteller -----------------------------------
0 ledig 0 verheiratet 0 verwitwet 0 geschieden 0 getrennt lebend 
tJ Selbständiger Ej Beamter 
~ Rentner fj Pensionär 
tJ Angestellter 
~Student 




Falls Mietzuschuß für eine andere als die unter Nr. 3 bezeichnete Wohnung beantragt wird: 
St ra ße. Hausnummer, Stockwerk , Zus tellpostamt 
I Nutzungsverhältnis tJ Hauptmieter 
~ Untermieter I Wohnheimbewohner 
[2] sonst. Nicht· 0 erwerbstätiger 
tJ Bewohner einer Wohnung im eigenen Mehrfamilienhaus oder gemischt genutzten Haus 
~ sonstiger Nutzungsberechtigter 
Ej Wohnbesitzberechtigter 
Name I Firma. Straße, H ausnummer. Postleitzahl, Ort 
Vermieter -----------------------------------
Wird bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung IUr denselben oder anderen Wohnraum gewährt oder Ist 
Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung fOr denselben oder anderen Wohnraum beantragt worden? 0 ja 0 nein 
Falls ja: Für welche Wohnung (Anschrift) _____________ ___________ _ 
1 Wird die Wohnung vom Antragsteller nur vorübergehend benutzt? 
Ist ein zum Haushalt rechnendes Familienmitglied vermögensteuerpflichtig? 
1 Wohnen in der Wohnung Familienmitgl ieder oder andere Personen, die nicht zum Haushalt rechnen? 
Falls ja: Wer? 
1 Zahlung des Mietzuschusses 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
Zahlungsempfänger - ---------------------------------
Konto Nr. _____________ ______ ______________ _ 
Bank, Sprtrk<:~sso, Postscheckamt 
U(· • 
Bank le• t:ahl _ 
----·----
@ 
12.1 Zum Haushalt rechnende Familienmitglieder (elnschl. vorübergehend Abwesender) und ihre Einkommensverhältniss 









12.2 Sämtliche Einnahmen ln Geld und Geldeswert einschließlich Zinsen, Dividenden usw. (ohne Untermielelnnahmen) 
Nr. m 8] 










13. Belträge zur sozialen Sicherung und Steuern vom Einkommen 
13.1. Entrichten zum Haushalt rechnende Familienmitglieder 
Betriebs-
ausgaben, Amtliche Vermerke 
erhöhte (nicht vom Antragsteller 
Werbungs- auszufüllen} 
kosten 
a) Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit? 0 ja 0 nei 
b) laufende Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, die hinsichtlich ihre 
Zweckbestimmung Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung entsprechen? 0 ja 0 nei 
Falls ja: wer? Ud. Nr. ______ Ud. Nr. _ ____ _ 
13.2. Entrichtet eine der unter 1. aufgeführten Personen Steuern vom Einkommen? 0 ja 0 nei 
Falls ja: wer? Ud. Nr. _____ _ 
14. Sind die Einnahmen der unter 1 aufgeführten Personen erheblichen Schwankungen unterworfen? 0 ja 0 nei 
Falls ja : 1. bei wem? Ud. Nr. _____ 2. welche Schwankungen?-- ---------------
15. Werden sich die Einnahmen der unter 1 aufgeführten Personen innerhalb der nächsten zwölf Monate voraussichtlich änderr 
0 ja 0 nei 
Falls ja : bel wem? Ud. Nr. 2. ab wann? 3. in welcher Höhe? Dl 
@ Rechne.n zum Haushalt Kinder, für die Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) oder eine vergleichbare Leistun 
(§ 8 Abs. 1 BKGG) gewähr! wird? 0 jn 0 nei 
Wenn ja, 
0 für die im Haushalllebenden Kinder Nr. ___ _ 
0 für außerhalb des Haushalls lebende Kinder 
Name Geburtsdatum Anschrift 
\Ver ist der Empfänger dieser Leis tung/an?---------------------------
Ist die Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert worden? 
Welche Gesamtfläche hat die Wohnung? _______ m' 
Hat die Wohnung Sammelheizung/Etagenheizung? 
Fernheizung? 
Bad oder Duschraum? 
Bezugsfertig 0 bis Ende 1918 
0 1919 bis zum 20. Juni 1948 
0 nach dem 20. Juni 1948, Jahr der Bezugsfertigkei1 _ __ _ 
Tag, Monat, Jahr 
Für die Wohnung wird Miete oder Nutzungsentgelld gezahlt ab---------
Gesamtmiete (einschl. aller Umlagen, Vergütungen, ausschl. Sonderzahlungen, 
z. 8. Garage) ______ DM 







3. Untermietzuschläge D 
4. Zuschläge für die Benutzung von Wohnraum 0 
zu anderen als Wohnzwecken . 
5. Vergütung lür Vollmöblierung D 
Teilmöbllerung 0 
6. Vergütung für Nutzung von Kühlschrank 0 
Waschmaschine D 
~ 0 
2 ln der Miete sind nicht enthalten 
Kosten für Fernheizung mtl. 














(Nur ausfüllen, wenn der Antragsteller eine Wohnung im eigenen Hause bewohnt) 
Der Mietwert der Wohnung beträgt _ _ _ __ DM 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
Amtliche Vermerke 
(nicht vom Antragsteller 
auszufüllen) 
Wird ein Teil des Wohnraumes vom Antragsteller oder von zum Haushalt rechnenden Familienangehörigen ausschließlich 
gewerblich oder beruflich genutzt? 
Falls ja, Räume, qm 0 ja 0 nein 
Ist ein Teil des Wohnraumes entgeltlich oder unentgeltlich einem anderen überlassen, insbesondere 
untervermietet worden? 
Falls ja, ist für jede Überlassung oder Untervermietung eine Erklärung (II. Formblatt) auszufüllen. 
Werden Beiträge zur Bezahlung der Miete von anderen geleistet? 
0 ja 0 nein 
0 ja 0 nein 
Falls ja : 1. von wem? _ __________ 2. seit wann? ________ 3. in welcher Höhe? _ __ DM ml 
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@ Sind Sie oder ein zu Ihrem Haushalt rechnendes Familienmitglied 
26.1 schwerbehindert? 
Falls ja: Ud. Nr. der Familienmitg 
0 ja 0 nein 
Falls ja: _ __ o/o Erwerbsminderung. 
Enthält der Ausweis das Merkzeichen H? 0 ja D nein 
Erhalten Sie ein Pllegegeld nach§ 69 BSHG, § 558 RVO oder eine Pflegezulage nach§ 35 BVG? 0 ja D nein 
Falls ja: Bescheid vom , Höhe DM 
26.2 Heimkehrer (Rückkehr nach dem 31. Dezember 1948) oder Opfer nationalsoz. Verfolgung? 0 ja D nein 
26.3 Vertriebener/DDR-Flüchtling oder Deutscher aus der DDR oder Berlin (Ost)? 0 ja D nein 
Falls ja: Wann wurde der Wohnsitz in die Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin West} verlegt: _ _____ _ 
Ist ein bisher zum Haushalt rechnendes Familienmitglied innerhalb der letzten 36 Monate vor dem Monat 
der Antragstellung verstorben? Name, Vo rname, Geb. Oat 
Falls ja: Sterbetag Wer? _____________________ _ 
Wurde seitdem die Wohnung· gewechselt? 
Falls ja: wann? _______ _ 
Falls nein: Ist seit dem Tode ein neues Familienmitglied in den Haushalt aufgenommen worden? 
Falls ja: Wer? _________ __________ Seit wann? _______ _ 
28 . Werden von Ihnen oder einem zum.Haushalt rechnenden Familienmitglied Aufwendungen zur Erfüllung 
gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen geleistet? 
Falls ja : Bitte gesondertes Formblatt ausfüllen! 
Hinwels zu Nr. 28: Unterhaltspflichtig sind kraftGesetzesfolgende Personen: 
1. Ehegatten einander 3. Der Vater gegenüber seinen nichtehelichen Kindern 
0 ja 0 
0 ja 0 
0 ja 0 
0 ja o 
2. Ver•nanote in gerader Linie einander (Kinder, 4. Der Vater gegenüber der lvlutter seiner nichtehel. Kinder aus Anlaß der Gt 
Eitern, Großeltern und Enkel 5. Geschiedene Ehegatten einander 
Ich versichere, daß die vorstehenden Angaben richtig und vollotändlg sind. Mir Ist bekannt, daß Ich 
1. gesetzlich verpflichtet bin, Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistungen erheblich sind oder über die im Zw 
menhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, bis zum Erlaß des Bescheides unverzüglich mitzuteilen, 
2. gesetzlich verpflichtet bin, unverzüglich anzuzeigen, wenn der Wohnraum, für den Mietzuschuß gewährt wird, vor Ablauf 
Bewilligungszeitraumes nicht mehr von den zum Haushalt rechnenden Familienmitgliedern benutzt wird, 
3. den zu Unrechtempfangenen Mietzuschuß zurückzahlen muß, wenn ich die ungerechtfertigte Gewährung zu vertreten habe uno 
ich unter Umständen mit strafrechtlicher Verfolgung rechnen muß. 
Oalum /Un l erschr ill 
D Die Angaben sind geprüft 
D Die Angaben zu Nr. wurden 
im Einvernehmen mit dem Antragsteller 
D ergänzt D geändert 
Datum Nmz. 
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ERLÄUTERUNGEN ZUM ANTRAG AUF GEWÄHRUNG 
EINES MIETZUSCHUSSES NACH DEM WOHNGELDGESETZ 
{die Randnummern beziehen sich au f die entsprechenden Nummern des Antragsvordrucks) 
Antragsberechtigt sind Mieter, Untermieter und ihnen vergleichbare Nutzungsberechtigte (Inhaber von Genos-
senschaftswohnungen oder Stiftswohnungen, Bewohner von Wohnheimen, Inhaber mi etähnlicher Dauerwohn-
rechte} . Ferner sind antragsberechtigt Eigentümer von Mehrfamilienhäusern, gemischt genutzten Gebäuden oder 
Geschäftshäusern, wenn sie eine Wohnung im eigenen Haus bewohnen,. 
Gehören zum Haushalt mehrere Familienmitglieder, so ist der Haushaltsvorstand antragsberechtigt. Haushalts-
vorstand ist das Familienmitglied, das im Zeitpunkt der Antragste llung den größten Teil der Unterhaltskosten 
für die zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder trägt. 
Nicht antragsberechtigt sind Personen, die nur vorübergehend abwesend sind. 
Als vergleichbare Leistungen kommen solche Leistungen aus öffentlichen Kassen in Betracht, die dazu bestimmt 
sind, die Miete oder Belastung für die Wohnung oder einzelne Räume ganz oder teilweise zu decken h.B. BAföG). 
Als vergleichbare Leistungen sind z.B. nicht anzusehen Leistungen für die Unterkunft nach den Vorschriften des 
Bundessozialhilfegesetzes und des Bundesversorgungsgesetzes über die Kriegsopferfürsorge, der Ortszuschlag zu 
den Bezügen der Angehörigen des öffentlichen Dienstes. 
Eine Wohnung wird voriibergahend genutzt, wenn der Familienhaushalt des Antragste llers weiterhin der Mittel -
punkt seiner Lebensbeziehung bleibt (z.B . Trennungsgeldempfänger, in der Regel ferner verheiratete Seeleute, 
Kranke in Krankenhäusern und Heilanstalten, Insassen von Strafanstalten, deren Aufenthalt zeitlich begrenzt 
ist). Bei in Ausbildung befindlichen Familienmitgliedern ist das insbesondere der Fall, solange sie noch für ihre 
Lebenshaltung überwiegend von anderen zum Haushalt rechnenden Familisnmitgliedern unterstützt wcrd~~­
Familienmitglieder siehe zu 12.1. 
2"V Beispiel: 
zu 
Verheiratete Kinder des Antragstellers bewohnen mit ihrer Familie Räume in der Wohnung des Antragstellers 
und führen darin einen selbständigen Haushalt . 
Der Antragsteller kann sich damit einverstanden erklären, daß der Mietzuschuß an den Empfänger der Miete 
oder des Nutzungsentgelts gezahlt wird. 
12.1 Familienmitglieder sind der Antragsberechtigte und se ine folgenden Angehörigen : der Ehegatte, Verwandte in 
gerader Linie (z .B. Großeltern, Eitern, Kinder, Enkel), Verwandte 2. und 3. Grades in der Seitenlinie (z .B. Ge-
schwister, Tanten, Neffen), Verschwägerte in gerader Linie (z.B. Schwiegereltern, Schwiegorkinder, Stiefeltern, 
Stiefkinder), Verschwägerte 2. und 3. Grades in der Seitenlinie (z .B. Schwager, Schwägerin und deren Kinder), 
durch Ehelichkeitserklärung mit ihm verbundene Personen , Pflegekinder ohne Rücksicht auf ihr Alter und 
Pflegeeltern. 
Familienmitglieder rechnen zum Haushalt, wenn sie mit dem Antragsberechtigten eine Wohn- und Wirtschafts-
gemeinschaft führen. Familienmitglieder führen eine Wohn· und Wirtschaftsgemeinschaft, wenn sie Wohnraum 
gemeinsam bewohnen und sich ganz od6r teilweise gemeinsam mit dem täglichen Lebensbedarf versorgen. 
Zu vorübergehend abwesenden Familienmitgliedern vgl. Randnummer 8 . 
Es sind auch Personen anzugeben, die mit dem Antragsteller eine Wohn· und Wirtschaftsgemeinschaft führen , 
ohne Familienmitglieder zu sein. 
zu 
12.2 Es sind alle (auch einmalige) Einnahmen in Geld oder Geldeswert anzugeben ohne Rücksicht auf ihre Quelle 
und ohne Rücksicht darauf, ob sie steuerpflichtig sind. Die Einnahmen sind brutto und einzeln anzugeben. 
Hierzu gehören u .a.: 
a) Löhne, Gehä lter (einschließlich Einnahmen aus Neben- und Aushilfstätigkeit, Entgelt für Überstunden, 
Sonntags·, Feiertags-, Nachtarbeit), Sachbezüge, Gratifikationen, Tantiemen, Trinkgelder, vermögenswirksa-
me Leistungen der Arbeitgeber nach dem 3. Vermögensbildungsgesetz und andere Bezüge und Vorteile, die 
für eine Beschäftigung im privaten oder öHentlichen Dienst gewährt werden. Wartegelder, Ruhegelder, Wit-
·wen- und Waisengelder sowie andtlre Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstleistungen. Oie Einnahmen aus 
nichtselbständiger Arbeit sind durch Verdienstbescheinigungen des Arbeitgebers (auf amtlichen Vordruk· 
ken) nachzuweisen. 
b) Einnahmen aus Kapita lvermögen (Zinsen, Dividenden), aus Vermietung und Verpachtung, aus Gewerbe· 
betrieb, au$ Land- und Forstwirtschaft. Die Einnahmen sind durch den letzten Einkommensteuerbescheid . 
ergänzende Vorauszahlungsbescheide, die letzte Einkommensteuererklärung oder in sonstiger geeigneter 
Weise nachzuweisen (z.B. Steuerquittungen, Bescheinigungen des Geldinstitutes). 
c) Einnahmen aus Unterhaltsleistungen (auch Sachleistungen), Sozia lhilfe, Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Kinderge ld nach dem Bundeskindergeldgesetz, Stipendien. 
Für alle Einnahmen ist der Zeitraum anzugeben, in dem sie erzielt wurden (monatlich/jährlich). ln der Regel 
sind die Einnahmen in den letzten 6 Monaten vor der Antragstellung anzugeben. Bei erheblichen Schwankungen 
sind die Einnahmen des letzten Kalenderjahres oder der letzten 12 Monate vor der Antragstellung anzugeben. 
Ist zu erwarten, daß die Einnahmen im Bewilligungszeitraum von den bisherigen Einnahmen abweichen, so sind 
die zu erwartenden Einnahmen maßgebend und nähere Ang1ben zu machen. Das gilt z.B., wenn ein zum Haus-
hi.tlt rechnendes Familienmitglied aus dem Erwerbsleben ausscheidet und an die Stelle der Einnahmen aus nicht · 
se lbstä ndiger Arbeit die Rente tritt. 
F. i nm~ lige Einnahmen sind als so lche zu bezeichnen . Außerdem ist der Zeitraum anzugeben, dem sie zu zu rech· 
"t=? fl si11d (z .B. Gehaltsnachzahlungen im Januar 1978 für die Monate Juni bis Dezember 1977). 
8ie WArbungskosten/Betrieb&ausoaben sind für jede Einkommensart gesondert anzugeben. Bei den Einnahmen 
J U S n;c htselbständiger Arbeit beträgt der vorgeschriebene Pausch·Botrag der Werbungskosten z.Z. jährlich 
S64,- DM; höhere Werbungskosten müssen nachgewiesen werden. Bei den Renten und den sonstigen Einnah· 
:r,en dürfen nur die nachgewiesenen Werbungskosten oder Betriebsausgaben im Sinne des Einkommensteuer· 
rec':hts angegeben werden. 
13 ß..iJiträpo zu Venicherungen, die hinsichtlich ihrer Zweckbestimmung den Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung 
entsprec hen, sind insbesondere freiwillige Beiträge zur Sozia lversicherung, zur gesetzlichen oder privaten Kran· 
kenversicherung einschließlich Krankentagegeldversicherufl(], zur Lebensversicherung, zur privaten Unfallversi· 
che,.ung, zu Pensions· und Versorgungskassen, zur Berufs· oder Dienstunfähigkeilsversicherung und zu Betriebs· 
gemei nschaftskassenfür zusätzliches Ruhegeld. 
1e /\ ls Sammelhf'lizung/Eta~nheizung ist eine Zentralheizung anzusehen, an die alle Wohn · und Sch lafräume der 
V10hnung angeschlossen sein müssen. Das gilt ggf. auch für Kache lofenraumheizungen sowie Nachtstromspeicher· 
he izungen . 
16 2 
GP.,amtrniete ist das Entgelt für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraumaufgrund von Mietverträgen oder ähn-
l;chen Nu tzur.gsverhilltnissen einschließlich Umlagen, Zuschlägen und Vergütungen. Zur Gesamtmiete gehören 
~u c: h die u nter Nr. 1 - 7 genannten Kosten, Zuschläge und Vergütungen, die jedoch nicht zuschußfähig sind. 
V~ •" l f"l diP. jeweiligen Beträge dafür dem Antragsteller nicht bekannt sind, wird von der Bewilligungsstelle ein be· 
( •· ·~ rn t er Pauschbetrag festgesetzt. 
Lur Gesa mtmiete gehören nicht Sonderzahlungen für Leistungen, die nicht die eigentliche Wohnraumnutzung 
betre ff en , namentlich Vergütungen für die Überlassung einer Garage, eines Stellp latzes oder eines Hausgartens. 
® 
Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens von Schwerbehinderten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von 50 v.H. und mehr können Einnahmen bis zu einem Betrag von 1.500,- DM, bei Schwerbehinderten mit 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 v.H . und mehr sowie bei Schwerbehinderten, die pflegebedürftig 
im Sinne von § 69 Absatz 3 Satz 1 Bundessozialhilfegesetz sind, 2.400,- DM, außer Betracht bleiben. Der 
Nachweis der schweren Behinderung und des Grades einer auf ihr beruhenden Minderung der Erwerbsfähigkeit 
sind in der Regel durch Vorlage eines Ausweises nach § 3 Absatz 5 des Schwerbehindertengesetzes zu führen. 
Die Pflegebedürftigkeit ist durch Vorlage eines Bescheides nachzuweisen. 
Bei den unter 26.2 genannten Personen können Einnahmen bis zu einem Betrag von 1.200,- DM außer Be-
tracht bleiben. 
Bei den unter 26:3 genannten Personen können Einnahmen bis zu diesem Betrag dann außer Betracht bleiben, 
wenn seit der Stellung des 1. Antrages auf Gewährung von Wohngeld nicht mehr als 4 Jahre vergangen sind und 
der Antrag innerhalb von 6 Jahren nach Verlegung des Wohnsitzes oder ständigen Aufenthalts in die Bundes· 
republikeinschließlich Berlin (West) gestellt worden ist. 
Hat sich die Zahl der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder durch Tod verringert, so ist dies für die 
Dauer von 36 Monaten nach dem Sterbemonat ohne Einfluß auf die maßgebende Haushaltsgröße, längstens 
jedoch bis zu einem Wohnungswechsel oder bis zur Aufnahme eines weiteren Familienmitgliedes in den Haus· 
halt. 
Der Antragsteller ist verpflichtet, an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. Er hat insbesondere die ihm bekann· 
ten Tatsachen anzugeben und die erforderlichen Originalunterlagen beizufügen. Die Unterlagen werden zurückgegeben, 
sobald sie nicht mehr benötigt werden. 
Fehlen Unterlagen, muß der Antragsteller mit einer Verzögerung bei der Bearbeitung seines Ant'rages oder sogar mit 
einer Ablehnung rechnen. 
Die Wohngeldbewilligungsstellen können von Behörden, Arbeitgebern und Vermietern Auskünfte einholen, soweit es 
für eine Entscheidung über den Antrag erforderlich ist. 
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Als Nachweis zum Antrag auf Wohngeld kommen nachstehend aufgeführte Unterlagen in Frage: 
0 Personalausweis 
0 Anmeldebestätigung aller zum Haushalt rechnenden Familienangehörigen 
0 Bruttc-Verdienstbescheinigung (Vordruck) für jedes zum Haushalt rechnende Familienmitglied 
0 Unterlagen über laufende Einnahmen aus Renten ( Erst- Rentenbescheid und letzte Erhöhungsmitteilung), Leib-
rentenvertrag, Ruhegehälter, sonstige Versorgungsbezüge, Treuegelder oder Unterstützungen einschl. gezahlter 
Weihnachtsgelder oder Sonderzuwendungen aus ehemaligen Beschäftigungsverhältnissen 
0 Belege über Krankengelder 
0 Belege über Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
0 Meldekarte und Leistungsbescheide des Arbeitsamtes 
0 Zahlungsbelege über Kindergeld des Arbeitsamtes 
D Belege über Einkommen aus Unterhaltsleistungen 
lz.B. Urteil, Beschluß oder Vergleich, Zahlungsnachweis) 
0 Belege über Unterhaltszahlungen lt. Vordruck 
(z.B. Urteil, Beschluß oder Vergleich, Zahlungsnachweisl 
0 Letzte/r Einkommensteuerbescheid oder - erklärung, ergänzende Vorauszahlungsbescheide 
0 Lehrvertrag 
D Flüchtlingsausweis, Notaufnahmebescheid oder Registrierschein für Aussiedler 
0 Nachweise über Schwerbehinderung 
0 Nachweise über den Bezug von Pflegegeld bzw. - zu lagen 
0 Miet - oder Nutzungsvertrag 
0 Bescheinigung des Vermieters über 0 Wohnfläche 0 Baujahr der Wohnung 
0 Letzte/r Mietequittung oder Überweisungsbeleg 
0 Schreiben des Vermieters über Mieterhöhung 
0 Nachweise über Zinsen und Dividenden aus Sparguthaben, Genossenschaftsanteilen, Wertpapieren usw. 
0 Bei Untervermietung: Erklärung lt. Vordruck 
0 Bei Anträgen von Auszubildenden: Anlage zum Antrag auf Wohngeld 
0 
0 
0 --------------------- - -
0 
Ul Pt=a.,;lllUII!:tl ome vor aem AUSlUllen genau ourcnlesen! 
~ ~-- - ------------- , Zahl der Anlagen : 
~n 1 Emgangsstempel 1 (Datum) 
~mtfür I I I Antragslellung I I Nohnungswesen I 
- Wohngeldslelle- I I I I I Wohngeld-Nr.: J 4, 8-9 
I I I 
3800 Mannheim 1 ------ - -- - - - ---- -I Von.·N<.o I 
~ntrag auf Mietzuschuß I"'" 0 Folge 0 Erhöhung§ 29 0 1ach dem Wohngeldgesetz ab bis 
Erstantrag: Wird für die Wohnung erstmals von Weltergewährungsantrag: Bei erneuter Antrag· 
Ihnen ein Antrag gestellt, so sind alle Fragen zu stellungkann auf die Beantwortung der grün un· 
beantworten terlegten Fragen verzichtet werden, sofern keine 
Änderung gegenüber den letzten Angaben einge· 
treten ist. 
) Antragsteller Zu- und Vorname des Ant ragstellers, be i Frauen auch Mädchenname Te lelon·Nr. 
Geburtsdatum (Tag, Monat, Jahr) 
0 0 0 0 0 
ledig verhei· geschie· getrennt ver· 
ratet den lebend witwet 
) oer Antragsteller 0 0 0 0 0 0 0 0 Ist Selbständiger Beamter Angestellter Arbeiter Rentner, sonst.Nichter· Student Arbeitsloser 
Pensionär warbstätiger 
. Anschrift des Postleitzahl, Wohnort Straße, Haus-Nr., Stockwerk, Lage im Stockwerk. T elelon·Nr. 
Antragstellers 
Wohnung, für die (nur au•fü11en, fell1 Mlehulchuß für eine andere als die in Ze11e 3 bezeichnete Wohnung buntragt wird) 
Wohngeld bean- Pos tl eitzahl, Wohnort Straße, Haus -Nr Stockwerk, Lage Im Stockwerk 
tragtwird 
) Vermieter Name/Firma Postleitzahl, Ort 
Straße,Hau s-Nr. Telefon·Nr. 
)zahlung dea Der beantragte Mietzuschuß soll ausgezahlt werden an: 
Mletzuachueaea 0 den Antragsleller selbst (siehe oben) 0 folgende Person 
Name Vorname 
Postleitzahl, Wohnort Straße, Haus·Nr 
Bankkonto Konto -Nummer Name des Geldinstituts, Ort 
)Vorübergehende Ist der Antragsteller oder ein Familienmitglied vorübergehend vom Haushalt abwesend? 
Abwesenheit 
0 nein O ja, Name: 
)Wird schon Wohn- Wird bereits Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für denselben oder eine n anderen Wohnraum ge· 
geldgewährt oder währt o der ist Wohngeld oder eine vergleichbare Leistung für eine andere Wohnung beantragt worden? 
ist solches bean-
tragt? O nein O ja, für folgende Wohnung: 
Postleitzahl, Wohnort Straße, Haus-Nr. , Stockwerk, Lage im Stockwerk 
-
- - -
Sozialhilfe Ist d er Antragsteller oder ein Familienmitglied Sozial hilteempfänger? 
1 i nein 1 I ja, Name: _ 
- --- - - - - -
~--
- -
Entrichtung von Hat ein zum Haushal t rechnendes Familienmitglied im Jahr der Antragstellung Vermögensteuer zu entric hten? 
Vermögensteuer 
I 1nein .ja 
Personen, die Wohnen in der Wohnung Familienmitglieder oder andere Personen, die nic ht zum Hau shalt rec hnen? 
nicht zum Haushalt 










. -· ··-···- ... ---· -·· -·· ..................... - -· - · ~01101~01 0 1"111UCI'dCIU U;;t"O'.J 
Betrag DM zum Antragsteller 
2 3 4 
- Antragsteller 
(Nur auuufüllen, wenn Wohnreu.m uniervennietet lat) 
Die Bruttoeinnahmen aus dem untervermieteten Wohnraum betragen: 
ln den monatlichen Bruttoeinnahmen sind enthalten 
a) Vergütung für Nebenleistungen 
b) Kosten des Betriebs zentraler Heizungsanlagen, 
zentraler Brennstoffversorgungsanlagen oder der 
Fernheizung 
c) Kosten des Betriebs zentraler Warmwasser-
versorgungsanlagen 








5 6 7 
DM 
Dja, in Höhevon DM 
0 ja, in Höhe von DM 
O ja, in Höhe von DM 
0 ja, in Höhe von DM 
0 ja, in Höhe von DM 
Werden sich die Einnahmen eines oder mehrerer Familienmitglieder innerhalb der nächsten 12 Monate 
voraussichtlich ändern? 
Onein 0 ja, bei Fam.-Mitgl. (obenZiff. 11) lfd. Nr. ab ___ _ _ ______ __ _ 
erhöhen um DM vermindern um DM 
/erdenAuf-
rendungenzur O nein O javonFam.-Mitgl.@lfd.Nr. _____ _ 
rfüllung ge- (Name, An schrift) 
von Fam.-Mitgl.@lfd. Nr. _____ ____ _ 
(Name, Anschrift) 













in Höhe von monatlich DM in Höhe von monatlich DM _________ _ 
Rechnet der Unterhaltsberechtigte zum Haushalt des Antragstellers? 
D nein Verwandtschaftsverh. oder Rechtsgrund der D nein Verwandtschaftsverh. oder Rechtsgrund der 
O ja Leistung O ja Leistung _______ ____ _ 
Wird für den Unterhaltsberechtigten Kinderg~ld nach dem BKGG oder eine Leistung im Sinne des §8 Abs. 1 
BKGG gewährt? 
(Name, Anschrill) 
Onein O ja für ______ ________ __________________ _ 
Ist der Unterhaltsberechtigte zur Ausbildung auswärts untergebracht? 
0 nein O ja, Ziff. 111fd. Nr. O nein O ja, Ziff.111fd. Nr. _________ _ 
(Ort) {Ort) 
in _________________ _ in ________________ __ _ 
Art der Ausbildung: Art der Ausbildung: 
Für welche zum Haushalt oder nicht zum Haushalt zählenden Kinder wird Kindergeld nach dem BKGG oder 
eine Leistung im Sinne des§ 8Abs. 1 BKGG gewährt? 
Name j BotrogDM j von - bis 
=-=-=-=----_-_-_-_-_-_-_-_-_-_- ~ ~ - 1 : --- -- I 
~~----------;r~ 
Ist eines der unter Ziff. 11 aufgeführten Familienmitglieder nein ja Ud. Nr. 
II I I 
-
- - -
a) Zu mehr als 50v. H. in der Erwerbsfähigkeit gemindert? 
Falls ja, Grad der Behinderung: v. H. 
b) Heimkehrer (Rückkehr nach dem 31. Dezember 1948)? II II 
c) Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung? II II 
- -- --
d) Vertriebener oder DDR-Flüchtling? II II 
--- - -
e) Deutscher aus der DDR oder Berlin (Ost)? I I II 
Verlegung des Wohnsitzes in die Bundesrepublik (einschl. Berlin-West) am 
- - -
monaU./jähr1. Einkommensteuer slcherg. od . verglelchb. Arb eitslosenver! 
Be trag DM Betrag DM entrich tet? Leis tungen entrichtet? en trichtet? 
Art monall/jährl. .,. monatl.ljährl. Belrag DM 
8 9 10 11 12 13 14 15 
O nein O ja 0 nein 0 ja D nein O ji 
D nein O ja 0 nein 0 ja D nein O ji 
O nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j• 
O nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j• 
D nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j1 
O nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j• 
D nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j1 
D nein O ja 0 nein 0 ja D nein O j1 
)Wohnverhältnla 0 0 0 0 0 0 
des Hauptmieter Untermieter EigentUrner im Sonstige Nutzungs· Eigenturner einer Dauerwohn· 
Antragstellers e1genen Haus berechtigter (und Eigentums· berechtigter Helminsassel wohnung 
Öffentl. Mittel Istdie Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert worden? D nein O ja 
Wohnfläche Oie Gesamtfläche der Wohnung beträgt: m2 
davon 
a) ausschließlich gewerblich oder beruflich genutzt m2 
b) untervermietet m2 
c) einem andern unentgeltlich zum Gebrauch überlassen m2 
Ausstattung Hat die Wohnung Sammelheizung D nein O ja 
Fernheizung? D nein O ja 
Bad oder Duschraum? D nein O ja 
Bezugsfertig· Wann ist die Wohnung 0 vordem31.12.1965 
kelt bezugsfertig geworden? 0 nachdem31.12.1965 Jahr der Bezugsfertigkeit: 
Einzugsdatum Wann haben der Antragsteller oder die zum Haushalt rechnenden Familienmitgl. die Wohnung bezogen? 
Genaues Datum (Tag, Mona t, Jahr) 
Beginnder Ab wann wird für die Wohnung Miet· oder Nutzungsentgelt gezahlt? 
Mietzahlung Genaues Datum (Tag, Monat, Jahr) 
ab 
Höheund Die monatliche Gesamtmiete für die Wohnung beträgt: DM 
Zusammen-
setzung ln der monatlichen Gesamtmiete sind enthalten : 
derMiete a) Kosten des Betriebs zentraler Heizungsanlagen, 
zentraler Brennstoffversorgungsanlagen oder der 
Fernheizung D nein 0 ja, in Höhe von DM 
b) Kosten des Betriebs zentraler Warmwasserver-
sorgungsanlagen I 1 nein O ja, in Höhevon DM 
c) Untermietzuschläge [] nein 0 ja, in Höhe von DM 
d) Zuschläge für die Benutzung von Wohnraum zu 
anderen als zu Wohnzwecken Ll nein Cl ja, in Höhe von DM 
e) Vergütung für Möblierung vollmöbliert n nein r 1 ja, in Höhe von DM 
teilmöbliert Cl nein n ja,inHöhevonDM 
n Vergütung für Kühlschrankbenutzung n nein n ja, in Höhe von DM 
g) Vergütung für Waschmaschinenbenutzung IJ nein I I ja, in Höhe von DM 
h) Kosten für Garage 11nein I I ja, in Höhe von DM 
i) Leistungen an Dritte I l nein 1 1 ja, in Höhe von DM 
Mietwert (Nur auszufüllen. wenn der Ant ragsteller eine Wohnung Im eigenen Hause bewohnt) 
Der Mietwert der Wohnung beträgt: DM 
Änderung der Ist ein bisher zum Haushalt rechnendes Familienmitglied inn erhalb der letzten 36 Monate vordem Monat 
Haushaltsgröße der Antragstellung verstorben? 
Name, Vorname Gebur1stag Sterbetag 
-- -- -- -- - - ----
Falls ja, ist seit dem Tode ein neu es Familienmitglied in den Haushalt aufgenommen worden? 
Name. Vorname Gebu•tstag Einzugstag 
-
- - - - - ---
!roen 
igefügt: a) bei Arbeitnehmern: 
-höhere Werbungskosten : 
b) bei Rentnern: 
c) bei Kindern: 
d) bei Empfängern von 
Unterhaltsleistungen: 
e) bei Einkommensteuerpflichtigen: 
f) bei Arbeitslosen: 
g) bei Empfängern von Sozialhilfe 
oder Kriegsopferfürsorge: 
h) Nachweis über sonstige Einnahmen 
2) Bei Angehörigen besonderer 
Personengruppen: 
Bei Behinderten: 
3) Bei Untervermietung, gewerbl. oder 
berufl. Nutzung sowie Überlassung 
an Dritte: 
4) Nachweis über Miete: 
Verdienstbescheinigungen 
Bescheinigung I Bescheid des zuständigen Finanzamtes 
Rentenbescheide mit den letzten Änderungsmitteilungen 
Nachweis über Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) oder über Leistungen im Sinne des § 8 Abs. 1 BKGG 
Nachweis über Art. Höhe und Empfänger der Leistungen . 
(soweit der Nachweis nicht nach Buchstabe a] zu erbringen ist) 
Einkommensteuerbescheid, Einkommensteuervorbescheid, 
Einkommensteuererklärung 
Meldekarte des Arbeitsamtes mit der Eintragung über bezog e· 
nes Arbeitslosengeld oder bezogene Arbeitslosenhilfe 
Nachweis über Art und Höhe der Leistungen 
Nachweis über die Zugehörigkeit 
Ausweis nach§ 3 Abs. 5 des Schwerbehindertengesetzes . 
Wohnflächenberechnung 
a) Mietvertrag und Ergänzungsvereinbarungen 
b) Mietquittungen 
c) Mieterhöhungserklärung des Vermieters 
d) Nachweis ÜberUntervermietung ..... ... .. • .•.. . . ..• . • . .• 
e) Nachweis über Leistungen an Dritte 
5) Bei Aufwendungen zur Erfüllung Nachweis über 
gesetzlicherUnterhaltsverpflichtungen: a) Höhederleistungen . 



















Rechtsgrund für die Leistungen Cl 
c) Ausbildung (Bescheinigung der Ausbildungsstätte 0 
>rslchere, daß fch alle Tatsachen, die für die Leistung erheblich sind, richtig und vollständig angegeben habe. 
timme zu, daß Dritte der Wohngeldstelle die für die Bearbeitung des Antrags erforderlichen Auskünfte erteilen (§ 60 
I Nr. 1 SGB). 
I bekannt, 
ß ich gesetzlich verpflichtet bin, Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im 
sammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, bis zum Erlaß des Bescheids (§ 60 Abs. 1 Nr. 2 SGB) unver-
glich mitzuteilen, 
ß ich verpflichtet bin, unverzüglich mitzuteilen, wenn der Wohnraum für den Mietzuschuß gewährt wird, vor Ablauf des Be· 
ligungszeitraums nicht mehr von den zum Haushalt rechnenden Familienmitgliedern benutzt wird, 
ß ich den zu Unrecht empfangenen Mietzuschuß zurückzahlen muß, wenn ich die ungerechtfertigte Gewährung zu vertreten 
be, und daß ich unter Umständen auch mit strafrechtl icher Verfolgung rechnen muß, 
ß ich Kosten für Bescheinigungen und Nachweise aller Art selbst zu tragen habe. 
'"m Un!er sc h11ft des Ant ragstellers 
Wird von der Einwohnermeldestelle der Stadt Mannheim ausgefüllt! 
Oie Angaben des Antragstellers über die Zahl und den Familienstand der Familienmitglieder stimmen mit den Eintragungen 
im Melderegister - überein - in folgenden Punkten nicht überein-: -------------------









dzllfern beziehen slch auf dle entsprechend bezlllerten Zeilen des 
()tdrucks) 
agsteller ist der Antragberechtigte. 
>erechtigt sind Mieter, Untermieter und ihnen vergleich-
utzungsberechtigte (Inhaber von Genossenschafts- oder 
'hnungen, Bewohner von Wohnheimen, Inhaber mietähn-
)auerwohnrechte). Ferner sind antragberechtigt Eigen-
•on Mehrfamilienhäusern, gemischt genutzten Gebäuden 
1eschäftshäusern, wenn sie eine Wohnung im eigenen 
ewohnen; ihnen stehen Eigentümer von Ein- und Zwei-
lhäusern gleich, die neben dem Wohnraum in solchem 
1 Geschäftsräume enthalten, daß nicht mehr von Eigen-
gesprochen werden kann. 
1erechtigt sind nicht Personen, die als vorübergehend 
nde Familienmitglieder den Wohnraum nur vorüberge-
~nutzen. 
n zum Haushalt mehrere Familienmitglieder, so ist der 
ltsvorstand antragberechtigt Haushaltsvorstand ist das 
nmitqlied, das im Zeitpunkt der Antragstellung den größ-
der Unterhaltskosten für die zum Haushalt rechnenden 
lmitglieder trägt. 
en mehrere Möglichkeiten zu, so ist d i e soziale Stel-
lzukreuzen, die sich auf die Haupteinkommensquelle 
lie Stelle der Angaben über den Vermieter treten Anga-
er den Empfänger des Entgelts für die Wohnraumnut-
·enn der Antragsteller ein "sonstiger Nutzungsberechtig-
(vgl. die Erläuterungen unter Randziffer 17). Die Anga-
fatlen, wenn der Antragsteller eine Wohnung im eigenen 
~wohnt. 
n der Antragsteller damit einverstanden ist, kann der 
chuß an den Empfänger der Miete oder des Nutzungs-
' (Ziffer 5) oder an zum Haushalt rechnende Familien-
er gezahlt werden. Zur Erklärung des Einverständnisses 
es, wenn der Antragsteller Anschrift und Kontonummer 
pfängers angibt. 
1 vorübergehend abwesende Familienmitglieder rechnen 
3milienhaushall, z. 8. Trennungsgeldempfänger, zum 
mst einberufene Wehrpflichtige und zu Ausbildungs-
n abwesende Familienmitglieder, wenn sie keinen eige-
lshalt begründet haben und der Familienhaushalt während 
esenheit weiterhin der Mittelpunkt ihrer Lebensbeziehungen 
1ergleichbare Leistungen kommen nur solche Leistungen 
mtlichen Kassen in Betracht, die dazu bestimmt sind, die 
lder Belastung für die Wohnung oder einzelne Räume 
ler teilweise zu decken. 
gleichbare Leistungen sind z. B. nicht anzusehen Lei-
für die Unterkunft nach den Vorschriften des Bundes-
lfegesetzes und des Sundesversorgungsgesetzes über 
~gsopfe rfürsorge und der Ortszuschlag zu den Bezügen 
1ehörigen des öffentlichen Dienstes. 
piel: Verheiratete Kinder des Antragstellers bewohnen mit 
nilie Räume in der Wohnung des Antragstellers und führen 
1en selbständigen Haushalt. 
amilienmitglieder sind der Antragberechtigte und seine 
m Angehörigen: 
Jatte, 
He in gerader Linie (z. 8. Großeitern, Ellern, Kinder, 
He zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie (z. 8 . 
ister. Onkel, Tante, Nichte, Neffe) , 
r8.gerte in gerader Linie (z. B Schwiegereltern, Schwieg er-
•8.gerte zwe1ten und dritten Grades in der Seitenlinie 
1er. Scllwägenn und deren l<inder), 
1€11chkeitserk!arung mit ihm verbunden e Personen. 
nder ohne Rücksicht au f ihr Alter und Pflegeeltern 
1," ;,r, n t, r,. ,n 
:. ~ •f : l" ~ : nun 
Oie Familienmitglieder rechnen zum Haushalt, wenn sie eine 
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Antragberechtigten 
führen. Auch die vorübergehend abwesenden Familienmitglieder 
sind anzugeben (z. B. die in den Erläuterungen unter Randzif-
fer 7 genannten Personen). 
b) Zu den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit (Spalten 6 
und 7) gehören z. B. Gehälter und Löhne (einschl. Einnahmen 
aus Neben- und Aushilfstätigkeit, Entgelt für Überstunden, für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Heirats- und Geburtsbei-
hilfen der Arbeitgeber und vermögenswirksame Leistungen nach 
dem Dritten Vermögensbildungsgesetz), Gratifikationen, Tantie-
men, Trinkgelder, andere Bezüge und Vorteile, die für eine 
Beschäftigung im privaten oder öffentlichen Dienst gewährt 
werden, Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengelder 
sowie andere Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstleistun-
gen. 
Der Nachweis über die Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit 
ist durch eine Verdienstbescheinigung zu erbringen. 
c) ln den Spalten 8 und 9 sind Renten anzugeben (z. B. aus den 
gese.tzl ichen Rentenversicherungen), soweit sie nicht unter Buch-
stabe d fallen, nach Art und Höhe. 
d) Als andere Einnahmen (Spalte 10 und 11) sind alle nicht 
unter die Buchstaben b und c fallenden Einnahmen in Geld' oder 
Geldeswert anzugeben, und zwar ohne Rücksicht auf ihre Quelle 
und ohne Rücksicht darauf, ob sie als Einkünfte im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes steuerpflichtig sind oder nicht. 
Dazu gehören insbesondere Einnahme., aus selbständiger Ar-
beit, aus Gewerbebetrieb, aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Kapitalvermögen, aus Vermietung und Verpachtung (ohne Ein-
nahmen aus Untervermietung) sowie das gesetzliche Kindergeld. 
Die Einnahmen sind durch den letzten Einkommensteuerbe-
scheid ergänzende Vorauszahlungsbescheide, die letzte Einkom-
mensteuererklärung oder in sonstiger geeigneter Weise nach-
zuweisen. 
Als andere Einnahmen sind auch Einnahmen aus Neben- und 
Aushilfstätigkeil anzugeben, sofern sie nicht unter die Einnah-
men aus nichtselbständiger Arbeit (Buchstabe b) fallen, ferner 
alle Einnahmen der nachfolgend genannten Art: 
- Leistungen aus der gesetzlichen Kranken- und Unfallversiche-
rung sowie vergleichbare vertragliche Leistungen; 
-Leistungen zur Heilbehandlung nach den §§ 10 ff. des Bun-
desversorgungsgesetzes; 
- Leistungen im Heilverfahren, die aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un-
rechts gewährt werden; 
-Grundrenten an Witwen, Witwer und Waisen der Beschädig-
ten nach dem Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, 
die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären; 
-sonstige Bezüge, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften aus 
öffentlichen Kassen versorgungshalber an Wehrdienstbeschä-
digte und Ersatzdienstbeschädigte oder ihre Hinterbliebenen, 
an Kriegsbeschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen Gleich-
gestellte gezahlt werden; 
- Leistungen zur Förderung der beruflichen Bildung (Ausbil-
dung, Fortbildung, Umschulung) , zur Berufsfürsorge, zur För-
derung der Arbeitsaufnahme und zur Arbeits- und Berufs-
förderung; 
- Leislungen aus öffentlichen Kassen oder aus Mitteln einer 
öffentlichen· Stiftung, die wegen Hilfsbedürftigkeit gewährt 
werden; 
-Leistungen nach den Vorschriften des Bundessozialhilfegeset-
zes und des Bundesversorgungsgesetzes über die Kriegs-
opferfürsorge; 
- Leist ungen für die freie Wohlfahrtspflege; 
- Kapi talabfi ndungen aus der gesetzlichen Renten- und Unfall-
versicherung der Arbeiter und Angestellten, aus der Knapp-
schaftsversicherung, aufgrund des Bundesversorgungsgeset-
zes und von Gesetzen, die dieses für entsprechend anwend-
bar erklären, einschließlich der entsprechenden Leistungen 
nach dem Gesetz zur Sicherstellung der Grundrentenabfin-
dung in der Kriegsapfelversorgung sowie der Beamlen-(Pen-
sions-) gesetze; 
- bille wenden -
Kapltarentscnaorgung autgrund gesetzlrcller vorsclmlten zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts; 
Hauptentschädigung, Entschtidig~ngsrente und besondere lau 4 
fende Beihilfeaufgrund des Lastenausgleichsgesetzes, beson-
~ere laufende Beihilfe aufgrund des Flüchtlingshilfegesetzes 
sowie Entschädigung und Entschädigungsrente aufgrund des 
Repa ra tionssch äd engesetze s; 
Unterhaltshilfe, Unterhaltsbeih ilfe urrd Beihilfe zum Lebens-
Jnterhalt aufgrund des Lastenausgleich sgesetzes, des Repa 4 
rationsschädengesetzes, des § 10 des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes. des Vierten Tei!s 
~es Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes und des Fl üchtlings-
f1ilfegesetzes. 
Für alle Einnahmen ist der Zeitraum anzugeben, in dem sie 
~iell wurden (monatl./jährlich). ln der Regel ist die Summe der 
1nahmen in den letzten 6 Monaten vor der Antragstellung anzu-
ben. Bei erheblichen Schwankungen sind die Einnahmen des 
zten Kalenderjahres oder der letzten 12 Monate vor der Antrag-
~llung anzugeben. 
zu erwarten, daß die Einnahmen im Bewilligungszeitraum vOn 
n bisherigen Einnahmen abweichen, so sind die zu erwarten-
" Einnahmen anzugeben und nähere Angaben zu machen. 
s gilt z. 8., wenn ein zum Haushalt rechnendes Familienmit 4 
=d aus dem Erwerbsleben ausscheidet und an die Stelle der 
~nahmen aus nichtselbständiger Arbeit die Rente tritt. 
1malige Einnahmen sind als solche zu bezeichnen. Außerdem 
der Zeitraum anzugeben. dem sie zuzurechnen sind (z. ß. 
~haltsnachzahlungen im Januar 1978 fü r die Monate Juni bis 
"ember 1977). 
Die Werbungskosten/Betriebsausgaben (Spalte 12) sind für 
le Einkommensart gesondert anzugeben. Bei den Einnahmen 
s nichtselbständiger Arbeit beträgt der vorgeschriebene 
uschbetrag der Werbungskosten z. Z. jährli ch 564 DM; höhere 
=rbungskosten müssen nachgewiesen werden. 
i den Renten und den anderen Einnahmen dürfen nur die 
chgewiesenen Werbungskosten oder Betriebsausgaben im 
1ne des Einkommensteuerrechts angegeben werden. 
erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen, soweit sie 
~ normalen Absetzungen für Abnutzung nach § 7 des Ein-
mmensteuergesetzes übersteigen, nicht berücksichtigt werden 
rfen, sind nur die normalen Absetzungen nach § 7 des Ein-
mmensteuergesetzes anzugeben. 
Vergleichbare Leistungen (Spalte 14) sind insbesondere 
iwillige Beiträge zur Sozialversicherung, zur gesetzlichen oder 
~taten Krankenversicherung einschl. Krankentagegeldversiche-
rg, zur Lebensversicherung, zur privaten Unfallversicherung, 
Pensions 4 , Versorgungs- und Sterbekassen, zur Berufs- oder 
~nstunfähigkeitsversicherung und zu Betriebsgemeinschafts-
;sen für zusätzliches Ruhegeld und Sterbe!=Jeld. 
rgleichbare Leistungen sind insbesondere nicht Beiträge zu 
chve,rsicherungen (z. B. Gebäude- und Hausratversicherung) , 
Haftpflichtversicherung und zur Krankenhaustagegeldversi-
nung. 
Andere Leistungen im Sinne von § 8 Abs. 1 BKGG sind unter 
ferem: 
{inderzulagen aus der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
<indergeldzuschüsse aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, 
Leistungen für Kinder, die außerhalb des Geltungsbere ichs 
::les Gesetzes gewährt werden und dem Kindergeld oder einer 
ton unter Nr. 1 genannten Leistungen vergleichbar sind, 
Kinderzuschlag nach § 27 des BBesG oder entsprechender 
tariflicher Vorschriften im Bereich des öffentl. Dienstes. 
Qg) ~er der l::rmrttlung des Jainesernkommens der genanntt 
Personengruppen bleiben Einnahmen bis zu einem Betrag vc 
1200 Dlv1, bei Behinderten mit einer Minderung der Erwerb 
fähigkeitvon 50 v. H. und mehr 1500 DM, bei Schwerbehinde 
ten mit eine r Minderung der Erwerbsfähigkeit von 80 v. H. ur 
mehr sowie bei Schwe rbeh inderten, wenn sie pflegebedürft 
im Sinne von § 69 Abs. 3 Satz 1 BSHG sind, 2400 DM, auß 
Betracht. 
Der Freibetrag wird zugunsten eines zum Haushalt rechnend' 
Fam ilienm itgliedes jeweils nur einmal abgesetzt, auch wenn d 
belreffende Familienmitglied mehreren der genannten Persone 
gruppen anyehört. 
@ Sonstige Nutzungsberechtigte sind z. B. Bewohner v 
Genossenschaftswohnungcn, Stiftswohnungen, Heimplätzen 
Wohnheimen sowie Bewohner mit mietähnlichen Dauerwob 
rechten. 
@ Als Sammelheizung ist eine Zentral 4 oder Etagenbeizur 
anzusehen, an die alle Wohn- und Schlafräume der Wohnur 
angesch lossen sein müssen; Entsprechendes gilt auch für 
Speicheröfen, Nacht st romspeicher heizungen. Gasöfen, Kachc 
olenmehrraumheizung sowie zentral versorgte Oleinzelofenht 
zung. 
Als Bad ist eine Badeeinrichtung mit Wanne in einem besond 
ren Raum und mit zentralem oder besonde1em Wa1mwass( 
bereiter anzusehen. Der Raum kann neben der Badeeinrichtu 
ein WC und ·eine Wascheinrichtung enthalten. 
@ Gesamtmiete ist das Entgelt für die GcbJauchsüberlassu 
von Wohnraum aufgrund von Mietverträgen oder ähnlichen N1 
zungsverhältnissen ei nschließlich Umlagen, Zuschlägen und V1 
gütungen; 
dazu gehören auch Beträge, die infolge eines Mietverhältniss 
oder eines ähnlichen Nutzungsverhaltnisses an einen Dritt 
(z. B. an die Gemeinde) zu bezahlen sind. 
Zur Gesamtmiete gehören auch die unter Ziffer 24 Buchstaber 
bis h genannten Kosten, Zuschläge und Vergütungen, die jedo 
nicht zuschußfähig sind. Wenn die jewe il igen Beträge dafür d( 
Antragsteller nicht bekannt sind, wird von der Bewilligungss ie 
ein bestimmter Pauschbetrag ei ngese tzt. 
Die Angaben zu Buchstaben c bis h entfallen, wenn der Anlra 
steiler eine Wohnung im eigenen Haus bewohnt. 
@ Als Mietwert für die vom Antragsteller im eigenen Haus b 
wohnte Wohnung ist der Betrag anzugeben, welcher der Mie 
für eine vergleichbare Wohnung entspricht. Unterschiede d1 
Wohnwertes, insbesondere in der Größe, Lage und Ausslatlur 
der Wohnung, sind zu berücksichtigen. 
@ Hat sich die Zahl der zum Haushalt rechnenden Familie 
mitglieder durch Tod innerhalb der dem Antragsmonat vorang 
gangeneo 3'6 Monate verringert, so ist drese Verringerung I 
die Dauer von 36 Monaten nach dem Sterbemonat ohne Einflr 
auf den Höch stbetrag der zu berücksichtigenden Miete und a 
die für die Wohngeldtabelle maßgebliche Familiengröße, län 
stens jedoch bis zum Wohnungswechsel oder bis zur Aufnahn 
eines weiteren ·Familienmitglieds in den Haushalt. 
@De r Antragsteller ist verpflichtet, an der Aufklärung des Sac 
verhalts mitzuwirken. Er hat insbesondere die ihm bekannt• 
Tatsachen anzugeben und die erforderlichen Unterlagen beiz 
fügen. Oie vorgelegten Unterlagen werden zurückgegeben, s 
bald sie nicht mehr benötigt werden. 
Fehlen Unterlagen, so muß der Antragsteller mit einer Verzög 
rung bei der Bearbeitung seines Antrages, wenn nicht sogar r 
einer Ablehnung rechnen. 
Da auch Behörden (insbesondere Finanzbehörden und Sozi 
jmler), Arbeitgeber und Vermreter verpflichtet sind, der Be\', 
ligungsstel le Auskünfte zu geben, wenn und soweit es die E1 
scheidung über den Antrag erfordert, wird sich die Bewil!igun~ 
stelle an diese Auskunftspflichtigen wenden, wenn die Angab 
und Unterlagen des Antragstellers unvollständig sind. 
Brigitte Hilgendorf 
BIBLIOGRAPHIE 
Die Bibliographie bringt nur eine Auswahl der e inschlägigen Literatur 
und ist als Einstiegsmög lichke it gedacht. Da die Hauptmenge der Fomu-
lare und Vordrucke in der öffentlichen Verwaltung und der Wirtschaft 
anfällt, stehen diese Bereiche mit ihren Vordrucken sowohl in sprach-
licher als auch in praktischer Hinsicht im Vordergrund. Außerdem waren 
die soziale- bzw. sprachlich -soziale Seite und sprachgestalterische 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Danach richtete sich die Auswahl. 
Die Bibliographie gliedert sich folgendemaßen: Seite 
1 . Bibliographien ..•.... .. ...........•.....................•.. 17 2 
2. Amts-, Rechts- und Verwaltungssprache ...................... 175 
3 . Wirtschafts- und Geschäftssprache ..........•..........•.... 191 
4. Verwaltung, Bürokratie, Institutionen, Bürger ..•........... 204 
5. Fomulare, Vordrucke, Muster - Vordruckgestaltung, Textgestal-
tung, Textverarbeitung .........•••..•.......••.•••.•....... 217 
6. Stilistik und Rhetorik •....•......•........................ 230 
7. Werbung ...............•.................................... 240 
8. Abkürzungen .........................•..................•... 245 
Es wurde nicht berücksichtigt Literatur z u: Fachsprachen allgemein, 
Kommunikationswissenschaft, Sprechakttheorie, Datenverarbeitung, 
Normung und Terminologie, Begriffsbildung, Grammatik, Semantik und 
Lexik allgemein, Politik, Psychologie, Soziologie usw. Diese Litera-
tur kann im einzelnen Fall durchaus einschlägig und nützlich sein. Je-
de Gruppe dieser Literatur hätte aber schon allein in Auswahl den Rah-
men dieser Bibliographie gesprengt. 
Jede Gruppe dieser Bibliographie ist in sich alphabetisch nach Verfas-
sernamen geordnet. Mehrere Bücher oder Aufsätze eines Autors sind in 
der Reihenfolge der Erscheinungsjahre angeordnet. Bei Wörterbüchern 
u.ä. ist außerdem vom Titel-Schlagwort auf den Verfasser- bzw. Heraus-
gebernamenverwiesen. 
Diese Auswahlbibliographie hat einige technisch begründete leichte 
Fehler in der alphabetischen Folge, und sie wird sicher Titel-Lücken 
enthalten . Für entsprechende Hinweise wäre ich sehr dankbar. 
Zu danken habe ich den Beiträgern zu diesem Band und den Kollegen im 
Institut für wichtige Literaturhinweise, insbesondere Herrn Scheff-
ner. Danken möchte ich auch den Bibliothekaren der Uni versi tätsbiblio-
thek t<:annheim für ihre freundliche Hilfe. Vor allem habe ich aber Frau 
Brants für die Reinschrift des Manuskripts und Frau Gerstel, Frau 
Lindauerund Frau Laton für das Schreiben der Druckvorlage zu danken. 
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